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A   Problemstellung Im Folgenden wird die Bedeutung des Themas, das Ziel dieser Arbeit und der Gang der Untersuchung aufgezeigt. 
1  Bedeutung des Automobilsektors Der Automobilsektor ist derzeit einer der wichtigsten Industriezweige in Europa: Ca. 2,2 Millionen Mitarbeiter sind direkt, weitere 9,8 Millionen in-direkt darin beschäftigt (insgesamt sind dies ca. 6 % aller Beschäftigten in Europa).1 Sie erwirtschaften einen Umsatz von ca. € 780 Milliarden im Jahr, was ca. 6 % des europäischen Bruttoinlandprodukts (BIP) darstellt.2 In ein-zelnen Ländern, vor allem Deutschland, ist die Bedeutung zum Teil noch größer. Mehr als 830 000 direkte Arbeitsplätze bestehen in der deutschen Automobilindustrie.3 Auch aus Sicht der Konsumenten ist das Auto für 80 % der europäischen Haushalte, die ein Auto besitzen, aus dem täglichen Leben nicht mehr weg zu denken.4 Für Gewerbebetriebe und somit für die ganze Volkswirtschaft ist das Automobil oft zentraler Bestandteil zur Schaffung von Gütern und Dienstleistungen und bietet eine flexible Logis-tik-Lösung.5 Zunehmend werden Pkw als Firmenfahrzeuge zugelassen, die sowohl gewerblich als auch privat genutzt werden.6  Die EU-15, mit Ausnahme von Luxemburg,7 bezogen 2007 ca. € 380 Milliar-den ihrer Einnahmen durch die Besteuerung des Automobils oder der Au-tomobilnutzung. Darin enthalten sind Umsatzsteuern, Kraftfahrzeug-steuern, Zulassungsabgaben sowie Abgaben auf Mineralöl.8 Damit haben sowohl Staaten, Konsumenten als auch die Automobilindustrie ein gewich-tiges Interesse am Florieren der Branche. 
                                                 1  Vgl. ACEA (2010b). 2  Vgl. Europäische Kommission (2009h), S. 1. 3  Vgl. ACEA (2010b). Angaben beziehen sich auf das Jahr 2007. 4  Vgl. Europäische Kommission (2009i). 5  Hinzu kommt die große Bedeutung des Güterverkehrs mit Nutzfahrzeugen, der in dieser Arbeit nicht behandelt wird. 6  Vgl. KBA (2009a), S. 6 ff. 7  Für Luxemburg lagen keine Daten vor. Vgl. ACEA (2010c), S. 73. 8  Vgl. ACEA (2010c), S. 73 und ACEA (2009a). 
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Die Schattenseite des Automobilverkehrs sind die CO2-Emissionen. In der EU verursacht der Verkehr ca. 20 %9 aller CO2-Emissionen in Europa, wo-von ein großer Teil (ca. 60 %) durch den PKW-Verkehr verursacht wird.10 So haben im Lauf der vergangenen Jahre mehr und mehr Staaten ihre Be-steuerung der Pkw explizit oder implizit nach Umweltstandards ausgerich-tet. Damit soll das Autofahren verteuert oder eingeschränkt oder die Nut-zung von schadstoffarmen Pkw gefördert werden.  Neben den Klimaschutz verfolgt die Europäische Union (EU) das Ziel, einen einheitlichen europäischen Binnenmarkt zu schaffen, und hat dazu zusätz-liche Regelungen erlassen. Im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips können zwar die Mitgliedsländer weiterhin ihr Steuersystem überwiegend auto-nom gestalten, jedoch nur sofern dies im Einklang mit bestimmten euro-paweiten Vorgaben steht. Insgesamt haben die Gesetze, Steuern und Abga-ben auf einzelstaatlicher und regionaler Ebene ein kaum mehr zu über-schauendes Maß angenommen. Dies liegt vor allem an einem Mangel an verbindlichen EU-Richtlinien im Bezug auf Abgaben. Zwar wurden in den vergangenen Jahren die indirekten Steuern11 zumindest im Hinblick auf Mindeststeuersätze ein Stück weit harmonisiert. Jedoch gibt es bei den di-rekten Steuern12 kein ersichtliches Bestreben nach Harmonisierung.13 Dies führt zu einem sehr heterogenen Steuersystem, das gerade im Bereich des Verkehrs bedeutende Markteffekte14 nach sich zieht. Europaweit einheit-lich sind lediglich Regelungen zu Wettbewerbsbeschränkungen.  Es lassen sich nach wie vor viele Beispiele für Marktverzerrungen und die Heterogenität der Steuersysteme in Europa finden: So kann beispielsweise eine ungleiche Mineralölsteuer zu „Tanktourismus“ oder eine ungleiche Besteuerung beim Erwerb eines Fahrzeuges zu Parallelimporten15 führen. Diese Effekte werden sogar durch den gemeinsamen Binnenmarkt ver-stärkt, da dieser den freien Verkehr von Waren europaweit garantiert. 
                                                 9  Der Anteil lag 1970 bei 12 %. 10  Dies sind ca. 12 % der gesamten CO2-Emission in der EU. Vgl. OECD (2006), S. 3. Eurostat (2011), Eurostat (2011a) und ACEA (ohne Datum). 11  Siehe Kapitel B 1.4.1. 12  Siehe Kapitel B 1.4.1. 13 Vgl. Bach (1999), S. 2. 14  Beispielsweise höhere Zulassungszahlen für Diesel betriebene Pkw oder kürzere Haltedauern. 15 Wird auch als Reimport bezeichnet. 
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Marktverzerrungen und Wettbewerbsbeschränkungen zeigen sich bei Fahrzeugpreisen, die in Europa stark variieren. Beispielsweise kosten in Dänemark Pkw bis zu 37 % weniger als in Deutschland. Die Gründe hierfür werden von der EU und den Automobilherstellern unterschiedlich gesehen: Die Europäische Kommission führt diese Entwicklung auf die aktuelle Gruppenfreistellungsverordnung (GVO) zurück, die den Automobilherstel-lern, bzw. deren Vertriebsgesellschaften, momentan noch einen selektiven oder exklusiven Vertrieb erlaubt, und damit zusätzliche Markmacht ver-leiht und den Wettbewerb behindert.16  
2  Zielsetzung der Arbeit Das Ziel dieser Arbeit besteht in erster Linie darin, die unterschiedlichen Abgaben auf Pkw der einzelnen EU-Länder sowie Norwegen und der Schweiz systematisch zu untersuchen und zu vergleichen. Dabei gilt beson-deres Augenmerk CO2-orientierter Besteuerung, d. h. Steuern, deren Höhe entweder direkt oder indirekt von den CO2-Emissionen eines Fahrzeuges oder der tatsächlichen Nutzung abhängt. Neben einem umfassenden Ver-gleich der CO2-Orientierung der PKW-Besteuerung in den einzelnen Län-dern in Europa werden auch Auswirkungen auf CO2-Emissionen dieser Länder betrachtet. Daneben sollen Maßnahmen der Europäischen Union mit dem Ziel der CO2-Reduzierung mit alternativen Instrumenten vergli-chen und bewertet werden.  Des Weiteren wird die Wirkung unterschiedlicher Besteuerung auf den Pkw-Binnenmarkt analysiert, darunter der Einfluss von Abgaben auf die europäischen Automobilpreise und damit auf Arbitrageeffekte. Ziel hierbei besteht darin aufzuzeigen, inwieweit die Besteuerung Einfluss auf Preisun-terschiede hat.17 In diesem Zusammenhang soll auch die Bedeutung der wettbewerbsrechtlichen Rahmenbedingungen aufgezeigt werden, da diese von der Europäischen Kommission als Hauptursache der Preisdifferenzie-rung genannt werden.18 
                                                 16 Diese Problematiken werden in Kap. C 3.2 näher erläutert. 17 Die Automobilindustrie hat wiederholt behauptet, dass unterschiedliche Preise lediglich auf die heterogene Besteuerung von Kraftfahrzeugen zurückzuführen sind. Vgl. Reinking (2002b) und o.V. (2002a). 18 Vgl. Thöring (2002). 
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Im Rahmen dieser Arbeit wurde ein umfassenden Softwaremodell entwi-ckelt, das die quantitative Analyse von Abgaben im europäischen Automo-bilmarkt ermöglicht, und damit unterschiedliche Abgabensysteme sowohl konzeptionell als auch im Hinblick auf die Abgabenhöhe vergleichbar macht. Bei der Analyse der Steuersysteme werden alle Abgabearten betrachtet; auf die begriffliche und inhaltliche Differenzierung von Steuern, Gebühren und Abgaben wird weitestgehend verzichtet. Wichtiger ist in diesem Zu-sammenhang die ökonomische Bedeutung einer finanziellen Belastung der Bürger unabhängig von der Abgabeart, d. h. die Beeinflussung der Markt-preise durch staatliche Abgaben. 
3  Gang der Untersuchung Nachdem in Kapitel A die Problemstellung, das Ziel und der Gang der Ar-beit dargestellt wurden, beschreibt Kapitel B Abgaben auf neue Pkw in Europa. Dies umfasst eine Diskussion der relevanten finanzwissenschaft-lichen Prinzipien, eine Definition zentraler Begriffe und die Erläuterung der Vorgehensweise und des Umfangs der empirischen Analyse der Abgaben auf neue Pkw in Europa. Dabei werden Abgaben gegliedert nach Abgaben auf den Kauf und das Inverkehrbringen, den Besitz und die Nutzung von Pkw. Darüber hinaus umfasst dieses Kapitel eine umfassende quantitative Analyse von Abgaben in Europa auf repräsentative Fahrzeuge aller Fahr-zeugklassen. Das Kapitel schließt mit einer Zusammenfassung der Abgaben und Vollkosten der Pkw-Haltung in 29 europäischen Ländern. In Kapitel C werden die Reformbestrebungen und ausgewählte Instru-mente im Bezug auf Reduzierung von CO2-Emissionen durch den Automo-bilsektor auf EU-Ebene diskutiert, mit alternativen Instrumenten vergli-chen und abschließend bewertet. 
Kapitel D analysiert und bewertet die CO2-abhängigen Komponenten der Kfz-Besteuerung in Europa. Dazu werden zunächst die ökonomischen Me-thoden und Instrumente beschrieben, die im Zusammenhang mit dem Kli-maschutz relevant sind. Weiter werden die CO2-abhängigen Komponenten der Besteuerung des Erwerbs, des Besitzes und der Nutzung, und insge-samt ermittelt und schließlich im Hinblick auf ihre potenziellen Auswir-kungen auf CO2-Emissionen und den Kauf von sparsamen Autos hin unter-
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sucht. Abschließend wird die neue Kfz-Steuer in Deutschland im Hinblick auf die Zielsetzung beurteilt, den Absatz von sparsamen Kfz zu fördern. 
Kapitel E diskutiert die Problematik der Preisdiskriminierung und der EU-Wettbewerbsordnung. Dies umfasst die Untersuchung der Wirkung von Abgaben auf den Pkw-Binnenmarkt. Dabei wird die Marktform des euro-päischen Automobilmarkts erörtert, die Preisbildung in einem Oligopol theoretisch dargestellt, sowie Parallelimporte beschrieben. Im Anschluss werden die Wettbewerbsbeschränkungen im Automobilsektor in Europa diskutiert. 
Kapitel F fasst die Ergebnisse dieser Arbeit zusammen.   
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B   Abgaben auf neue Pkw in Europa In diesem Kapitel werden die Abgaben auf neue Pkw in Europa dargestellt. Kapitel 1 erläutert zunächst allgemeine steuerliche Begriffe, die zur Einord-nung und Systematisierung der Abgaben auf Pkw von Bedeutung sind. Die Vorgehensweise, Annahmen und Untersuchungsgegenstände der Analyse von Abgaben auf Pkw in Europa sind in Kapitel 2 beschrieben. Die verschie-denen Formen der Abgaben auf Erwerb, Besitz und Nutzung von Pkw wer-den in Kapiteln 3 bis 5 behandelt, sowie die Abgabenhöhe für bestimmte Kfz ermittelt. So werden systematische als auch quantitative Unterschiede oder Ähnlichkeiten zwischen den Ländern aufgezeigt. Kapitel 6 beinhaltet einen breiteren Vergleich der Abgaben und Vollkosten in Europa. 
1  Finanzwissenschaftliche Einordnung der Abgaben Dieses Kapital erläutert Prinzipien und Begriffe der Finanzwissenschaft, welche grundlegend für die systematische Erfassung von einzelnen Belas-tungskomponenten der Länder und für das Verständnis der folgenden Ka-pitel sind.  
1.1  Allgemeine Steuererhebungsprinzipien  Steuern werden grundsätzlich nach dem Äquivalenz- und/oder dem Leis-
tungsfähigkeitsprinzip erhoben, welche im Folgenden erläutert werden.  
1.1.1  Äquivalenzprinzip  Unter dem Äquivalenzprinzip versteht man die Besteuerung der Bürger ge-mäß ihrer empfangenen staatlichen Leistungen.19 Ein Beispiel hierfür aus dem Automobilsektor sind Abgaben auf Mineralöl.20 Der Pkw-Halter muss diese Abgabe nur entrichten, wenn er sein Fahrzeug nutzt und somit staat-liche Leistungen, wie z. B. Verkehrswege, in Anspruch nimmt.21 Problematisch ist die Anwendung des Äquivalenzprinzips, wenn die emp-fangenen Leistungen nicht quantifizierbar sind, beispielsweise bei reinen 
                                                 19  Vgl. Petersen (1993), S. 206. 20  In Deutschland ist dies die Energiesteuer. Vgl. EnergieStG. Im Verlauf dieser Arbeit wer-den diese Abgaben unter „Mineralölsteuer“ zusammengefasst. 21 Vgl. hierzu Kapitel B 5.1. 
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öffentlichen Gütern,22 welche sich durch Nichtrivalität im Konsum und Versagen des Ausschlussprinzips auszeichnen. Das bedeutet, dass die Nutzung von öffentlichen Gütern aufgrund von ökonomischen, technologischen oder institutionellen Gründen nicht beschränkt werden kann, und außerdem von mehreren Personen gleichzeitig genutzt werden kann. Beispielsweise gelten Deiche und Straßenbeleuchtung als öffentliche Güter, jedoch nicht Straßen, da Ausschluss z. B. durch Mautgebühren mög-lich wäre, und Rivalität in der Nutzung besteht (z. B. durch Entstehen von Staus).23 Obwohl eine vollkommene Äquivalenz nicht erreicht werden kann, muss der Gesetzgeber dieses Prinzip berücksichtigen, denn eine spürbare Äqui-valenz zwischen Leistung und Gegenleistung unterstützt das Kostenbe-wusstsein der Bürger und wirkt somit dem Anspruchsdenken entgegen.  
1.1.2  Leistungsfähigkeitsprinzip Daneben fordert das Leistungsfähigkeitsprinzip, dass jeder Bürger nach Maßgabe seiner finanziellen Belastbarkeit zu besteuern ist. Diese Auffas-sung wird im Allgemeinen akzeptiert, obwohl sich die Umsetzung als prob-lematisch erweisen kann. So stellt sich grundsätzlich die Frage, welches Kriterium die Leistungsfähigkeit am besten widerspiegelt.24 Üblicherweise werden das Vermögen, das Einkommen oder der Konsum als Kriterien für die Leistungsfähigkeit herangezogen. Neben der Wahl eines geeigneten Kri-teriums muss entschieden werden, in welchem Zusammenhang das ge-wählte Kriterium mit der tatsächlichen Leistungsfähigkeit steht und wie die Leistungsfähigkeit die Steuer beeinflussen sollte. Das Leistungsfähigkeitsprinzip findet z. B. in Ländern mit Zulassungssteu-ern in Abhängigkeit vom Kaufpreis des Pkw Anwendung. Dabei wird ange-nommen, dass Bürger, die relativ teure Fahrzeuge erwerben, auch eine hö-here Finanzkraft und somit eine höhere Leistungsfähigkeit besitzen.25 
                                                 22 Vgl. Petersen (1993), S. 206. 23 Vgl. Petersen (1993), S. 140 ff. 24 Vgl. Petersen (1993), S. 203 ff.  25 Vgl. hierzu Kapitel B 3.2. 
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1.2  Steuerfunktionen Die bestehenden Steuerarten verfolgen die unterschiedlichsten Ziele. So haben verschiedene Abgaben einen rein fiskalischen Steuerzweck, d. h. die Mittelbeschaffung zur Finanzierung von Staatsausgaben.26 Der fiskalische Steuerzweck zeigt sich bei Einnahmen aus dem Kraftfahr-zeugverkehr in ihrer Bedeutung in den europäischen Ländern als Einnah-mequelle. Über die Zulassungsabgaben, verschiedene laufende Halterabga-ben, die Energiesteuer und die Umsatzsteuer trägt der Kraftfahrzeugver-kehr je nach Steuersatz, dem Fahrzeugbestand und der Fahrzeugnutzung zu einem beträchtlichen Teil des gesamten Steueraufkommens bei. In der EU betragen die Steuereinnahmen aus dem Automobilsektor ca. € 380 Mil-liarden.27 Daneben soll der sozialpolitische Steuerzweck durch Umverteilung des Markteinkommens das verfügbare Einkommen nivellieren.28 Weitere Funk-tionen sind der konjunkturpolitische und der allokationspolitische Steuer-
zweck. Der konjunkturpolitische Steuerzweck zielt durch wirtschafts-politische Maßnahmen darauf ab, Konjunkturschwankungen in Grenzen zu halten und ein möglichst gleichmäßiges Wirtschaftswachstum zu erreichen. Wenn die Steuer bestimmte Industrien schwächer oder stärker besteuert, wird ein allokationspolitischer Steuerzweck verfolgt.29 Der ökologische Steuerzweck versucht, durch gezielte Besteuerung umwelt-schädliches Verhalten einzudämmen und umweltbewusstes Verhalten der Bürger zu fördern. Dieses Ziel liegt besonders der europäischen Politik im Straßenverkehr zugrunde. 30 
1.3  Kriterien zur Beurteilung von Steuern Steuern können anhand einer Vielzahl von Kriterien beurteilt werden. Je nach dem Ziel der Steuer sollten unterschiedliche Kriterien zur Beurteilung einer Steuer herangezogen werden. An dieser Stelle soll nur auf einige Kri-
                                                 26  Vgl. Petersen (1993), S. 204 ff. 27  Vgl. ACEA (2009a). 28  Vgl. Petersen (1993), S. 203. 29  Vgl. Petersen (1993), S. 204 ff. 30 Vgl. Petersen (1993), S. 204. 
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terien eingegangen werden, die im Hinblick auf die Beurteilung von Steuern auf Kfz von besonderer Relevanz sind.  In erster Linie sollte eine Steuer gerecht sein. Die Kriterien zur Beurteilung der Gerechtigkeit einer Steuer orientieren sich dabei oft daran, ob das Äquivalenzprinzip und/oder das Leistungsfähigkeitsprinzip befriedigend umgesetzt wurden.31 Eine Steuer, die, wie oft der Fall bei Steuern und Abgaben auf Kfz, ein be-stimmtes ökologisches Lenkungsziel verfolgt, sollte daneben in erster Linie 
effektiv sein, d. h. das Instrument sollte die beabsichtigte Entlastung der Umwelt tatsächlich erreichen. Ein Beispiel dafür wäre die steuerliche Be-günstigung von sparsamen Pkw, um so zum Absatz sparsamer Pkw und mittelbar zu einer Reduzierung der CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr beizutragen. Problematisch ist oft die Messung der Effektivität, d. h. der Zielerreichung durch die Maßnahme, auch weil diese erst mit erheblicher zeitlicher Verzögerung festgestellt werden kann.32 Darüber hinaus sollte die Maßnahme effizient sein. Unter Effizienz versteht man, dass ein konkretes Ziel unter Beanspruchung minimaler Ressourcen erreicht wurde. Des Weiteren soll das gewählte Instrument eine positive Auswirkung auf die Innovationstätigkeit aufweisen, indem Anreize für neue umweltfreundlichere Produkte und Technologien geschaffen werden (Innovationseffizienz). 33 Schließlich sollte die Erhebung jeder Steuer oder Abgabe mit minimalen 
Kosten verbunden sein – sowohl auf Seiten der Finanzbehörden, als auch auf Seite des Steuerzahlers. Die Finanzbehörden müssen die Steuern und Abgaben prüfen, eintreiben, und gegebenenfalls mit rechtlichen Mitteln für die Umsetzung der Steuer sorgen. Eine Forderung an Steuern ist, dass sol-che Kosten der Steuererhebung relativ gering sind, da ansonsten die ande-ren oben genannten Zwecke, insbesondere der fiskalische Zweck, beein-trächtigt würden. 
                                                 31  Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon (2009) (http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/219 9/leistungsfaehigkeitsprinzip-v6.html), Stand: 15.10.2009. 32  Vgl. Michaelis (1996), S. 39 ff. 33  Vgl. Michaelis (2006), S. 452 ff. 
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1.4  Steuerarten Je nach Gesichtspunkt werden Steuerarten in die folgenden Kategorien ein-geteilt.34  
1.4.1  Direkte und indirekte Steuern Während bei direkten Steuern der Steuerträger und Steuerschuldner iden-tisch sind, fallen bei indirekten Steuern Steuerträger und Steuerschuldner auseinander. Steuerträger ist die Person, die durch die Steuer wirtschaft-lich belastet werden soll. Der Steuerschuldner dagegen führt die Steuer ab.35  Ein Beispiel für die direkte Steuer aus der Pkw-Besteuerung ist die Kraft-fahrzeugsteuer.36 Ein klassisches Beispiel für die indirekte Steuer ist die Umsatzsteuer, die vom Verkäufer einer Ware zu entrichten ist (Steuer-schuldner), aber über den Bruttoverkaufspreis auf den Verbraucher abge-wälzt wird, und damit den Verbraucher als Steuerträger wirtschaftlich be-lasten soll.37 Ein weiteres Beispiel aus dem Bereich der Kraftfahrzeugnut-zung ist die Mineralölsteuer, die ähnlich wie die Umsatzsteuer vom Verkäufer (d. h. den Tankstellen) abgeführt wird, aber den Verbraucher (d. h. Autofahrer) belastet.  
1.4.2  Unterscheidung nach Besteuerungsbasis Nach der Besteuerungsbasis kann in Substanzsteuern, Verkehrs- und Ver-brauchsteuern, Ertragssteuern und Besteuerung des Vermögenstransfers unterschieden werden.  Eine Substanz- oder Besitzsteuer zielt auf die Besteuerung des Besitzes von Wirtschaftsgütern. Steuern aus dieser Kategorie fallen an, ohne dass Güter den Eigentümer wechseln, wie zum Beispiel die Grundsteuer.  
                                                 34  Die folgende Auflistung gibt die gängigsten Unterteilungen aus der Literatur wieder. Da-rüber hinaus werden eine Reihe von weiteren Unterteilungskriterien genannt, auf deren Darstellung im Folgenden verzichtet wird. 35  Vgl. Graf (2004), S. 272 ff. 36  Vgl. Scherf (2009), S. 171. 37  Vgl. Häde (1996), S. 143 ff. 
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Verkehrssteuern werden erhoben, wenn per Entgelt das Eigentum einer Ware auf eine andere Person übergeht oder eine Dienstleistung erbracht wird (z. B. Umsatzsteuer).38  Eine Verbrauchsteuer beabsichtigt den tatsächlichen Verbrauch einer Ware oder Dienstleistung und greift deshalb beim Konsum. Die Steuern werden nicht vom Verbraucher abgeführt, sondern vom Händler,39 der dann versu-chen wird, die Steuer an den Konsumenten weiter zu geben. Ein Beispiel für eine Verbrauchsteuern ist die Mineralölsteuer.  Ertragssteuern zielen auf die Besteuerung von Einkommen, das am Markt erwirtschaftet wurde.40 Keine Steuer aus dem Bereich Automobil fällt in diese Kategorie. 
1.4.3  Unterscheidung aus juristischer Sicht Aus juristischer Sicht wird zwischen Objekt-, Subjekt-, Verbrauchs- und Verkehrssteuern unterschieden.  Objektsteuern knüpfen an ein bestimmtes Objekt an und werden unabhän-gig von den persönlichen Verhältnissen (d. h. der Leistungsfähigkeit) des Steuerträgers erhoben. Eine Objektsteuer wird bei Vorliegen eines be-stimmten Tatbestandes erhoben. Viele Abgaben auf Pkw sind Objekt-steuern. Objektsteuern werden auch als Realsteuern bezeichnet.41  Im Gegensatz dazu beziehen sich Subjektsteuern auf eine natürliche oder juristische Person und berücksichtigen die persönlichen Verhältnisse des Steuerträgers (z. B. Einkommen, Anzahl der unterhaltspflichtigen Angehö-rigen). So soll dem Leistungsfähigkeitsprinzip entsprochen werden.42 Sub-jektsteuern werden daher auch als Personensteuern bezeichnet.43 Die Definition der Verbrauchs- und Verkehrssteuern aus juristischer Sicht deckt sich mit der Beschreibung in Kapitel 1.4.2.  
                                                 38  BMF (2009). 39  Scheffler (2010a), S. 6. 40  Scheffler (2010a), S. 6. 41  Scheffler (2010a), S. 5. 42  Scheffler (2010a), S. 5.  43  Häde (1996), S. 143 ff. 
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1.4.4  Sonstige Unterscheidungen Weiterhin werden Steuern nach ihrer Erhebungsform in Quellen- und Ver-anlagungssteuern untergliedert.44 Je nach der Gebietskörperschaft mit Ertragshoheit werden Steuern auch in Bundessteuern, Landessteuern und Gemeindesteuern unterteilt.45 
2  Grundlagen zur Untersuchung Dieses Kapitel beschreibt die empirische Vorgehensweise der Arbeit sowie die analysierten Sachverhalte (z. B. Kfz-Modelle, Steuersubjekt und -ob-jekt), welche die Grundlage für die detaillierte Erläuterung der Abgaben-struktur der einzelnen Länder in Kapiteln 3 bis 5 sind. 
2.1  Vorgehensweise In den folgenden Kapiteln werden die Vorgehensweise der empirischen Analysen der Abgaben auf Pkw und die angewendeten statistischen Me-thoden zur Messung von Zusammenhängen beschrieben. 
2.1.1  Empirische Analyse Die empirische Analyse berücksichtigt alle in Kapitel 2.2 erläuterten Zwangsabgaben für private Pkw-Halter innerhalb der ersten vier Jahre ab dem Kauf eines fabrikneuen Fahrzeugs. Die untersuchten Länder und Fahr-zeuge sind in Kapitel 2.4 und 2.5 näher erläutert.  Die empirische Analyse wurde anhand eines eigens für die Arbeit entwi-ckelten Simulationsprogramms durchgeführt.46 Dieses Programm errech-net für die ausgewählten Fahrzeuge, Länder, bestimmte jährliche Jahres-fahrleistungen und Kraftstoffpreise jede untersuchte Steuer in Euro.47 Das 
                                                 44  BMF (2009). 45  Art. 106 ff. GG. 46  Die erste Version des Simulationsmodells ist 2002 im Rahmen eines Gutachtens des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen entstanden. Als Mitglied der Forschungsgruppe habe ich das Simulations-modell für PKW maßgeblich entwickelt. Vgl. Kunert/Kuhfeld/Bach/Keser (2009). Seit der Erstellung der ersten Version im Jahre 2002 habe ich das Modell zweimal aktuali-siert und umfangreich erweitert. 47  Für die Länder, die eine andere Währung verwenden, wurden dir Beträge mit den Wechselkursen vom 11.08.2009 umgerechnet. Vgl. http://www.oanda.com, Stand: 01.02.2011. 
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Programm ermittelt außerdem die Gesamtabgaben, die auf den Erwerb, Besitz und die Nutzung anfallen (vgl. Kapitel 3, 4 und 5), und darunter der Anteil der Steuer, der von der CO2-Emission des Fahrzeugs abhängt, und der Anteil der Steuer, der von den Emissionen unabhängig ist.  Darüber hinaus konnten durch Berücksichtigung der Nettopreise für Pkw und Kraftstoff die Vollkosten der Pkw-Nutzung pro Land bestimmt werden.  So konnten die Abgaben über Länder, Fahrzeugklassen und Abgabenarten hinweg miteinander verglichen werden. Oft wurde ein repräsentatives Fahrzeug, der VW Golf, für alle Länder bestimmt und die Abgaben auf die-ses Fahrzeug als Mittelwert angenommen.  Als Datengrundlage dient überwiegend ein von der Association des Constructeurs d’Automobiles (ACEA) veröffentlichter „tax guide“ in der Ausgabe 2009. In diesem werden die Steuertarife der EU-Mitgliedsländer sowie der Schweiz und Norwegens beschrieben. Ungenaue oder veraltete Angaben wurden anhand von Recherchen bei den jeweiligen Ministerien, Automobilclubs, etc. überprüft und ggf. ergänzt oder aktualisiert.48 Die absoluten staatlichen Belastungen in Euro berücksichtigen alle Besteu-erungskriterien und die jeweiligen Steuersätze bzw. Steuertarife für die un-tersuchten Länder und Fahrzeuge. Eine Besonderheit bei der Berechnung der Abgaben besteht bei Ländern, die ein Bonussystem anwenden. Meist handelt es sich hier um eine Steuer-minderung für Fahrzeuge mit CO2-Emissionen unter einem bestimmten Grenzwert. In diesen Fällen wurden grundsätzlich die CO2-Abgaben auf alle Fahrzeuge dieses Landes basierend auf der niedrigsten CO2-Abgabe im Steuertarif dieses Landes berechnet.49 Falls die Steuergutschrift in der Hö-he theoretisch unbeschränkt ist, wurde als Bezugspunkt der maximale Bo-nus, der von den Fahrzeugen in Tab. 2 und Tab. 3 erreicht werden kann, als eine Abgabe von € 0 definiert. Wenn beispielsweise ein Mini im Vergleich zum VW Golf einen Steuerbonus von € 100 erhält, und der Golf ansonsten mit keinerlei CO2-Abgaben belegt wird, wurde die CO2-Abgabe für den Mini mit € 0 und für den Golf mit € 100 definiert.  
                                                 48 Vgl. ACEA (2009), S. 1 ff. 49  Eine Ausnahme zu dieser Regel ist die belgische Zulassungssteuer. Vgl. Kapitel D 1.1.1.  
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So lassen sich die Abgaben über Länder und über Fahrzeuge hinweg besser vergleichen, da ausschließlich mit echten Abgaben anstatt mit Boni gerech-net werden konnte, bei gleichzeitiger Wahrung der absoluten Besteue-rungsunterschiede.  
2.1.2  Statistische Grundlagen Basierend auf den Abgaben auf Kfz, die nach der oben beschriebenen Me-thodik ermittelt wurden, war es möglich, bestimmte mögliche Auswirkun-gen der Abgaben eines Landes zu untersuchen, beispielsweise auf die durchschnittliche CO2-Emission50 der Fahrzeugflotte eines Landes oder auf die Fahrzeugpreise.  Bei dieser Analyse wurde ein linearer Zusammenhang zwischen den beiden Faktoren (z. B. Höhe der Abgaben in einem Land und CO2-Emission der Fahrzeugflotte desselben Landes) unterstellt. Lineare Korrelationen be-schreiben einen Zusammenhang zwischen einer abhängigen (X) und unab-hängigen Variable (Y) nach der folgenden Formel:51 Yi = α + βXi + εi , wobei: 

• β bezeichnet die Steigung der Trendgerade (oder Regressionsge-rade); d. h. bei einer Änderung der unabhängigen Variable von 1, würde sich die abhängige Variable um diesen Wert verändern. β kann sowohl positiv als auch negativ sein. 52 
• α gibt, grafisch betrachtet, den Schnittpunkt der Trendgerade mit der Y-Achse wieder.53 
• εi bezeichnet den Fehler oder die nicht erklärbare Komponente.54  
• i bezeichnet die jeweilige Beobachtung.55 Eine lineare Trendgerade ist dabei die Gerade, bei der die Abweichung der Y-Werte einer Stichprobe von dem errechneten Wert minimal sind, d. h. die 

                                                 50  Vgl. Richtlinie 91/441/EWG. 51  Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S. 15.  52  Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S. 15.  53  Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S. 15.  54  Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S. 15.  55  Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S. 15 ff.  
31



 

  

Störgrößen oder Fehler. Die lineare Trendgerade wurde dabei nach gängi-gen statischen Formeln berechnet.56  Das Bestimmtheitsmaß R2 wurde ebenfalls berechnet. R2 gibt Aufschluss darüber, welcher Anteil der abhängigen Variablen durch die Trendline (und damit die unabhängige Variable X) erklärt werden kann.57  Schließlich wurde anhand eines einfachen, zweiseitigen t-Tests getestet, ob mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit oder einem bestimmten Signifi-kanzniveau, (meist 5 %) eine bestimmte Hypothese – genannt Nullhypo-these H0 – angenommen werden kann oder abgelehnt werden muss. Für diese Arbeit wurde grundsätzlich als Nullhypothese gewählt, dass kein Zu-sammenhang zwischen der abhängigen und unabhängigen Variablen be-steht, d. h. β = 0. Falls die Nullhypothese abgelehnt werden kann, besteht mit 95 %iger Wahrscheinlichkeit ein linearer Zusammenhang zwischen X und Y.58  Bei einem zweistufigen Test ist es irrelevant, in welcher Richtung es Ab-weichungen von einer Nullhypothese gibt. Das Entscheidungskriterium zur Annahme der Nullhypothese ist: Sofern der absolute Wert eines zu ermit-telnden T-Werts (definiert als |t|̂) einer Regression größer oder kleiner als der kritische T-Wert (definiert als |tkrit|), kann die Nullhypothese H0 abge-lehnt werden. Im umgekehrten Fall wird die Nullhypothese nicht abge-lehnt. Da die Ermittlung von |t|̂ gängigen statistischen Methoden folgt, soll im Rahmen dieser Arbeit auf eine eingehende Darstellung verzichtet wer-den.59 
|tkrit| ist abhängig von der Größe einer Grundgesamtheit und des gewählten Signifikanzniveaus. |tkrit| erfordert keine Berechnung, sondern wird übli-cherweise statistischen Tabellen für den t-Test entnommen. Darüber hi-naus erlauben Tabellenkalkulationsprogramme über bestimmte Formeln die Ermittlung von |tkrit|.60 
                                                 56  β ist dabei der Quotient aus der Kovarianz von X und Y und der Varianz von X. Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S. 18. 57  Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S. 21. 58  Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S. 23. 59  Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S, 24. 60  Vgl. Baddeley/Barrow (2009). S. 25. 
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Die Analyse basiert auf den Gauss-Markov Annahmen: 
• Die Daten weisen Homozedastizität auf, d. h. der Fehler ist über alle Beobachtungen hinweg konstant.  
• Keine Korrelation der Fehlerwerte, d. h. der Fehler für Beobachtung 

i und der Fehler für Beobachtung j haben eine Kovarianz von Null.  
• Die Kovarianz cov (εi, Xi) ist null.  
• Die Kovarianz cov (εi, εj) ist null.61 Bei der Interpretation der statistischen Analysen sind die folgenden me-thodischen Grenzen und Einschränkungen zu beachten: 
• Es wurde eine lineare Abhängigkeit von Emissionsdaten von Abga-ben unterstellt. Die Abhängigkeit könnte jedoch stattdessen bei-spielsweise exponentiell verlaufen, oder erst ab bestimmten abso-luten Grenzwerten vorliegen. 
• Wechselwirkungen mit anderen Faktoren bleiben außer Betracht. Beispielsweise wäre zu erwarten, dass das pro Kopf Einkommen eines Landes die Kaufentscheidung der Bürger beeinflusst, und die-ser Einfluss berücksichtigt werden müsste, um die Bedeutung der Abgaben isoliert zu bewerten.  
• Langfristige Auswirkungen des Steuersystems eines Landes auf die Fahrgewohnheiten der Bürger und die Kaufentscheidung von Pkw bleiben außer Betracht. Es ist zu erwarten, dass sich viele Gewohn-heiten der Kfz-Nutzung erst im Laufe der Zeit ändern, und nicht di-rekt mit dem Erlass einer neuen Steuer. So könnte eine Steuer, die CO2-sparsames Verhalten stark belohnt, in mehreren Jahren eine messbare Auswirkung auf die Emissionen eines Landes haben. Deshalb sollte der Erfolg oder das Scheitern einer Steuer mit einem konkreten ökologischen Ziel nicht vorschnell beurteilt werden.  Alle Analysen und Zahlenwerte gelten nur im Bezug auf die ausgewählten Fahrzeuge, die notwendigerweise eine kleine Stichprobe der Pkw auf Eu-ropas Straßen sind. Obwohl möglichst repräsentative Fahrzeuge aus den 

                                                 61  Vgl. Baddeley/Barrow (2009), S. 32. 
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verschiedenen Fahrzeugsegmenten gewählt wurden, wären die Ergebnisse mit anderen Fahrzeugen oder Annahmen unterschiedlich.  Aus diesen Gründen sind die Analysen im Rahmen dieser Arbeit nur als In-dizien für die Bewertung der Besteuerung von Pkw im europäischen Ver-gleich zu begreifen.  
2.2  Abgrenzung der Abgaben Diese Arbeit untersucht Abgaben auf Pkw im weitesten Sinne. Dazu gehö-ren Steuern, Beiträge, Abgaben, Parafisci und Zölle, welche im Folgenden definiert werden. In der Abgabenordnung sind Steuern wie folgt definiert: „Steuern sind Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzie-lung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zu-trifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft; die Erzielung von Ein-nahmen kann Nebenzweck sein. Zölle und Abschöpfungen sind Steuern im Sinne dieses Gesetzes.“62 Demnach handelt es sich bei Steuern um staatli-che Zwangseinnahmen, denen keine spezielle Gegenleistung gegenüber-steht. Dieses sogenannte Nonaffektationsprinzip begründet sich darauf, dass keine Ausgabenleistung des Staates vom tatsächlichen Aufkommen irgendeiner Steuer abhängen darf. Wenn sich jedoch bestimmte Ziele auf-grund dieses Nonaffektationsprinzips schwer erreichen lassen, kann durch ausdrückliche Regelung im Gesetz eine Zweckbestimmung der Steuer fest-gelegt werden.63 Dies ist beispielsweise bei der Energiesteuer der Fall, bei der ein Teil der Steuereinnahmen zur Finanzierung des Straßenbaus ver-wendet wird.64 Im Gegensatz zu Steuern sind Gebühren und Beiträge Abgaben, denen eine – tatsächliche oder potenzielle – Gegenleistung zugrunde liegt. Dabei fallen 
Gebühren erst durch die tatsächliche Inanspruchnahme einer staatlichen Leistung an. Beiträge hingegen werden unabhängig von einer individuellen Inanspruchnahme für die bloße Möglichkeit der Nutzung erhoben. Adres-
                                                 62 Abgabenordnung (1977), § 3 (1). 63 Vgl. Gabler-Wirtschafts-Lexikon (1997), S. 3598 ff. 64  Vgl. Scherf (2009), S. 47. 
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sat ist der Personenkreis, der von der Gegenleistung einen wirtschaftlichen Nutzen ziehen kann.65 Für die Zwecke dieser Arbeit ist es notwendig, auch sonstige Zwangsabga-
ben (Parafisci) zu berücksichtigen, die zwar nicht zu den bereits erwähnten Kategorien gehören, aber durch ihren Zwangscharakter für den Bürger eine steuerähnliche Abgabe darstellen. In einigen Ländern zählen dazu bei-spielsweise Beiträge zu einem Automobilclub oder Einzahlungen in einen speziellen Fonds. 
Zölle sind Steuern auf den Import von Waren. In der EU und der Schweiz66 werden aufgrund des gemeinsamen Zolltarifs bzw. der Zolltarifverordnung Zölle nur auf Einfuhren aus Nicht-EU-Ländern erhoben67 und sind deshalb der Berechnung der Abgaben im Rahmen dieser Arbeit für die EU-Mitglied-staaten und die Schweiz irrelevant. Norwegen erhebt eine sogenannte „Im-port Tax“ bei der Erstzulassung eines Fahrzeuges,68 die somit den Charak-ter einer Zulassungssteuer hat. Sie wird deshalb als Zulassungssteuer in dieser Arbeit berücksichtigt.69  
2.3  Systematisierung der Abgaben auf Pkw In dieser Arbeit werden alle Zwangsabgaben analysiert, die im Zusammen-hang mit den folgenden Tatbeständen (und allen dazu notwendigen Hand-lungen) anfallen:  

• Erwerb und Inverkehrbringen eines Pkws 
• Besitz bzw. das Halten eines Pkws 
• Nutzung eines Pkws Tab. 1 gibt einen Überblick über die verschiedenen Abgabekomponenten, die in dieser Untersuchung berücksichtigt wurden. Eine detaillierte Analyse der verschiedenen Abgaben in den untersuchten Ländern folgt in Kapitel B 3, 4 und 5. 

                                                 65 Vgl. Petersen (1993), S. 210 und Reding/Müller (1999), S. 21. 66  Vgl. EZV-CH (2009). 67 Vgl. Gabler-Wirtschafts-Lexikon (1997), S. 4538 ff. 68  Vgl. Norwegian Customs (2009). 69  Vgl. ACEA (2009), S. Norway 1/2. 
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Tab. 1: Systematisierung der Untersuchungskriterien 
Steuerobjekt /

-gegenstand 
Abgabearten Besteuerungs-

kriterien 
Steuersatz / 

-tarif 

Erwerb und Inverkehr- bringen 
Umsatzsteuer Zulassungs- steuer /  Zulassungs- gebühr / Zölle Bemessungs- grundlagen  Sonstige Besteuerungs- kriterien 

Prozentsatz   Absoluter  Betrag Besitz Kfz-Steuer Versicherung-steuer 
Nutzung Mineralölsteuer Umsatzsteuer auf Mineralöl Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an  Kunert/Kuhfeld/Bach/Keser (2003), S. 9.  

2.3.1  Steuerobjekt Unter Steuerobjekt versteht man den Tatbestand, der die Steuer auslöst.70 Dies sind bei der Besteuerung von Pkw der Erwerb und die Zulassung, der Besitz sowie die Nutzung eines Pkws. Zwar kann auch die Entsorgung eines Pkw mit staatlichen Abgaben verbunden sein. Dies wird jedoch im Rahmen dieser Arbeit nicht thematisiert, da die Beträge zurzeit so gering sind, dass sich davon keine ökonomisch relevanten Effekte ableiten lassen, und da weiter nur die Abgaben auf fabrikneue Pkw in den ersten vier Jahren der Nutzung betrachtet werden.  Die einzelnen Länder verwenden oft unterschiedliche Bezeichnungen für ähnliche Abgabearten. Beim Kauf eines Pkws fällt in jedem Land eine Um-satzsteuer an. Daneben erheben einzelne Länder Sondersteuern, Zulas-
                                                 70  Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon (2009) (http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/321 /steuerobjekt-v5.html), Stand: 15.10.2009. 
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sungssteuern oder Gebühren beim Inverkehrbringen eines Pkw. Im weite-ren Verlauf der Arbeit werden unter dem Begriff Zulassungssteuer alle Ab-gaben subsumiert, die mit Ausnahme der Umsatzsteuer beim Kauf oder dem Inverkehrbringen eines Pkws anfallen.  Die Haltung oder der Besitz eines Pkws wird i.d.R. mit jährlichen Steuern belastet, die inhaltlich der deutschen Kfz-Steuer (KraftSt) ähneln. Weiter-hin wird die Zwangsversicherungsprämie eines Fahrzeuges mit einer Ver-sicherungsteuer fiskalisch belastet. Neben der Versicherungsteuer können auch weitere Abgaben auf die Versicherungsprämie anfallen, wie bei-spielsweise Zahlungen an einen speziellen Fonds oder Beiträge an einen Automobilclub.71  Des Weiteren wird die Nutzung eines Pkws durch verbrauchsabhängige Abgaben belastet, darunter Mineralölsteuer,72 und Umsatzsteuer auf Mine-ralöl.73  Die in Tab. 1 aufgelisteten Abgaben werden pro Jahr berechnet. Dies erfor-dert, einmalige Abgaben auf einen bestimmten Zeitraum umzulegen. Hier wird unterstellt, dass der Neuwagenkäufer sein Fahrzeug durchschnittlich vier Jahre hält, bevor er es auf dem Gebrauchtwagenmarkt weiter veräu-ßert. Der Verkäufer wird in diesem Fall einen Teil der einmalig angefalle-nen Abgaben über den Gebrauchtwagenpreis weitergeben. Diese Annahme erfordert die Berücksichtigung des Wertverlusts des Fahrzeuges, d. h. die Differenz von Nettopreis und Wiederverkaufspreis nach vier Jahren.74 Es wird für alle Länder ein gleichmäßiger Wertverlust innerhalb dieser vier Jahre angenommen. Der jährliche Wertverlust ist damit der gesamte Wert-verlust der ersten vier Jahre, dividiert durch vier. Dieser Wert wird bei-spielsweise mit dem Umsatzsteuersatz oder Zulassungssteuersatz multi-pliziert, um die relevante Abgabe pro Jahr zu ermitteln. 
                                                 71 Vgl. CEA (2009), S. 10 ff. 72  Am 01.08.2006 wurde die Mineralölsteuer durch die Energiesteuer ersetzt. Vgl. EnergieStG. 73 Vgl. ErdölBevG. 74 Der über den Gebrauchtwagenpreis weitergegebene Anteil wird zwischenzeitlich vom ersten Halter getragen, was verzinst und als zusätzlicher Zinsaufwand berücksichtigt werden kann. Ein VW Golf 1,6 Trendline mit einem kalkulatorischen Zinssatz von 5 % verursacht beispielsweise einen zusätzlichen Zinsaufwand in Höhe von € 60 pro Jahr in Deutschland. 
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2.3.2  Bemessungsgrundlage Die Höhe einer Steuer bemisst sich nach einer Bemessungsgrundlage. „Be-messungsgrundlage ist die Wert- oder Mengengröße, die den Umfang des Steuerobjekts quantifiziert. Durch die Bemessungsgrundlage wird der Umfang der Besteuerung der Höhe nach konkretisiert.“75 Somit ist es eine „Technisch-physische oder wirtschaftlich-monetäre Größe, auf die der Steuertarif angewandt wird; das quantifizierbare Steuerobjekt bildet die Bemessungsgrundlage“.76  Damit wird in der Literatur der Begriff Bemessungsgrundlage relativ ein-deutig als quantitative Größe definiert. In der Ermittlung der Steuer auf Kfz spielen allerdings häufig neben quantitativ messbaren Kriterien oft auch qualitative Kriterien eine wichtige Rolle.  Als quantitativ messbare Kriterien berücksichtigen viele Länder technische Merkmale des Pkw-Modells als Bemessungskriterium für Steuern und Ab-gaben. Beispiele sind Hubraum, Gewicht, CO2-Ausstoß oder Durchschnitts-verbrauch.77 Diese Werte dieser Besteuerungskriterien sind für alle Länder identisch, da sie nur vom jeweiligen Pkw-Modell abhängen.78 Zwei weitere wesentliche quantitative Besteuerungskriterien sind der Pkw-Preis und der Kraftstoffpreis.  Qualitative Besteuerungskriterien sind z. B. die Art des Antriebs,79 der in vielen Ländern die Steuer beeinflusst, oder (wenn auch in Ausnahmefällen) die Sicherheitsausstattung eines Autos.  Im Rahmen dieser ökonomischen Arbeit ist eine scharfe begriffliche Tren-nung zwischen Bemessungsgrundlagen und anderen – qualitativen oder quantitativen – Kriterien nicht von großer Bedeutung. Vielmehr ist es not-wendig, alle Kriterien, von denen die Höhe einer bestimmten Steuer ab-
                                                 75  Scheffler (2009a), S. 11. Vgl. Petersen (1993), S. 219. 76  Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon (2009) (http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/319 /bemessungsgrundlage-v6.html), Stand: 15.08.2011. 77  Kraftstoffverbrauch eines Fahrzeuges in Liter pro 100 km, nach einem von der EU defi-nierten Fahrzyklus. Wird auch als spezifischer Verbrauch bezeichnet. Die durch-schnittliche CO2-Emission bzw. spezifische CO2-Emission werden gleichermaßen ermit-telt (vgl. Kapitel C 3.5). 78  Vgl. Anhang 1, Anhang 2 und Anhang 3. 79  Dieselantrieb (Selbstzündungsmotor) oder Ottoantrieb (Fremdzündungsmotor), vgl. KraftStG (2002) §§ 3 ff. 
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hängt, unabhängig von ihrer steuerrechtlichen Bezeichnung aufzuzeigen und deren Bedeutung zu analysieren. Daher wird im weiteren Verlauf die-ser Arbeit neben dem Begriff „Bemessungsgrundlage“ der Begriff „Besteue-rungskriterien“ verwendet, welcher sowohl qualitative als auch quantita-tive Einflussfaktoren einer Steuer beinhaltet.80  
2.4  Untersuchte Länder In dieser Arbeit werden die Belastungskomponenten für die EU-Mitglieds-länder sowie Schweiz und Norwegen untersucht (siehe Darstellung in Abb. 1).81 Norwegen und Schweiz werden in die Untersuchung mit eingebunden, da sie wirtschaftlich stark mit der EU verknüpft sind. Es ist außerdem interessant, ob und in welchem Ausmaß die Abgabenbelastungen dieser Länder von denen der EU-Länder abweichen.  Abb. 1: Untersuchte Länder 

 Quelle: Vgl. EU-Kommission (2009a). 
                                                 80  Vgl. Scheffler (2009), S. 371. 81  In allen Abbildungen wurden die Autokennzeichen dieser Länder anstatt des vollen Ländernamens verwendet. Siehe Tab. 6. 

EU-MitgliedsländerSchweiz und Norwegen
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2.5  Untersuchte Fahrzeuge Die Untersuchung umfasst ausgewählte Pkw aller Fahrzeugklassen und An-triebsarten. Tab. 2 zeigt die untersuchten Fahrzeuge mit Ottoantrieb und Tab. 3 die untersuchen Fahrzeuge mit Dieselantrieb in jeder Fahrzeug-klasse.82 Die Auswahl erfolgte anhand von Zulassungszahlen in Deutsch-land, um möglichst repräsentative Fahrzeuge aus jeder Fahrzeugklasse zu erhalten.83  Tab. 2: Untersuchte Otto-Pkw 
Fahrzeugklasse Ottoantrieb 
Kleinstwagen smart fortwo coupé 1.0 mhd pure softip Fiat 500 1.2 8V Pop 
Kleinwagen Peugeot 207 75 Filou VW Polo 1.2 Trendline Mini Cooper Untere Mittelklasse VW Golf 1.6 Trendline BMW 116i 
Mittelklasse VW Passat 1.6 Trendline Mercedes C 200 Kompressor Classic Audi A4 2.0 TFSI Attraction Obere Mittelklasse Mercedes E 280 T-Modell Classic 
Oberklasse Mercedes S 350 7G-Tronic Sport 
SUV Mercedes ML 350 

                                                 82 Das deutsche Kraftfahrzeugsteuergesetz (KraftStG) sieht anstatt der Bezeichnungen Diesel- und Ottoantrieb die Formulierung Selbstzündungs- bzw. Fremdzündungsmotor vor. Vgl. KraftStG (2002) §§ 3 ff. Da die Bezeichnung Ottoantrieb und Fremdzündungs-motor in dieser Arbeit und im allgemeinen Gebrauch synonym verwendet werden, bein-haltet die Bezeichnung Ottoantrieb auch Fahrzeuge die mit einem Wankelmotor betrie-ben werden. Eine ausführliche Tabelle mit allen besteuerungsrelevanten Fahrzeug-merkmalen befindet sich in Anhang 1, Anhang 2 und Anhang 3. 83 Vgl. KBA (2009b), S. 8 ff. 
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Fahrzeugklasse Ottoantrieb 
VAN Opel Meriva 1.6 Twinport 
Sportwagen Porsche 911 Carrera Coupé 

Quelle: Vgl. ADAC (2009). 
Tab. 3: Untersuchte Diesel-Pkw Fahrzeugklasse Dieselantrieb  

Kleinstwagen smart fortwo coupé 0.8 cdi pure softip Fiat 500 1.3 JTD Multijet 16V Pop 
Kleinwagen Peugeot 207 HDi FAP 90 Filou VW Polo 1.4 TDI Trendline Mini Cooper D Untere Mittelklasse VW Golf 2.0 TDI Comfortline BMW 116d 
Mittelklasse VW Passat 2.0 TDI Trendline Mercedes C 200 CDI BlueEFFICIENCY Classic Audi A4 2.0 TDI Attraction Obere Mittelklasse Mercedes E 280 CDI T-Modell Classic BMW 530d Lifestyle Oberklasse Mercedes S 350 CDI BlueEFFICIENCY 7G-Tronic Mercedes S 450 CDI L SUV Mercedes ML 300 CDI BlueEFFICIENCY 

Quelle: Vgl. ADAC (2009). 
In Deutschland ist das bedeutendste Segment die „Untere Mittelklasse“ mit annähernd einer Million Fahrzeugen jährlich und über einem Viertel der 
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Neuzulassungen.84 In der Europäischen Union insgesamt hat dieses Markt-segment sogar einen Anteil von einem Drittel. In Deutschland ist das zulas-sungsstärkste Automodell in diesem Segment sowohl bei Fahrzeugen mit Ottomotor als auch mit Dieselmotor der VW Golf.85 Zur quantitativen Ermittlung der Abgaben in Kapiteln 3 ff., wurde deshalb oft der VW Golf 1.6 Trendline als repräsentatives Durchschnittsfahrzeug herangezogen.  Während die Systematisierung der Steuersysteme alle Fahrzeuge einbe-zieht, d. h. sowohl Gebrauchtwagen als auch fabrikneue Fahrzeuge, werden in der quantitativen Darstellung der Abgaben nur fabrikneue Fahrzeuge berücksichtigt. Einige Länder unterscheiden bei der Besteuerung zwischen Neu- und Gebrauchtwagen, z. B. durch die Berücksichtigung des Fahrzeug-alters oder des Verbrauches, was neue, effizientere Fahrzeuge besser stellt. Damit sind die Berechnungen der Abgabelast nicht direkt auf Gebraucht-wagen übertragbar.  
2.6  Zeitraum Die empirische Analyse geht weiter davon aus, dass das fabrikneue Fahr-zeug vier Jahre lang gehalten und danach weiter verkauft wird. Damit konnte basierend auf Wiederverkaufspreisen der Wertverlust im Laufe der ersten vier Jahre, und damit auch der durchschnittliche Wertverlust für je-des Jahr berechnet werden.  
2.7  Steuerträger Im Rahmen dieser Arbeit werden ausschließlich Abgaben auf einen priva-ten Halter betrachtet. Es gibt in den meisten Ländern wesentliche Besteu-erungsunterschiede zwischen privaten und gewerblichen Fahrzeughaltern. Beispielsweise sind Gewerbetreibende durch den Vorsteuerabzug nicht von der Umsatzsteuer betroffen.86 Deshalb sind die Ergebnisse dieser Ar-beit nicht direkt auf gewerbliche Halter übertragbar.  

                                                 84  Vgl. KBA (2009b), S. 5 ff. 85  Vgl. KBA (2009b), S. 8 ff. 86 Vgl. Domann (2002), S. 54 ff. 
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2.8  Berücksichtigung von Marktpreisen Marktpreise, insbesondere Pkw-Preise und Preise für Mineralöl, sind bei der Berechnung von Abgaben wichtig. Quellen und Methodik zur Ermitt-lung von Marktpreisen sind in den folgenden Kapiteln dargestellt. 
2.8.1  Pkw-Preise Der Nettoverkaufspreis ist für die Umsatzsteuer und die Zulassungssteuer eines Pkws von zentraler Bedeutung. Dabei stellt sich die Frage, ob ein ein-heitlicher Nettopreis für alle Länder unterstellt, oder die verschiedenen tatsächlichen Nettopreise in den jeweiligen Ländern herangezogen werden sollen. Da sich die Nettopreise zum Teil von Land zu Land stark unter-scheiden, und bei der Umsatzsteuer und in einigen Ländern bei der Zulas-sungssteuer einen großen Einfluss auf das Ergebnis haben, wurden die tat-sächlichen Preise herangezogen. Die Verwendung eines einheitlichen Prei-ses hätte eine Ergebnisverzerrung zur Folge und würde die tatsächlichen Abgaben nicht genau widerspiegeln.  Als Quelle für die Fahrzeugpreise dienten die von der EU Kommission er-mittelten absoluten Neuwagenpreise für zahlreiche Pkw-Modelle in der EU.87 Neuwagenpreise in den Nicht-EU-Ländern (Schweiz und Norwegen) waren nicht verfügbar. Im weiteren Verlauf wurden deshalb zur Berech-nung der Abgabelast in diesen Ländern die Preise in Deutschland herange-zogen.  Die Neuwagenpreise zum 1.1.2008 wurden herangezogen,88 um die mittel-baren Auswirkungen der globalen Finanzkrise auf die Automobilbranche (z. B. Gewährung von Sonderrabatten, Anpassung von Listenpreisen, Ein-führung von Umweltprämien oder Abwrackprämien) außer Betracht zu lassen. Diese Auswirkungen waren meist kurzfristiger Natur und hätten keine allgemeingültigen Aussagen über den Automobilmarkt unter nor-malen wirtschaftlichen Bedingungen erlaubt.  Wie in Kapital 2.5 aufgezeigt, sollen die absoluten Abgaben auf repräsenta-tive Pkw-Modelle für die jeweilige Fahrzeugklasse ermittelt werden. Der Preisindex je Fahrzeugklasse wurde dem Preisindex des konkreten Pkw-Modells vorgezogen, weil potentielle Preisunterschiede für Modelle inner-
                                                 87 Vgl. Europäische Kommission (2009b). 88 Vgl. Europäische Kommission (2009b). 
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halb einer Fahrzeugklasse das Endergebnis stark beeinflussen können, und damit eine Aussage für die Fahrzeugklasse bessere, d. h. allgemeingültigere, Schlussfolgerungen zulässt.  Die absoluten Pkw-Preise für jedes Land wurden für Zwecke dieser Analyse wie folgt berechnet: 
• Zuerst wurde basierend auf den Neuwagenpreisen (ohne Umsatz-steuer) ein Preisindex für jedes Fahrzeug – bezogen auf Deutsch-land, was den Indexwert 1 erhielt – ermittelt. Der einfache Durch-schnitt der Preisindizes aller Pkw, die zur jeweiligen Fahrzeugklas-se gehören, ergab dann den Preisindex pro Fahrzeugklasse. Das Er-gebnis dieses Schritts ist in Tab. 4 dargestellt.  
• Im letzten Schritt wurden dann die Neuwagenpreise in einem jeweiligen Land berechnet, indem der für Deutschland ermittelte Nettopreis mit dem in Tab. 4 aufgeführten Preisindex für die entsprechende Fahrzeugklasse multipliziert wurde.89 

                                                 89 Vgl. Europäische Kommission (2009b). 
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2.8.2  Kraftstoffpreise Der Kraftstoffpreis ist als Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer auf den Kraftstoffkauf von Bedeutung. Aus diesem Grund muss der Kraftstoffpreis in die Berechnung der Steuerbelastung mit einfließen. Die Mineralölsteuer hingegen wird in allen untersuchten Ländern, außer in Griechenland,92 als fester Betrag je Liter erhoben und ist somit unabhängig vom tatsächlichen Kraftstoffpreis.  Theoretisch können für Zwecke dieser Untersuchung analog zu den Fahr-zeugpreisen entweder einheitliche Preise je Kraftstoffsorte für alle Länder angenommen oder die tatsächlichen Kraftstoffpreise herangezogen wer-den. Da gerade bei einer hohen jährlichen Laufleistung der Kraftstoffpreis die Gesamtabgaben erheblich beeinflusst, spiegeln die tatsächlichen Preise die Abgaben realistisch wider und werden deshalb verwendet. Dahinter steht die Annahme, dass die Halter im Land der Fahrzeugzulassung tanken. Der in Grenzgebieten häufig zu beobachtende Tanktourismus93 wird dem-nach vernachlässigt.  Abb. 2 gibt die Bruttopreise für Mineralöl in Europa zum 18.5.2009 wieder, die monatlich von der Europäischen Kommission ermittelt werden.94 In dieser Arbeit wird als Vergasertreibstoff Euro-Super mit einer Oktanzahl von 95 verwendet, da dieser am häufigsten vertrieben wird und in jedem Land erhältlich ist. Die gängigen Dieselkraftstoffe unterscheiden sich vor-wiegend in ihrem Schwefelgehalt. Für die folgenden Berechnungen wird der Preis der schwefelarmen Kategorie verwendet. Aus Abb. 2 wird ersichtlich, dass die Preise für Vergaser- und Dieselkraft-stoffe in den neuen EU-Ländern mit am niedrigsten sind.95 Im europä-ischen Vergleich sind in Deutschland die Kraftstoffpreise relativ hoch. Da-bei ist der Vergaserkraftstoffpreis in den Niederlanden mit € 1,38 je Liter und Dieselkraftstoffpreis in Norwegen mit € 1,28 je Liter am teuersten.96 
                                                 92 In Griechenland wir unter anderem eine Abgabe von 0,5 % auf den netto Kraftstoffpreis (vor Abgaben) erhoben. Vgl. ACEA (2009), S. Greece-4/4. 93 Vgl. Michaelis (2003). 94 Vgl. Europäische Kommission (2009c), S. 1 ff. und ÖAMTC (2009). 95 Vgl. Europäische Kommission (2009c), S. 1 ff. und ÖAMTC (2009). 96 Vgl. Europäische Kommission (2009c), S. 1 ff. und ÖAMTC (2009). 
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3  Abgaben auf den Kauf und das Inverkehrbringen eines 
Fahrzeuges In diesem Abschnitt werden die einzelnen Abgabenarten beim Kauf oder der Anmeldung bzw. Zulassung eines Pkws in den untersuchten Ländern beschrieben, die Abgabenhöhe ermittelt und über die Länder verglichen. 

3.1  Umsatzsteuer auf den Erwerb Die Umsatzsteuer fällt in jedem Land beim Erwerb eines Fahrzeuges und beim Erwerb von Kraftstoff an.97 Die Besonderheiten bei der Umsatzsteuer im Zusammenhang mit dem Erwerb von Kraftstoff werden in Abschnitt 5.1 diskutiert. 
3.1.1  Systematischer Überblick Das Steuerobjekt bei der Umsatzsteuer ist der Verkauf einer neuen Ware oder Dienstleistung von einem Unternehmer.98 Üblicherweise ist die Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer der Nettopreis ausschließlich sonstiger Steuern oder Abgaben,99 mit Ausnahme von Österreich,100 
Portugal,101 und Polen,102 wo die Bemessungsgrundlage auch die Zulas-sungssteuer umfasst.  Tab. 6 zeigt für jedes untersuchte Land den jeweiligen Umsatzsteuersatz in Prozent (Stand: Juli 2009). Der Umsatzsteuersatz wurde in Großbritannien aufgrund der globalen Finanzkrise von Ende 2008 bis 31. Dezember 2009 von 17,5 % auf 15 % herabgesetzt.103 

                                                 97 Vgl. Europäische Kommission (2009d), S. 3 ff. und Art. 25 MWSTG (Schweiz), Finanzmi-nisterium Norwegen (2009), S. 17. 98  Vgl. § 1 UStG. 99 Vgl. § 10 UStG. 100  Vgl. NoVAG (1991), ACEA (2009), S. Austria-1/7 ff. und Kapitel 3.3.1. 101  Vgl. ACEA (2009), S. Portugal-2/7. 102 Vgl. ACEA (2009), S. Poland-1/4. 103  Vgl. HMRC (2008).  
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Tab. 6: Umsatzsteuersätze in Europa Land Kennzeichen Umsatzsteuersatz (%) Österreich A 20 Belgien B 21 Bulgarien BG 20 Schweiz CH 7,6 Zypern CY 15 Tschechien CZ 19 Deutschland D 19 Dänemark  DK 25 Spanien E 16 Estland EST 18 Frankreich F 19,6 Finnland FIN 22 Großbritannien GB 17,5 Griechenland GR 19 Ungarn H 20 Italien I 20 Irland IRL 21,5 Luxemburg L 15 Litauen LT 19 Lettland LV 21 Malta M 18 Norwegen N 25 Niederlande NL 19 Portugal P 20 Polen PL 22 Rumänien RO 19 Schweden S 25 Slowakei SK 19 Slowenien SLO 20 Quelle: Vgl. EU-Kommission (2009d), S. 3 ff., Art. 25 MWSTG (Schweiz), Finanzmi-nisterium Norwegen (2009), S.17 und Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 441. 
Während sich der Umsatzsteuersatz in fast allen untersuchten Ländern zwischen 18 % und 22 % bewegt, fällt die Schweiz auf, die mit einem Um-
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satzsteuersatz von nur 7,6 % im europäischen Vergleich mit Abstand am niedrigsten liegt.  
3.1.2  Quantitative Ermittlung Die Umsatzsteuer auf den Erwerb ist eine einmalige Abgabe zum Zeitpunkt des Kaufes. Für diese Arbeit wurde deshalb die jährliche Umsatzsteuer für die ersten vier Jahre berechnet als der tatsächliche absolute Neupreis eines Pkw im jeweiligen Land (siehe Kapitel 2.8.1), multipliziert mit dem ent-sprechenden Umsatzsteuersatz aus Tab. 6 und dem prozentualen Wertver-lust des Fahrzeuges. Es wird somit unterstellt, dass die Umsatzsteuer teil-wiese auf den Wiederverkaufspreis umgelegt wird, und dass dies proporti-onal zum Wertverlust des Pkw geschieht. Deshalb wurde der Wertverlust des Pkw in den ersten vier Jahren im Verhältnis zum Neupreis mit der Um-satzsteuer multipliziert und dieser Wert schließlich linear auf die ersten vier Haltejahre verteilt. Abb. 3 illustriert am Beispiel des VW Golf VI 1.6 Trendline und Porsche 911 Carrera Coupé die durchschnittliche jährliche Belastung durch die Umsatz-steuer beim Erwerb dieser Neuwägen. Die Länder sind nach der Höhe der Umsatzsteuer auf den VW Golf sortiert. Für den VW Golf erstreckt sich die Umsatzsteuer von € 165 in der Schweiz104 bis zu € 600 in Norwegen.105 Die meisten Länder weisen eine durchschnittliche jährliche Umsatzsteuer zwischen € 300 und € 450 auf. Beim Porsche 911 reicht die Umsatzsteuer von € 671 in der Schweiz106 bis zu € 2.719 in Schweden.107  Kein Land wendet unterschiedliche Umsatzsteuersätze für unterschiedli-che Fahrzeuge an. Eine andere Reihenfolge der aufgeführten Länder als die in Abb. 3 dargestellt kann sich deshalb nur durch unterschiedliche Netto-preise bestimmter Fahrzeuge im den untersuchten Ländern ergeben, wie das Beispiel des Porsche 911 zeigt.  
                                                 104  Vgl. ACEA (2009), S. Switzerland-1/1 und Art. 25 MWSTG (Schweiz). 105  Vgl. Finanzministerium Norwegen (2009), S. 17. 106  Vgl. ACEA (2009), S. Switzerland-1/1 und Art. 25 MWSTG (Schweiz). 107  Vgl. Europäische Kommission (2009d). 
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So haben z. B. Deutschland und die Niederlande denselben Umsatzsteuer-satz in Höhe von 19 %.108 Weil ein Fahrzeug der unteren Mittellasse in den Niederlanden im Durchschnitt 7 % günstiger ist als in Deutschland,109 ist (wie aus Abb. 3 ersichtlich) die absolute Umsatzsteuer in den Niederlanden niedriger als in Deutschland. Im Falle eines Fahrzeuges aus der Sportwa-genklasse dreht sich das Verhältnis um, da ein Sportwagen in den Nieder-landen im Durchschnitt 8 % teurer ist als in Deutschland.110 So ist die Um-satzsteuer für den Porsche 911 Carrera Coupé in den Niederlanden mit € 1.806 um € 129 höher als in Deutschland, wo € 1.676 anfallen.  
3.2  Zulassungsgebühr Die folgenden Kapitel beschreiben die Zulassungsgebühren im europä-ischen Vergleich und sowie deren Ermittlung im Rahmen der quantitativen Analyse.  
3.2.1  Systematischer Überblick Die Zulassungsgebühr ist eine einmalige Verwaltungsgebühr bei der An-meldung eines Fahrzeugs. Von den 29 untersuchten Ländern erheben le-diglich Belgien,111 Finnland,112 Griechenland,113 Ungarn,114 Irland115 und 
Malta116 keine Zulassungsgebühr. Grundsätzlich ist die Zulassungsgebühr ein fester Betrag, und fällt bei der Anmeldung eines Fahrzeuges an, unab-hängig davon, ob es sich um ein Neu- oder Gebrauchtfahrzeug handelt. Deshalb wurde für die quantitative Analyse die absolute Zulassungsgebühr linear auf die ersten vier Haltejahre verteilt. 

                                                 108  Vgl. Tab. 6. 109  Vgl. Tab. 4. 110  Vgl. Tab. 4. 111  Vgl. ACEA (2009), S. Belguim-3/14. 112  Vgl. ACEA (2009), S. Finland-1/2. 113  Vgl. ACEA (2009), S. Greece-1/4.  114  Vgl. ACEA (2009), S. Hungary-1/4. 115  Vgl. ACEA (2009), S. Ireland-1/7. 116  Vgl. ACEA (2009), S. Malta-1/2. 
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Zu diesem Grundsatz bilden in Europa die folgenden drei Länder eine Aus-nahme: 
Großbritannien117 und Schweden118 erheben eine feste Zulassungsgebühr ausschließlich bei der Erstanmeldung eines Fahrzeuges. Für die quantita-tive Analyse wird in diesen Ländern unterstellt, dass die Zulassungsgebühr teilweise auf den Wiederverkaufspreis umgelegt wird.119  In Zypern ist die „Registration Fee“ kein fester Betrag, sondern vom Hub-raum und den CO2-Emissionen abhängig. Ab einem Hubraum von 2.250 ccm erhöht sich die die Zulassungsgebühr von € 0,43 per ccm auf € 1,03 per ccm,120 und wird bei einer CO2-Emission unter 150 g/km um 15 % reduziert. Zypern ist damit das einzige Land, das keinen festen Betrag verlangt, sondern die Abgabe abhängig von Fahrzeugmerkmalen erhebt. Trotz der inhaltlichen Ähnlichkeit der zypriotischen „Registration Fee“ zu einer Zulassungssteuer wird sie in dieser Arbeit als Zulassungsgebühr be-handelt. Dies liegt an der eindeutigen Bezeichnung dieser Abgabe als Ge-bühr, und daran dass darüber hinaus in Zypern auch eine „Registration Tax“ anfällt, die gesondert in Kapitel B 3.3 erläutert wird.121  
3.2.2  Quantitative Ermittlung Die durchschnittliche jährliche Belastung der einmalig anfallenden Zulas-sungsgebühr wird am Beispiel des VW Golfs in Abb. 4 dargestellt. Dabei wird deutlich, dass die meisten Länder entweder keine oder eine zu ver-nachlässigende Gebühr erheben. Der steuerähnliche Charakter der zyprischen Registration Fee zeigt sich in der quantitativen Auswertung: Zypern weist für den Golf die höchste Ab-gabe aller untersuchten Länder auf.122 Abb. 5 stellt weiter die Zulassungs-gebühr in Zypern über alle Fahrzeuge dar. Die Zulassungsgebühr reicht von € 29 für einen smart fortwo 0.8 CDI bis zu € 1.006 für einen Mercedes S 450 CDI L. Dieser Abgabeunterschied liegt an dem sprunghaften Anstieg der Zulassungsgebühr ab einem Hubraum von 2.250 ccm. 
                                                 117  Vgl. ACEA (2009), S. United Kingdom-1/8. 118  Vgl. ACEA (2009), S. Sweden-1/4. 119  Die Berechnung erfolgt analog zur Umsatzsteuer. Siehe B 3.1.2. 120  Vgl. ACEA (2009), S. Cyprus-1/2. 121  Vgl. ACEA (2009), S. Cyprus-1/2. Vgl. Kapitel B 3.3. 122  Vgl. Abb. 4. 
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In Europa geht damit nur in Zypern von der Zulassungsgebühr eine Len-kungswirkung aus, insbesondere bei einer Kaufentscheidung für Fahrzeuge mit einem Hubraum um 2.250 ccm. Hier werden sich Konsumenten vermutlich für ein Fahrzeug mit einem Hubraum von 2.250 oder weniger entscheiden, um eine Mehrbelastung von ca. € 500 pro Jahr zu vermeiden. Diese Lenkungswirkung sollte sich bei Gebrauchtwagen noch stärker auswirken als für Neuwagen, da bei Gebrauchtwagen die Zulassungsgebühr im Verhältnis zum Kaufpreis relativ höher ist als bei Neufahrzeugen. Dies wiederum sollte sich im Wiederverkaufspreis eines Fahrzeuges wider-spiegeln und zusätzlich die Kaufentscheidung für einen bestimmten Neu-wagen beeinflussen.   
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Abb. 5:
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3.3  Zulassungssteuer Die folgenden Kapitel beschreiben die unterschiedlichen Regeln zur Zulas-sungssteuer in Europa und berechnen die Abgabenhöhe anhand von Bei-spielfahrzeugen.  
3.3.1  Systematischer Überblick Diese Arbeit betrachtet als Zulassungssteuer alle Abgaben, die mit dem In-verkehrbringen oder der Zulassung eines Fahrzeuges anfallen, mit Aus-nahme der Zulassungsgebühr. Die Zulassungssteuer unterscheidet sich von der Zulassungsgebühr durch die meist variable Bemessungsgrundlage, während die Zulassungsgebühr wie oben erläutert grundsätzlich eine feste Verwaltungsabgabe ist.123 Die Zulassungssteuer muss in der Regel nur bei erstmaliger Zulassung ei-nes Neufahrzeuges entrichtet werden. Nur in Italien124 und Lettland125 fällt eine Abgabe auf jede Zulassung an, d. h. bei Erstzulassungen eines Fahrzeuges in einem Land sowie bei Wiederzulassungen von Ge-brauchtwagen in einem Land. Italien erhebt eine Abgabe auf die Erst-registrierung und Ummeldung eines Fahrzeuges („Imposta provinciale di trascrizione“).126 In Lettland muss bei jeder Fahrzeugregistrierung eine Fahrzeugsteuer (Motor Vehicle Tax) sowie eine Rohstoffabgabe (Natural Resource Tax) entrichtet werden.127 Von den 29 untersuchten Ländern wenden zehn keine Zulassungssteuer an, darunter Deutschland.128 In Abb. 6 und Abb. 7 werden alle Besteuerungskriterien aufgezeigt, die zur Berechnung der Zulassungssteuer in Europa angewendet werden. Diese Übersicht zeigt, dass insgesamt zwölf Besteuerungskriterien herangezogen werden, darunter neun quantitative Kriterien und drei qualitative Krite-rien, welche in den verschiedensten Kombinationen Anwendung finden. In 
                                                 123  Vgl. ACEA (2009), S. Austria-1/7 ff. 124  Vgl. ACEA (2009), S. Italy-1/7.  125  Vgl. ACEA (2009), S. Latvia-1/3 ff. 126  Vgl. ACEA (2009), S. Italy-1/7. 127 Vgl. ACEA (2009), S. Latvia-1/3 ff. 128  Vgl. ACEA (2009), Germany-1/9. 
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vier Ländern (Belgien,129 Spanien,130 Frankreich131 und Italien132) ist da-rüber hinaus die Zulassungssteuer regional differenziert. Das insgesamt am häufigsten verbreitete Besteuerungskriterium der Zulas-sungssteuer in Europa ist der CO2-Emissionswert oder durchschnittliche Kraftstoffverbrauch, der in 14 Ländern die Höhe der Zulassungssteuer beeinflusst.133  Gefolgt wird dieses Kriterium vom Netto- oder Bruttofahrzeugpreis, der in zehn Ländern zur Berechnung der Steuer herangezogen wird. Darunter verwenden sieben Länder den Netto-, und drei Länder den Bruttopreis.134 Faktisch greift eine Zulassungssteuer, die vom Fahrzeugpreis abhängt, wie eine zusätzliche Umsatzsteuer auf den Fahrzeugerwerb.  Der Hubraum wird in sieben Ländern angewendet. Weitere wichtige Krite-rien sind die Abgaswerte (Euro Abgasnorm),135 die Antriebsart (Otto bzw. Diesel) und das Fahrzeugalter.136 Unübliche Besteuerungskriterien, die nur in jeweils einem Land von Bedeutung sind, sind Länge, Sicherheitsausstat-tung und Gewicht. Diese Besteuerungskriterien werden höchst unter-schiedlich kombiniert und führen zum Teil zu einer recht komplizierten Ermittlung der Zulassungssteuer.  In drei Ländern (Österreich137, Malta138 und Polen139) hängt die Zulas-sungssteuer von fünf verschiedenen Besteuerungskriterien ab. Demgege-nüber basiert in drei Ländern (Italien,140 Slowenien141 und Lettland142) 
                                                 129  Vgl. ACEA (2009), Belgium-1/14. 130  Vgl. ACEA (2009), S. Spain-2/7. 131  Vgl. ACEA (2009), S. France-2/9 ff. 132  Vgl. ACEA (2009), S. Italy-1/7 ff. 133 Vgl. Kapitel D 1.1.  134  Vgl. ACEA (2009), S. Austria-1/7 ff. 135  Die Euro Abgasnormen berücksichtigen Emissionswerte folgender Schadstoffe: Kohlen-monoxid, Partikel, Stickstoffoxide, Kohlenwasserstoffe und Nichtmethankohlenwasser-stoffe. Vgl. Verordnung (EG) Nr. 715/2007.  136  Vgl. ACEA (2009), S. Austria-1 ff. 137  Vgl. NOVAG (1991). 138  Vgl. Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta) (2009). 139  Vgl. ACEA (2009), S. Poland-1/4 ff. 140  Vgl. ACEA (2009), S. ACEA (2009), S. Italy-1/7 ff. 141  Vgl. ACEA (2009), S. Slovenia-1/2. 142  Vgl. ACEA (2009), S. Latvia-1/3 ff. 
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die Zulassungssteuer nur auf einem einzigen Kriterium, wobei in Italien dies regional unterschiedlich ist.143 In den meisten Ländern werden drei Besteuerungskriterien angewendet. Dies ist häufig bei Steuersatztarifen zu beobachten, d. h. zwei Kriterien bestimmen die Höhe des Steuersatzes, der dann auf das dritte Bemessungskriterium angewendet wird.144 
 

                                                 143  Vgl. ACEA (2009), S. ACEA (2009), S. Italy-1/7 ff. 144  Vgl. ACEA (2009). S. Austria-1/7 ff. 
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Abb. 7:
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3.3.2  Betrachtung einzelner Länder Besonders auffällig ist die hohe Zulassungssteuer in Dänemark.149 Hier beträgt die Zulassungssteuer 105 % des Bruttopreises bis zu einem Brut-topreis von ca. € 11.610,150 und 180 % für den darüber liegenden Betrag151. Somit liegt dieser Steuer das Leistungsfähigkeitsprinzip zugrunde; bzw. entspricht einer Art Luxussteuer.152 Darüber hinaus wird der Fahrzeug-preis als Bemessungsgrundlage nach dem Kraftstoffverbauch des Autos an-gepasst, so dass auch die CO2-Emission berücksichtigt wird.153 Dänemark hat im Vergleich zu anderen europäischen Ländern mit einer auf den Fahr-zeugpreis bezogenen Zulassungssteuer mit Abstand den höchsten Steuer-satz (105 % bzw. 180 %). Die absolute Belastung durch die Zulassungs-steuer wird in Dänemark durch vergleichsweise niedrige Nettopreise (und damit auch Bruttopreise) etwas relativiert.154  Eine ebenfalls hohe Zulassungssteuer ist in Norwegen zu beobachten.155 Die Abgabe wird zunächst abhängig vom Fahrzeuggewicht (in kg) und der Motorleistung (in kw) berechnet. Beide Komponenten sind additiv ver-knüpft, besitzen vier Tarifstufen156 und stellen einen Steuerbetragstarif157 dar. Der berechnete Steuerbetrag wird anhand eines Bonus-Malus-Systems abhängig von den CO2-Emissionswerten des Fahrzeuges angehoben oder reduziert.158  
                                                 149 Vgl. Kapitel B 3.3.3. 150 Vgl. http://www.oanda.com. 79.000 DKR wurden mit dem Wechselkurs vom 11.08.2009 umgerechnet, Stand: 17.05.2011.  151 Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-2/10 ff. Daneben wird der Steuerbetrag um € 504 (DKR 3.750) für Fahrzeuge mit Anti-Blockier-System (ABS), um € 336 (DKR 2.500) für Fahr-zeuge mit elektronischem Stabilitätsprogramm (ESP) und ab dem dritten Airbag um € 172 (DKR 1.280) je Airbag reduziert. 152 Vgl. B 1.1.2. 153 Vgl. Kapitel B 6. 154 Vgl. Tab. 4. 155 Vgl. ACEA (2009), S. Norway-1/2 und Kapitel B 3.3.3. 156 Vgl. Finanzministerium Norwegen (2009), S. 17 ff. 157  Ein Steuerbetragstarif ist ein Steuertarif, bei dem ein absoluter Betrag je Einheit der Be-messungsgrundlage erhoben wird. Dabei können unterschiedliche Tarifstufen angewendet werden, indem der Steuerbetrag je Einheit der Bemessungsgrundlage in Abhängigkeit von derselben Bemessungsgrundlage oder anderen Merkmalen verändert wird. Vgl. Wehrheim (2008), S. 4. 158  Vgl. hierzu Kapitel B 6. 
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Österreich gehört mit fünf unterschiedlichen Bemessungsgrundlagen zu den Ländern mit der komplexesten Zulassungssteuer.159 Die sogenannte Normverbrauchsabgabe160 basiert zunächst auf dem Fahrzeugpreis. Der anzuwendende Prozentsatz reicht von 0 % bis 16 %161 und ist vom Kraft-stoffverbrauch abhängig, wobei die Berechnung zwischen Otto- und Diesel-Pkw unterscheidet. Die Formel zur Berechnung des Steuersatzes für Otto-Pkw lautet: 
• 2 % * (Durchschnittsverbrauch in l/100km – 3),  und für Diesel-Pkw: 
• 2 % * (Durchschnittsverbrauch in l/100km – 2).162 Damit fällt in Österreich für Pkw mit einem Durchschnittsverbrauch von drei Liter (Otto-Motor) bzw. zwei Liter (Diesel-Motor) auf 100 km keine Zulassungssteuer an. Ergänzt wird die Berechnung der Normverbrauchs-abgabe durch ein Bonus-Malus System. Alle Fahrzeuge mit einer CO2-Emis-sion unter 120 g/km (dies entspricht einem Verbrauch von 5,15 l/100km für einen Benziner und 4,54 l/100km für einen Diesel) erhalten zunächst einen Bonus von € 300,163 und Fahrzeuge mit einem Verbrauch über 160 g/km werden seit dem 1. Januar 2010164 mit zusätzlich € 25 je g/km über diesem Grenzwert belastet. Bis zum 31. Dezember 2009 lag der Grenzwert bei 180 g/km.165 Darüber hinaus werden Dieselfahrzeuge mit einer Partikelemission über 0,005 g/km166 mit einem Malus von € 300 besteuert. Dieselfahrzeuge mit einer Partikelemission unter 0,005 g/km und gleichzeitig einem Stickoxid-ausstoß unter 80 g/km erhalten einen Bonus von € 200. Lediglich Fahr-zeuge der Euro Abgasnorm 6 erreichen diese Werte.167  

                                                 159  Vgl. Abb. 6 und Abb. 7. 160  Vgl. NoVAG (1991) und ACEA (2009), S. Austria-1/7 ff. 161  Vgl. NoVAG (1991), RZ 486. 162  Vgl. NoVAG (1991), RZ 483. 163  Vgl. NoVAG (1991), RZ 556. 164  Dadurch ist eine deutlich höhere Zahl von Fahrzeugen betroffen.  165  Vgl. NoVAG (1991), RZ 557. 166  Dies entspricht den Partikelemissionswerten der Euro Abgasnorm 4 und darunter. 167  Vgl. ACEA (2009), S. Austria-2/7. 
64



 

  

Otto-Pkw erhalten einen Bonus von € 200, falls die Emission von Stickoxi-den unter 60 g/km liegt, was von Fahrzeugen der Euro Abgasnorm 5 und Euro Abgasnorm 6 erreicht wird. Fahrzeuge mit alternativen Antrieben können weitere Boni bis zu € 500 erhalten.168 Ein weiteres Land, das fünf unterschiedliche Kriterien zur Bestimmung der Zulassungssteuer heranzieht, ist Malta.169 Die Steuer berechnet sich als die Summe zweier Formeln,170 die beide den Fahrzeugpreis171 beinhalten. Die erste Formel multipliziert die CO2-Emission, mit dem Fahrzeugpreis und einem Prozentsatz, der von der Höhe der CO2-Emission abhängt. Der Pro-zentsatz reicht von 0,13 % (für Fahrzeuge mit einer CO2-Emisson bis zu 100 g/km) bis 0,27 % (für Fahrzeuge mit einer CO2-Emission über 250 g/km). Für Dieselfahrzeuge mit einer Partikelemission über 0,005 g/km gelten höhere Prozentsätze. Die zweite Formel berücksichtigt die Fahrzeuglänge und den Fahrzeugpreis. Diese Kriterien werden eben-falls multiplikativ verknüpft.172 Die Fahrzeuglänge als Besteuerungskrite-rium heranzuziehen ist einzigartig in Europa.  In Belgien wird eine Zulassungssteuer in Abhängigkeit vom Hubraum oder der Motorleistung erhoben, je nachdem, welche Bemessungsgrundlage zu einer höheren Tarifstufe führt. Eine Tabelle zeigt den jeweilig gültigen Steuerbetrag in elf Tarifstufen auf. Die Steuerbelastung reicht von € 61,50 (für Pkw bis zu 1.550 ccm Motorvolumen oder 70 kw Motorleistung) bis € 4.957 (für Fahrzeuge über 3,450 ccm Motorvolumen oder 155 kw Mo-torleistung).173 Daneben hat die belgische Regierung einen Steueranreiz für Fahrzeuge mit geringen CO2-Emissionswerten eingeführt. So erhalten Fahrzeughalter einen Bonus von 15 % des Kaufpreises (maximal € 4.450) für Fahrzeuge mit einer CO2-Emission unter 105 g/km und 3 % des Kauf-
                                                 168  Vgl. NoVAG (1991), RZ 566. 169  Vgl. Abb. 7. 170  Vgl. ACEA (2009), S. Malta-1/2 und Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta) (2009). 171  Dabei definiert das Gesetz eine „Registration Value” der zur Berechnung der Steuer he-rangezogen wird und dem Fahrzeugpreis entspricht. Vgl. Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta), Art. 9 (1) ff. 172  Vgl. ACEA (2009), S. Malta-1/2 ff.; Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta) (2009) und Department of Information-Malta (2008). 173  Vgl. ACEA (2009), S. Belgium-4/14. 
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preises (maximal € 850) für Fahrzeuge mit einer CO2-Emission von 105 g/km bis 115 g/km.174 Zudem variiert in Belgien die Zulassungssteuer je nach Region. So gibt es in der Wallonischen Region, welche ca. 33 % der belgischen Bevölkerung und 55 % der Landesfläche umfasst,175 neben den oben genannten Abgaben ein von der CO2-Emission abhängiges Bonus-Malus-System. Dieses System unterscheidet zwischen Personen, die zum ersten Mal ein Fahrzeug zulas-sen, und Personen, die ein Fahrzeug ersetzen. Im ersten Fall erhalten Fahr-zeuge mit CO2-Emissionen von 105 g/km bis 145 g/km einen Bonus zwi-schen € 1.000 und € 100. Demgegenüber werden Pkw mit Emissionswer-ten von 195 g/km bis 255 g/km (oder höher) mit einem Malus von € 100 bis € 1.000 belastet. Falls ein Fahrzeug ersetzt wird, erhält der Fahrzeug-halter einen Bonus, wenn das neu zugelassene Fahrzeug eine niedrigere CO2-Emission aufweist als das davor zugelassene und einen Malus im um-gekehrten Fall.176 
Finnland,177 Irland,178 Polen,179 Spanien180 und Slowenien181 wenden eine relativ einfach strukturierte, überwiegend vom Kaufpreis des Fahr-zeuges abhängige Zulassungssteuer an. Die Steuersätze steigen dabei in 
Finnland,182 Irland,183 Polen,184 mit der CO2-Emission des Fahrzeuges, in 
Spanien185 mit dem Hubraum und in Slowenien186 mit dem Nettopreis des Fahrzeuges.  Halter von Fahrzeugen, die zum ersten Mal in den Niederlanden zugelas-sen werden, müssen eine Steuer bezahlen, die im Wesentlichen vom Netto-
                                                 174  Vgl. ACEA (2009), S. Belgium-7/14. Zur Berücksichtigung in der Berechnung, siehe Ka-pitel D 1.1.1 und Fußnote 483. 175 Vgl. ERIK (2009). 176  Vgl. ACEA (2009), S. Belgium-8/14. 177 Vgl. ACEA (2001), S. FIN-1. 178  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009). 179  Vgl. ACEA (2009), S. Poland-2/4. 180  Vgl. ACEA (2009), S. Spain-2/7 ff. 181  Vgl. ACEA (2009), S. Slovenia-1/2. 182 Vgl. ACEA (2001), S. FIN-1. 183  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009). 184  Vgl. ACEA (2009), S. Poland-2/4. 185  Vgl. ACEA (2009), S. Spain-2/7 ff. 186  Vgl. ACEA (2009), S. Slovenia-1/2. 
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preis abhängt. Der Steuersatz beträgt 40 %. Dieselbetriebene Fahrzeuge werden zusätzlich mit € 290 belastet und Pkw mit Otto-Motoren erhalten einen Nachlass von € 1.364.187 Daneben wenden die Niederlande zahlrei-che Anpassungen und ein Bonus-Malus-System an. So sind beispielsweise Diesel-Pkw mit einer CO2-Emission unter 95 g/km und Otto-Pkw mit einer CO2-Emission unter 110 g/km von der Zulassungssteuer befreit. Fahrzeuge mit besonders hohen CO2-Werten (Diesel-Pkw ab 170 g/km und Otto-Pkw ab 205 g/km) werden zusätzlich mit € 125 per g/km belastet. Das Bonus-Malus-System unterteilt die Fahrzeuge nach ihrer CO2-Emission relativ zu einem Durchschnittsfahrzeug. Fahrzeuge, die in eine umweltfreundlichere Kategorie fallen, erhalten einen Bonus, und Fahrzeuge mit einem höheren Emissionswert werden mit einem Malus belastet. Der Bonus kann bis zu € 1.400 und der Malus bis zu € 1.600 betragen.188 In Griechenland wird ebenfalls eine Zulassungssteuer auf den Nettopreis erhoben,189 der für Neufahrzeuge nur zur Hälfte angesetzt wird.190 Der Steuersatz richtet sich nach dem Hubraum und der Euro Abgasnorm des Fahrzeuges und reicht von 5 % bis 346 %. Die Bemessungsgrundlage (Net-topreis) wird für erstmalig in Griechenland zugelassene Fahrzeuge nach dem Fahrzeugalter reduziert.191 
Portugals Zulassungssteuer fällt bei der Erstzulassung eines Pkw in Portu-gal an und bemisst sich sowohl nach den CO2-Emissionen als auch nach dem Hubraum. Beide Komponenten sind additiv verknüpft. Die CO2-ab-hängige Zulassungssteuer umfasst fünf Tarifstufen und die Hubraum-ab-hängige Zulassungssteuer zwei. Der CO2-abhängige Steuertarif ist je nach Antriebsart unterschiedlich. Diesel-Pkw mit einer Rußpartikelemission von unter 0,005 g/km192 erhalten zusätzlich einen Nachlass von € 250.193 Bei 
                                                 187  Vgl. ACEA (2009), S. The Netherlands-1/7. 188  Vgl. Niederländische Steuerverwaltung (2009) und ACEA (2009), S. The Netherlands-2/7. 189  Vgl. ACEA (2009), S. Greece-1/4 ff. 190  Vgl. Hellenic Republic Ministry of Economy and Finance – General Secretariat for Infor-mation Systems (2009). 191  Vgl. Europäische Kommission (2009f). 192  Dies entspricht den Partikelemissionswerten der Euro Abgasnorm vier und drüber. 193  Vgl. ACEA (2009), S. Portugal-1/7. 
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importierten Gebrauchtfahrzeugen reduziert sich die Zulassungssteuer nach dem Alter des Pkw.194  
Ungarn erhebt eine Zulassungssteuer und eine Art Vermögenssteuer („Wealth Tax“) bei jeder Zulassung eines Fahrzeuges. Beide Abgaben ver-wenden den Hubraum des Fahrzeuges, wobei die Tarifgrenzen der Zulas-sungssteuer je nach Antriebsart unterschiedlich sind.195 Die Zulassungs-steuer wird in Abhängigkeit vom Fahrzeugalter reduziert.196 In Zypern wird bei Erstzulassung eines Fahrzeuges eine Steuer auf den Hubraum des Fahrzeuges erhoben. So sind per ccm Hubraum zwischen € 0,51 (unter 1.650 ccm) und € 7,69 (über 3.000 ccm) fällig. Hinzu kommt ein Bonus-Malus-System in Abhängigkeit von der CO2-Emission. Der maxi-male Bonus (Reduktion der Zulassungssteuer um 30 %) gilt für Fahrzeuge mit einer CO2-Emission unter 120 g/km. Der maximale Malus (Anhebung der Zulassungssteuer um 20 %) gilt für Fahrzeuge mit einer CO2-Emission über 250 g/km.197  Die Abgaben auf Zulassung und Inverkehrbringen eines Pkw in Frankreich sind vielfältig und kompliziert. Es gibt eine Zulassungssteuer bei der Erst-zulassung („Carte Grise“), eine CO2-Abgabe („Surtaxe CO2“) für die Zulas-sung von Gebrauchtfahrzeugen, ein Bonus-Malus-System sowie verschiede-ne Anreizmechanismen.198 Für die carte grise dient als Bemessungsgrund-lage die sogenannte „steuerrelevante Leistung (Fiscal Horsepower)“, wel-che wiederum von Motorleistung und CO2-Emission abhängt und wie folgt berechnet wird:199 Fiscal Horsepower = CO2-Emission (in g/km) / 45 + (kW/40)(1.6). Der Steuersatz, der mit der steuerrelevanten Leistung multi-pliziert wird, ist in den einzelnen Regionen unterschiedlich und kann zwi-schen € 27 und € 46 liegen.200  Bei erstmaliger Zulassung eines Pkw mit einer CO2-Emission über 160 g/km fällt ein Malus von mindestens € 200 an. Dieser Betrag steigt bis 
                                                 194  Vgl. ACAP (2007). 195  Vgl. ACEA (2009), S. Hungary-1/4 ff. 196  Vgl. Europäische Kommission (2009g). 197  Vgl. ACEA (2009), S. Cyprus-1/2. 198  Vgl. ACEA (2009), France-1/9 ff. 199  Vgl. Carte-Grise.org (2009a). 200 Vgl. ACEA (2009), S. France-2/9. Zur Berechnung der Abgabe in Kapitel B 3.3.3 wurde der Mittelwert (€ 37) verwendet. 
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zu € 2.600 für Fahrzeuge mit einer CO2-Emission über 250 g/km. Insge-samt gibt es vier CO2-Emissionsgrenzen, die in der Zukunft kontinuierlich herabgesetzt werden. Otto- und Diesel-Pkw erhalten einen Bonus von € 200 bei einer CO2-Emission unter 131 g/km, € 700 bei einer Emission unter 116 g/km, € 1.000 bei einer Emission unter 101 g/km und € 5.000 bei einer Emission unter 61 g/km, wobei der Wert auf 20 % des Kaufprei-ses begrenzt ist. Auch hier werden die Emissionsgrenzen im Zeitablauf reduziert.201 Bei einer Ummeldung fällt lediglich die „Surtaxe CO2“ an, die wesentlich niedriger ist. Hierbei wird € 2 für jede Einheit CO2-Emission (in g/km) über 200 g/km und € 4 für jede Einheit über 250 g/km erhoben.202 
Lettland erhebt einen festen Betrag bei der Erstzulassung eines Fahrzeu-ges, der lediglich für die Erstzulassung von Gebrauchtfahrzeugen reduziert wird (d. h. importierten Gebrauchtfahrzeugen)203 und damit auf das Fahr-zeugalter abstellt. 
3.3.3  Quantitative Ermittlung Die durchschnittliche jährliche Belastung der Zulassungssteuer wird zu-nächst am Beispiel des VW Golf Trendline 1.6 in Abb. 8 dargestellt. Auffällig ist, dass in Dänemark mit Abstand die höchste durchschnittliche Belastung mit € 2.697 im Jahr vorliegt,204 gefolgt von Norwegen mit € 1.616205 und 
Malta mit € 932206. Die Niederlande,207 Irland,208 Finnland209 und Portu-
gal210 liegen zwischen € 500 und € 700.  
                                                 201  Vgl. Aide à l'acquisition des véhicules propres (Zulassungssteuergesetz Frankreich) (2007). 202  Vgl. Carte-Grise.org (2009). 203  Vgl. ACEA (2009), S. Latvia-1/3 ff. 204 Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-1/10 ff. 205 Finanzministerium Norwegen (2009), S. 17 ff. und ACEA (2009), S. Norway-1/2. 206  Vgl. ACEA (2009), S. Malta-1/2 ff.; Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta) (2009) und Department of Information-Malta (2008). 207 Vgl. Niederländische Steuerverwaltung (2009) und ACEA (2009), S. The Netherlands-2/7. 208 Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009) und ACEA (2009), S. Ireland-1/7 ff. 209 Vgl. ACEA (2009), S. Finland-1/2 ff. 210 Vgl. ACEA (2009), S. Portugal-1/7 ff. 
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Die folgenden Kapitel untersuchen die Unterschiede in der absoluten Steu-erbelastung durch die Zulassungssteuer nach Antriebsart und Fahrzeug-klasse.  
3.3.3.1  Differenzierung nach Antriebsart Abb. 9 veranschaulicht die unterschiedliche Besteuerung von Diesel- und Otto-Fahrzeugen am Beispiel des VW Golf 1.6 Trendline (Otto) und VW Golf 2.0 TDI Comfortline (Diesel). Die Länder sind nach der Höhe der Zulas-sungssteuer auf den VW Golf 1.6 Trendline sortiert. Diese Fahrzeuge wur-den ausgewählt, da sie zu den am häufigsten zugelassenen Autos in Europa zählen. Die technischen und wirtschaftlichen Eigenschaften des VW Golf 1.6 Trendline und VW Golf 2.0 TDI Comfortline (insbesondere der Hubraum, Verbrauch und der Preis) sind nicht identisch, was sich auch auf die Be-steuerung auswirken wird. Allerdings ist gerade diese indirekte Differen-zierung der Steuersysteme zwischen Diesel und Benzinmotoren interes-sant – vor allem da nur fünf der untersuchten Länder die Antriebsart direkt als Besteuerungskriterium für die Zulassungssteuer berücksichtigen.  Im Vergleich der VW Golf wird der Diesel in Zypern,211 Griechenland212 und Dänemark213 um ca. € 600, in Portugal214 und den Niederlanden215 um ca. € 200 und in Ungarn216 sowie Slowenien217 um ca. € 100 höher be-steuert als das Vergleichsfahrzeug mit Ottomotor. Die höhere Belastung des VW Golf TDI gegenüber dem VW Golf 1.6 liegen in Polen,218 Italien,219 Bel-
gien220 und Finnland221 nur zwischen € 7 bis € 16 und können damit ver-nachlässigt werden. Im europäischen Durchschnitt ist die Zulassungssteuer auf den Diesel etwas höher als auf den Benziner.  
                                                 211 Vgl. ACEA (2009), S. Cypus-1/2 ff. 212 Vgl. Hellenic Republic Ministry of Economy and Finance – General Secretariat for Information Systems (2009) und ACEA (2009), S. Greece-1/5 ff. 213 Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-1/10 ff. 214 Vgl. ACEA (2009), S. Portugal-1/7 ff. 215 Vgl. Niederländische Steuerverwaltung (2009) und ACEA (2009), S. The Netherlands-2/7. 216 Vgl. Europäische Kommission (2009b) und ACEA (2009), S. Hungary 1/4 ff. 217 Vgl. ACEA (2009), S. Slovenia-1/2. 218 Vgl. ACEA (2009), S. Poland-2/4 ff. 219 Vgl. ACEA (2009), S. Italy-1/7 ff. 220 Vgl. ACEA (2009), S. Belgium 4/14 ff. und ERIK (2009).  221 Vgl. ACEA (2009), S. Finland-1/2. 
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In sieben Ländern wird der Benziner höher belastet als der Diesel. Die höchste Differenz weist Norwegen mit € 198 auf,222 gefolgt von Malta mit € 154.223 Bei der Zulassung eines Golf Diesel anstelle eines Golf mit Ottoan-trieb fallen in Irland zusätzliche Kosten von € 99,224 in Spanien € 77225 und in Frankreich € 60226 an. Die Unterschiede in den Steuerbeträgen sind in Rumänien (€ 4)227 und Österreich (€ 10)228 vernachlässigbar. Bemerkenswert ist, dass keines der Länder mit den höchsten Unterschie-den in der Abgabenhöhe die Antriebsart zur Berechnung der Zulassungs-steuer heranzieht. In Zypern wird der Anstieg durch die vom Hubraum abhängige, progressive Zulassungssteuer verursacht. Der Steuersatz je ccm Hubraum erhöht sich von € 0,52 auf € 3,42, wenn der Hubraum 1.650 ccm übersteigt.229 Der starke Unterschied in der Höhe der Zulassungssteuer in 
Griechenland beruht auf der Besteuerung in Abhängigkeit vom Fahrzeug-preis und Motorvolumen. Zum einen wird ein Steuersatz auf den Fahrzeug-preis angewendet, der für den Golf Diesel um ca. € 6.000 höher liegt als für den Benziner, zum anderen erhöht sich der Steuersatz in Abhängigkeit vom Motorvolumen.230 In Dänemark liegt die unterschiedliche Besteuerung auch im Wesentlichen am höheren Fahrzeugpreis des Diesel-Pkw,231 in 
Malta an der höheren CO2-Emission.232 In Norwegen hängt die Steuerhöhe von der Motorleistung, dem Fahrzeuggewicht und der CO2-Emission ab. Obwohl der Diesel mehr wiegt und eine höhere Motorleistung hat als der Benziner, ist die Abgabe auf den Benziner höher, da diese Unterscheide von 
                                                 222  Vgl. Finanzministerium Norwegen (2009), S. 17 ff.; ACEA (2009), Norway 1/2. 223  Vgl. Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta) (2009), Second Schedule, Article 6(2). 224  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009) und ACEA (2009), S. Ireland-1/7 ff. 225  Vgl. ACEA (2009), S. Spain-2/7 ff. 226  Vgl. Carte-Grise.org (2009) und Aide à l'acquisition des véhicules propres (Zulassungs-steuergesetz Frankreich) (2007). 227 Vgl. Rumänische Kfz-Emissionssteuer (2009); Sebastian (2008), S. 315 und ACEA (2009), S. Romania-1/4 ff. 228  Vgl. NoVAG (1991) und ACEA (2009), S. Austria-1/7 ff. 229  Vgl. ACEA (2009), S. Cypus-1/2. 230 Vgl. Hellenic Republic Ministry of Economy and Finance – General Secretariat for Infor-mation Systems (2009) und ACEA (2009), S. Greece-1/5 ff. 231  Vgl. ACEA (2009), S. Daenemark-1/10 ff. 232  Vgl. Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta) (2009), Second Schedule, Article 6(2). 
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der Abgabe auf die um 37 g/km höhere CO2-Emission überkompensiert werden.233   

                                                 233 Finanzministerium Norwegen (2009), S. 17 ff. und ACEA (2009), S. Norway 1/2. 
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Abb. 9:
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3.3.3.2  Differenzierung nach Fahrzeugklasse234 Die Besteuerungsunterschiede nach der Fahrzeugklasse werden in Abb. 10 deutlich, welche die Zulassungssteuer für die Beispielfahrzeuge mit Ottoan-trieb smart fortwo (Kleinstwagen), VW Golf VI 1.6. Trendline (Untere Mit-telklasse) und Mercedes ML 350 (Oberklasse) in jedem Land aufzeigt. Die Länder sind wie in Abb. 8 nach der Zulassungssteuer für den Golf VI 1.6 Trendline sortiert. Diese Fahrzeuge wurden gewählt, da der Unterschied in der CO2-Emission zwischen dem Golf und Smart in etwa genauso groß ist wie der Unterschied in der CO2-Emission zwischen dem Mercedes und Golf. In allen Ländern, die eine nennenswerte Abgabe erheben, steigt die Zulas-sungssteuer mit der Fahrzeugklasse. Im Durchschnitt sind die zusätzlichen Abgaben für einen Mercedes im Vergleich zu einem Golf größer als die zu-sätzlichen Abgaben für einen Golf im Vergleich zu einem smart fortwo. Dies zeigt, dass die Zulassungssteuer den Erwerb eines Mercedes im Vergleich zu einem Golf absolut stärker belastet als den Erwerb eines Golf im Ver-gleich zu einem smart fortwo.  In Dänemark ist der Unterschied zwischen der Zulassungssteuer auf den smart fortwo und VW Golf mit fast € 2.000 am größten,235 gefolgt von Nor-
wegen mit € 919,236 Malta mit € 713,237 den Niederlanden mit € 611238 und Portugal mit € 494.239 In Irland, Finnland, Belgien und Spanien ist die Zulassungssteuer auf den smart fortwo zwischen ca. € 200 bis € 400 niedriger als auf den VW Golf.240 
Spanien,241 Österreich242 und Frankreich243 erheben keine Zulassungs-steuer für den smart fortwo. Da Lettland244 einen festen Betrag erhebt, gibt 
                                                 234 Fahrzeuggröße ist in diesem Zusammenhang synonym zu Fahrzeugklasse zu verstehen. 235  Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-1/10 ff. 236  Finanzministerium Norwegen (2009), S. 17 ff. und ACEA (2009), S. Norway 1/2. 237  Vgl. Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta) (2009), Second Schedule, Article 6(2). 238  Vgl. Niederländische Steuerverwaltung (2009) und ACEA (2009), S. The Netherlands-2/7. 239  Vgl. ACEA (2009), S. Portugal-1/7 ff. 240  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009); ACEA (2009), S. Ireland-1/7 ff; S. Finland-1/2; ACEA (2009), S. Belgium 4/14 ff.; ERIK (2009) und ACEA (2009), S. Spain-2/7 ff. 241  ACEA (2009), S. Spain-2/7 ff. 242  Vgl. NoVAG (1991) und ACEA (2009), S. Austria-1/7 ff. 
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es in diesem Land keinen Besteuerungsunterschied zwischen dem smart fortwo und VW Golf.  Falls ein Fahrzeughalter einen Mercedes ML 350 anstatt eines Golf VI 1.6 Trendline zulässt, fallen die Zusatzkosten ebenfalls in Dänemark245 und in 
Norwegen246 (im Durchschnitt fast € 8.300) am höchsten aus. In diesen Ländern wird das Zulassen eines kleineren Fahrzeuges im europäischen Vergleich absolut am meisten belohnt und gleichzeitig das Fahren eines größeren Fahrzeuges am höchsten zusätzlich belastet.247 Somit dürfte er-wartet werden, dass Verbraucher in diesen Ländern, die vor der Entschei-dung zwischen Fahrzeugen verschiedener Klassen stehen, den höchsten Anreiz im europäischen Vergleich haben, sich für das kleinere Fahrzeug zu entscheiden. 
Zypern248 und Malta249 weisen zwar nicht ganz so hohe Unterschiede auf wie Dänemark und Norwegen, belasten aber den Ersthalter eines Mercedes im Vergleich zu einem Golf mit zusätzlichen Kosten von € 4.345 bzw. € 4.195. Während Malta auch im Vergleich des VW Golf und smart fortwo zu den Ländern mit den höchsten Unterschieden zählt,250 ist dieser mit € 51 in Zypern zu vernachlässigen.251 Somit wird deutlich, dass in diesem Beispiel die „Steuerprogression“ über die Fahrzeuggröße in Zypern viel höher ist als in Malta, d. h. das Zulassen eines VW Golfs anstelle eines Mer-cedes ML wird viel stärker belohnt als das Zulassen eines smart fortwo an-stelle eines VW Golfs. Zwischen € 2.000 und € 3.000 Steuerersparnis bei der Zulassung eines Golf im Vergleich zu einem Mercedes ML 350 erhalten Fahrzeughalter in fünf 
                                                                                                                        243  Vgl. Carte-Grise.org (2009) und Aide à l'acquisition des véhicules propres (Zulassungs-steuergesetz Frankreich) (2007). 244  Vgl. ACEA (2009), S. Latvia-1/2 ff. 245  Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-1/10 ff. 246  Finanzministerium Norwegen (2009), S. 17 ff. und ACEA (2009), S. Norway 1/2. 247  Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-1/10 ff; Finanzministerium Norwegen (2009), S. 17 ff. und ACEA (2009), S. Norway 1/2. 248  Vgl. ACEA (2009), S. Cypus-1/2. 249  Vgl. Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta) (2009), Second Schedule, Article 6(2). 250  Vgl. Motor Vehicles Registration and Licensing Act (Malta) (2009), Second Schedule, Article 6(2). 251  Vgl. ACEA (2009), S. Cypus-1/2. 

76



 

  

Ländern (den Niederlanden,252 Griechenland,253 Portugal,254 Finnland255 und Irland256) und zwischen € 900 und € 1.300 in vier Ländern (Un-
garn,257 Polen,258 Österreich259 und Belgien260). Unter diesen Ländern weist Polen den geringsten Steuerunterschied zwischen dem VW Golf und smart fortwo auf, d. h. eine höhere Steuer fällt wie in Zypern erst für Ober-klassefahrzeuge an.261  Aus der Reihe fällt Rumänien, wo die Zulassungssteuer zunächst von € 63 für den smart fortwo auf € 7 für den VW Golf abnimmt, der Mercedes ML hingegen mit € 66 nur unwesentlich mehr kostet als der Golf.262 Dies liegt daran, dass der smart fortwo die Euro Abgasnorm 4 erfüllt, die zwei ande-ren Beispielfahrzeuge allerdings die Euro Abgasnorm 5,263 für die die hub-raumabhängige Komponente der Zulassungssteuer nicht anfällt. Der ge-ringe Anstieg der Zulassungssteuer für den Mercedes ML liegt an den CO2-abhängigen Abgaben ab einer Emission von 150 g/km.264   

                                                 252  Vgl. ACEA (2009), S. The Netherlands-1/7 ff.  253  Vgl. Hellenic Republic Ministry of Economy and Finance – General Secretariat for Infor-mation Systems (2009) und ACEA (2009), S. Greece-1/5 ff. 254  Vgl. ACEA (2009), S. Portugal-1/7 ff. 255  Vgl. ACEA (2009), S. Finland-1/2. 256  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009) und ACEA (2009), S. Ireland-1/7 ff. 257  Vgl. ACEA (2009), S. Hungary 1/4 ff. 258  Vgl. ACEA (2009), S. Poland-2/4 ff. 259  Vgl. NoVAG (1991) und ACEA (2009), S. Austria-1/7 ff. 260  Vgl. ACEA (2009), S. Belgium 4/14 ff. und ERIK (2009). 261  Vgl. ACEA (2009), S. Poland-2/4 ff. 262  Vgl. Rumänische Kfz-Emissionssteuer (2009); Sebastian (2008), S. 315 und ACEA (2009), S. Romania-1/4 ff. 263  Vgl. ADAC (2009). 264  Vgl. Rumänische Kfz-Emissionssteuer (2009); Sebastian (2008), S. 315 und ACEA (2009), S. Romania-1/4 ff. 
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4  Abgaben auf den Besitz eines Fahrzeuges In diesem Kapitel werden die Abgaben thematisiert, die allein durch den Besitz eines Fahrzeuges entstehen. Dazu gehören die Kfz-Steuer sowie die Versicherungsteuer; beide fallen an, solange das Automobil zugelassen ist. Straßenbenutzungsabgaben werden im Rahmen dieser Arbeit nur einbezo-gen, wenn sie unabhängig von der tatsächlichen Nutzung einer Straße an-fallen und somit den Charakter einer jährlichen Abgabe aufweisen. Nur in drei von den 29 untersuchten europäischen Ländern, in Estland,265 
Tschechien266 und Polen,267 müssen private Halter von Kraftfahrzeugen keinerlei Abgabe für den Besitz eines Fahrzeuges leisten. 
4.1  Kfz-Steuer Der Halter eines zum Verkehr zugelassenen Personenkraftwagens hat in 23 der hier betrachteten Staaten periodische Kraftfahrzeugsteuern zu entrich-ten. Steuerobjekt ist dabei das Halten eines zugelassenen Pkws. Es wird hierbei oft von der Besteuerung des „ruhenden Verkehrs“ gesprochen, da die Abgabe unabhängig von der Nutzung des Fahrzeuges anfällt. Neben Estland, Tschechien und Polen, die weder eine Kraftfahrzeug- noch eine Versicherungsteuer erheben, bleiben Halter von Pkw in Litauen,268 der Slowakei269 und Slowenien270 von einer jährlichen Kraftfahrzeug-steuer verschont.271  
                                                 265  Vgl. ACEA (2009), S. Estonia-1/2; CEA (2009), S. 37. 266  Vgl. ACEA (2009), S. Czech-Republic-9/15; CEA (2009), S. 21. 267  Die geringe Abgabe von € 1 pro Jahr auf die Versicherungsprämie wird hierbei vernach-lässigt. Vgl. CEA (2009), S. 88; ACEA (2009), S. Poland-2/4. 268  Vgl. ACEA (2009), S. Lithuania-1/1. 269  Vgl. ACEA (2009), S. Slovakia-1/4. 270  Vgl. ACEA (2009), S. Sovenia-1/2. 271  Frankreich wird in der Literatur oft als Land ohne eine Kfz-Steuer geführt. Da jedoch Frankreich seit kurzem eine spezielle jährliche Abgabe für Pkw mit einer CO2-Emission von über 250g/km eingeführt hat, die im wesentlichen den Charakter einer Kfz-Steuer aufweist, wird Frankreich im Rahmen dieser Arbeit als Land mit Kfz-Steuer berücksich-tigt. 
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Die folgenden Kapitel beschreiben die unterschiedlichen Formen und Aus-gestaltungen der Kfz-Steuer in Europa, sowie deren Berechnung anhand von Beispielfahrzeugen. 
4.1.1  Systematischer Überblick In Abb. 11 und Abb. 12 werden alle Bemessungsgrundlagen aufgezeigt, die zur Berechnung der Kfz-Steuer in Europa angewendet werden.  Diese Übersicht zeigt, dass die CO2-Emission das am weitesten verbreitete Kriterium ist, das in zehn von 23 Ländern angewendet wird. Daneben be-zieht ein Land, Dänemark, die Besteuerung auf den Durchschnittsver-brauch, was äquivalent zur Besteuerung der CO2-Emission ist.272 An zweiter Stelle kommen der Hubraum und die Antriebsart (angewendet in jeweils sieben Ländern), gefolgt von der Euro Abgasnorm (angewendet in fünf Ländern). In vier Ländern ist die Kfz-Steuer regional differenziert. Das Alter und die Motorleisung sind nur in jeweils drei Ländern für die Kfz-Steuer relevant, die Zylinderzahl in einem Land.273 In neun Ländern hängt die Kfz-Steuer einzig von einem Kriterium ab, und ist damit vergleichsweise einfach ausgestaltet. Demgegenüber berücksich-tigen zwei Länder, Deutschland und die Niederlande, vier Kriterien bei der Ermittlung der Kfz-Steuer.  
4.1.2  Betrachtung einzelner Länder 

Deutschland hat zum 1. Juli 2009 die Kfz-Steuerreformiert. Seitdem wird nicht nur der Hubraum, sondern auch die CO2-Emission als Bemessungs-grundlage verwendet. Weitere Kriterien sind der Antrieb und die Euro Abgasnorm.274 Im Detail werden Diesel-Pkw mit € 9,50 je angefangenen 100 ccm Hubraum und Benziner mit € 2 je angefangenen 100 ccm Hub-raum belastet. Hinzu kommt die CO2-abhängige Komponente, die € 2 je g CO2/km über 120 g CO2/km beträgt. Dieselfahrzeuge, die eine Partikelemis-sion von 0,005 g/km überschreiten, werden zusätzlich mit € 1,20 je angefangenen 100 ccm Hubraum belastet.275 Die unterschiedliche Be-
                                                 272  Vgl. ACEA (2009), S. Denmark- 5/10. 273  Vgl. Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 441. 274  KraftStG (2002). 275  KraftStG (2002). 
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steuerung zwischen Diesel- und Otto-Pkw wurde als Ausgleich zu den ge-ringeren Abgaben auf Dieseltreibstoff beibehalten.276  Wie Deutschland wendet auch Portugal im Wesentlichen das Motorvolu-men und die CO2-Emission als Bemessungsgrundlage an. Zusätzlich wird die Abgabe je nach Kaufdatum des Pkw mit einem Faktor von 1 bis 1,1 mul-tipliziert, dabei werden neuere Fahrzeuge stärker belastet.277  In den Niederlanden wird die Kfz–Steuer regionsspezifisch erhoben und bemisst sich vor allem nach dem Fahrzeuggewicht, wobei nach der An-triebsart differenziert wird. Für Fahrzeuge mit einer CO2-Emission unter 110 g/km (Benziner), bzw. 95 g/km (Diesel) gelten Tabellen mit reduzier-ten Werten.278 
Finnland erhebt in erster Linie eine konstante Abgabe auf alle zugelasse-nen Fahrzeuge. Für Dieselfahrzeuge wird zusätzlich eine gewichtsabhän-gige Steuer erhoben.279  In Schweden besteht die Kfz-Steuer aus zwei Komponenten: Einem festen jährlichen Betrag von SEK 360 (€ 35)280 und einer CO2-abhängigen Abgabe. Beide Bestandteile werden für Dieselfahrzeuge um das 2,5-fache erhöht.281  
Belgien berechnet die Bemessungsgrundlage der Kfz-Steuer nach einem sogenannten „Engine Rating“, das vor allem vom Motorvolumen abhängt. Weiter findet ein Stufenbetragstarif Anwendung.282 Ähnlich wie in Belgien berechnen Griechenland und Spanien eine fiskalische Kennzahl, die im Fall von Griechenland283 auf dem Motorvolumen und im Fall von Spanien284 auf dem Motorvolumen und der Zylinderanzahl basiert.  Pkw-Halter in Österreich entrichten die jährliche Kfz-Steuer als „motorbe-zogene Versicherungsteuer“ zusammen mit der Versicherungsprämie auf 
                                                 276  Vgl. Scheffler (2010a), S. 371.  277  Vgl. ACEA (2009), S. Portugal-3/7. 278  Vgl. Niederländische Steuerverwaltung (2009). 279  Vgl. ACEA (2009), S. Finland-1/2 ff. 280  Vgl. http://www.oanda.com. DLR 360 wurden mit dem Wechselkurs vom 11.08.2009 umgerechnet, Stand: 17.05.2011. 281  Vgl. ACEA (2009), S. Sweden-1/4. 282  Vgl. ACEA (2009), S. Belgium 1/4. 283  VGl. ACEA (2009), S. Greece-3/4 ff. 284  Vgl. ACEA (2009), S. Spain-5/7. 
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die Haftpflichtversicherung. Die Prämie ist abhängig von der Motorleistung und ist für ältere Fahrzeuge ohne Katalysator um 20 % höher als für Fahr-zeuge mit Katalysator.285  

Dänemark ist das einzige Land, das zur Besteuerung den Kraftstoffver-brauch anstatt der CO2-Emission heranzieht; darüber hinaus unterscheidet Dänemark zwischen Diesel- und Otto-Pkw.286  Relativ einfach ausgestaltet ist die Kfz-Steuer in Großbritannien,287 Ir-land288 und Frankreich,289 wo eine reine CO2-abhängige Kraftfahrzeugsteu-er erhoben wird. In Großbritannien werden dabei die Steuerbeträge jähr-lich für hohe Emissionswerte erhöht und für niedrige gesenkt.290 Irland verwendet sieben Tarifstufen,291 und Frankreich belastet lediglich Fahr-zeuge mit einer CO2-Emission von über 250 g/km.292 Ungarn wendet, in Abhängigkeit von Abgaswerten, eine feste jährliche Abgabe von HUF 800 (€ 3)293 oder HUF 20.000 (€ 74)294 an.295 Norwegen erhebt einen einheit-lichen Steuerbetrag von NOK 2.740 (€ 314)296 für alle Fahrzeuge.297 

                                                 285  Vgl. Motorbezogene Versicherungssteuer (VersStG) (1953) und Bundesministerien für Finanzen (Österreich) (2009b). 286  Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-5/10. 287  Vgl. ACEA (2009), S. United Kingdom-3/8 ff. 288  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009). 289  Vgl. ACEA (2009), S. France-8/9. 290  Vgl. ACEA (2009), S. United Kingdom-3/8 ff. 291  Vgl. ACEA (2009), S. Ireland-2/7 ff. 292  Vgl. ACEA (2009), S. France-6/9 und 8/9. 293  Vgl. http://www.oanda.com. HUF 800 wurden mit dem Wechselkurs vom 11.08.2009 umgerechnet, Stand: 17.05.2011. 294  Vgl. http://www.oanda.com. HUF 20.000 wurden mit dem Wechselkurs vom 11.08.2009 umgerechnet, Stand: 17.05.2011. 295  Vgl. ACEA (2009), S. Hungary-4/4. 296  Vgl. http://www.oanda.com. NOK 2.740 wurden mit dem Wechselkurs vom 11.08.2009 umgerechnet, Stand: 17.05.2011. 297  Vgl. Norwegian Ministry Of Finance (2009), S. 13. Dieselfahrzeuge ohne Rußpartikel-filter werden mit NOK 3.185 (€ 365) belastet sind aber für den Neuwagenmarkt kaum noch von Bedeutung. 
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Abb. 12
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4.1.3  Quantitative Ermittlung Abb. 13 illustriert die Kfz-Steuer exemplarisch für den VW Golf VI 1.6 Trendline. Die Abgaben reichen von € 12 bis € 564.  Die höchste Abgabe mit € 564 fällt dabei in den Niederlanden302 an, ge-folgt von Irland,303 wo Fahrzeughalter des Golfs mit € 447 belastet werden. In der Schweiz304 und in Dänemark305 fallen ca. € 400 an. Sieben Länder liegen in dem engen Bereich von ca. € 100 bis € 140 und weitere fünf Län-der zwischen, ca. € 180 und € 200. Halter eines VW Golfs werden in 
Deutschland mit € 124 besteuert.306 Somit ist die Abgabe in Deutschland im europäischen Vergleich eher niedrig.  Die folgenden Kapitel veranschaulichen die Höhe der Kfz-Steuer für unter-schiedliche Antriebsarten und Fahrzeuggrößen.  
4.1.3.1  Differenzierung nach Antriebsart Abb. 14 veranschaulicht die Unterschiede in der Besteuerung von Diesel- und Otto-Fahrzeugen am Beispiel eines VW Golf 1.6 Trendline (Otto) und VW Golf 2.0 TDI Comfortline (Diesel). In Norwegen,307 wo ein fester Betrag erhoben wird, und in Spanien308 und Ungarn309 hat die Antriebsart keinen Einfluss auf die Steuerhöhe. In Frankreich greift die Kfz-Steuer erst ab ei-ner CO2-Emission von 250 g/km ein, die über den Emissionswerten des VW Golfs liegt.  Im europäischen Durchschnitt wird der VW Golf Diesel höher besteuert als der Benziner. 15 der 23 Länder, die eine Kfz-Steuer erheben, belasten Hal-ter von Dieselfahrzeugen höher als Halter von Otto-Pkw, obwohl von die-sen Ländern lediglich fünf die Antriebsart als Besteuerungskriterium ver-wenden.  
                                                 302  Vgl. Niederländische Steuerverwaltung (2009).  303  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009). 304  Vgl. Kanton Basel-Landschaft (2009). 305  Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-5/10. 306  Vgl. KraftStG (2002). 307  Vgl. Finanzministerium Norwegen (2009), S. 13 ff. 308  Vgl. ACEA (2009), S. Spain-5/7. 309  Vgl. ACEA (2009), S. Hungary-4/4. 
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Gegenläufig zu diesem Trend besteuern vier Länder den Diesel niedriger als den Benziner. In Großbritannien310 ist die Abgabenbelastung für den Golf Diesel im Vergleich zum Benziner um € 63 niedriger und in Irland311 sogar um € 291.312 Da beide Länder als einziges Bemessungskriterium die CO2-Emission des Fahrzeuges heranziehen, und Diesel-Pkw in der Regel einen niedrigeren Verbrauch und eine niedrigere CO2-Emission aufwei-sen,313 gilt diese Tendenz für so gut wie alle Fahrzeuge, die abgesehen von der Antriebsart ähnliche Eigenschaften haben.  In Malta wird das Dieselfahrzeug um € 70 niedriger belastet als der Benzi-ner. Zwar verwendet Malta ebenfalls die CO2-Emission als Bemessungs-grundlage, aber mit höheren Steuersätzen für Dieselbetriebene Fahrzeuge mit Euro Abgasnorm 4 und darunter. Deshalb ist in der Regel die Kfz-Steuer für Dieselfahrzeuge, die die Euro Abgasnorm 5 erfüllen, niedriger als für vergleichbare Otto-Pkw. Demgegenüber ist die Kfz-Steuer für Diesel-fahrzeuge der Euro Abgasnorm 4 und darunter höher als für vergleichbare Otto-Pkw.314  In Luxemburg wird der Golf Diesel um € 27 niedriger besteuert, basierend im Wesentlichen auf der CO2-Emission, aber auch auf der Antriebsart, wo-bei das Dieselfahrzeug um 50 % höher belastet wird. Deshalb ist die Ab-gabe nur für Fahrzeuge günstiger, bei denen die Ersparnis durch die niedri-gere CO2-Emission des Diesels die Mehrbelastung aufgrund der Antriebsart übersteigt. Zusätzlich erhalten Diesel-Pkw mit einer Partikelemission von unter € 10 mg eine Gutschrift von bis zu € 50 pro Jahr. Diese Grenze wird von allen Neufahrzeugen eingehalten.315 Im Vergleich der Antriebsarten weisen die Niederlande mit € 800 Mehr-kosten für den Diesel den höchsten absoluten Unterschied auf.316 An zwei-ter Stelle ist Finnland317 mit € 489, gefolgt von Griechenland mit einer 
                                                 310  Vgl. ACEA (2009), S. United Kingdom-3/8 ff. 311  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009). 312  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009). 313  Vgl. Anhang 1, Anhang 2 und Anhang 3. 314  Vgl. Malta Transport Centre (2009), S. 16 ff. 315  Vgl. ACEA (2009), S. Luxembourb-2/11 ff. 316  Vgl. Niederländische Steuerverwaltung (2009). 317  Vgl. ACEA (2009), S. Finnland-1/2 ff. 

86



 

  

Mehrbelastung von € 244.318 Bei allen übrigen Ländern sind ist die zusätzli-che Kfz-Steuer für den Diesel zwischen ca. € 20 und ca. € 140 pro Jahr eher gering. Unter diesen Ländern ist auch Deutschland mit einer Mehrbelas-tung von € 84.319 
4.1.3.2  Differenzierung nach Fahrzeugklasse In diesem Kapitel soll die Belastung durch die Kfz-Steuer für repräsentative Pkw aus verschiedenen Fahrzeugklassen dargestellt und verglichen wer-den.  Hier zeigt Abb. 15 die absoluten Steuerbeträge für den Smart fortwo coupe (Kleinstwagen) und für den Mercedes ML 350 (Oberklasse) im Vergleich zum bereits analysierten VW Golf (untere Mittelklasse). Innerhalb einer Fahrzeugklasse ändern sich die Fahrzeugeigenschaften kaum,320 so dass der Steuerbetrag innerhalb einer Klasse nur gering variiert. Die Länder sind wie in Abb. 13 nach der Kraftfahrzeugsteuer für den Golf VI 1.6 Trend-line sortiert.  Mit Ausnahme von Norwegen, Finnland und Ungarn, wo die Kfz-Steuer über die Fahrzeugklassen hinweg gleich ist, ist in allen Ländern die Kfz-Steuer höher für die Oberklasse als für die untere Mittelklasse, und für die untere Mittelklasse wiederum höher als für den Kleinstwagen. Wie in Kapi-tel 4.1.1 diskutiert, geschieht dies durch sehr unterschiedliche Besteue-rungskriterien, die sich jedoch selbst nicht direkt auf die Fahrzeuggröße beziehen. Die Progression wird im Folgenden am Beispiel von ausgewähl-ten Ländern untersucht.  Für die ausgewählten Fahrzeuge ist die Kfz-Steuer in Norwegen,321 Ungarn und Finnland jeweils identisch. Im Falle von Ungarn322 liegt dies daran, dass die Besteuerung von Kfz nur von der Euro Abgasnorm abhängt, und diese für die drei untersuchten Fahrzeuge gleich ist.323 Finnland324 unter-scheidet nur zwischen Otto- und Dieselmotor. Da in Abb. 15 nur Fahrzeuge 
                                                 318  Vgl. ACEA (2009), S, Greece-3/4 ff. 319  Vgl. KraftStG (2002). 320  Vgl. Anhang 1, Anhang 2 und Anhang 3. 321  Vgl. Finanzministerium Norwegen (2009), S. 13 ff. 322  ACEA (2009), S. Hungary-4/4. 323  ACEA (2009), S. Hungary-4/4. 324  Vgl. ACEA (2009), S. Finland-1/2 ff. 
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mit Ottoantrieb berücksichtigt wurden, sind keine Unterschiede in der Besteuerung zu beobachten.325 Norwegen erhebt wie bereits diskutiert ei-nen festen Betrag. Frankreich belastet nur den Mercedes ML mit einer Ab-gabe, da dieser die Emissionsgrenze von 250 g/km überschreitet.326 Wenn sich ein Fahrzeughalter für einen VW Golf anstelle eines smart fortwo entscheidet, fallen in den Niederlanden327 zusätzliche Abgaben von jährlich € 520 an. Irland328 und Dänemark329 liegen bei ca. € 350. In einem Bereich von ca. € 150 bis € 175 befinden sich die Schweiz, 330 Großbritan-
nien331 und Österreich332 und im Bereich von ca. € 100 bis € 130 sind 
Deutschland,333 Belgien334 und Bulgarien335 vertreten. In zehn Ländern sind die zusätzlichen Abgaben von unter € 80 für den Golf im Vergleich zum smart relativ gering.  Die Unterschiede zwischen dem VW Golf und Mercedes ML sind deutlich weiter gestreut. Am höchsten ist die Mehrbelastung in Irland mit € 1.653, was mit den europaweit höchsten Kosten für den Mercedes von über € 2.000 zu erklären ist. Irland wird gefolgt von Belgien mit Zusatzkosten für den Mercedes von € 1.112.336 In Deutschland fallen die zusätzlichen Abgaben nicht so sehr ins Gewicht wie bei der Mehrzahl der Länder: Ein Mercedes ML wird lediglich mit € 238 zusätzlich belastet.337 Vergleicht man die Unterschiede der Besteuerung über die Fahrzeugklas-sen, fällt Rumänien auf, wo die absolute Differenz zwischen dem Golf und Mercedes (€ 477) um fast das 100-fache höher ist als die Differenz zwi-schen dem smart fortwo und VW Golf (€ 5); in Zypern und Belgien ist es 
                                                 325  Vgl. ACEA (2009), S. Finland-1/2 ff. 326  Vgl. ACEA (2009), S. France-8/9. 327  Vgl. Niederländische Steuerverwaltung (2009). 328  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009). 329  Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-5/10. 330  Vgl. Kanton Basel-Landschaft (2009). 331  Vgl. ACEA (2009), S. United Kingdom-3/8 ff. 332  Vgl. Motorbezogene Versicherungssteuer (VersStG) (1953) und Bundesministerium für Finanzen (Österreich) (2009b). 333  Vgl. KraftStG (2002). 334  Vgl. ACEA (2009), S. Belgium 1/4. 335  Vgl. ACEA (2009), S. Bulgaria-1/3 ff. 336  Vgl. Office of the Revenue Commissioners – Irish Tax & Customs (2009). 337  Vgl. KraftStG (2002). 

88



 

  

ungefähr das 10-fache. In allen drei Ländern liegt dies jedoch in erster Linie an der sehr niedrigen Besteuerung des smart.  
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4.2  Versicherungsteuer Die Haftpflichtversicherung ist in allen Ländern zwingend erforderlich und unterliegt auch meist einer Versicherungsteuer. In diesem Kapitel wird die Versicherungsteuer in Europa aufgeführt und quantitativ erfasst.  
4.2.1  Systematischer Überblick In 21 der untersuchten Staaten sind Steuern auf die Prämien der Haft-pflichtversicherung zu zahlen. Bemessungsgrundlage der Versicherung-steuer ist ausnahmslos die Versicherungsprämie.  Die Besteuerung besteht aus zwei Komponenten: Einem Steuersatz auf die Versicherungsprämie und steuerähnliche Abgaben. Die Steuersätze reichen bis 42,9 % der Prämien (Dänemark). Deutschland verwendet denselben Steuersatz wie bei der Umsatzsteuer (19 %).338 Die steuerähnlichen Abga-ben, sofern erhoben, sind je nach Land entweder feste Beträge oder Pro-zentsätze, die ebenfalls auf die Versicherungsprämie angewendet werden.  Tab. 7 fasst die relevanten Steuersätze sowie die steuerähnlichen Abgaben zusammen. Daraus wird ersichtlich, dass steuerähnliche Abgaben in eini-gen Ländern die eigentliche Versicherungsteuer sogar übersteigen können. Die Gesamtbelastung aus Versicherungsteuer und steuerähnlichen Abga-ben beträgt in Dänemark, dem Land mit der höchsten Versicherungsteuer, 56,9 % der Versicherungsprämie.339 Tab. 7: Abgaben auf Versicherungsprämien in Europa 

Land Versicherung- steuersatz in % Steuerähnliche Abgaben in %/€ A 11 - B 9,25 17,85 BG - - CH 5 - CY 5 1,71 € CZ - - D 19 - 
                                                 338  Vgl. CEA (2009), S. 22. 339  Vgl. CEA (2009), S. 31. Die festen steuerähnlichen Abgaben wurden dabei aufgrund ihres geringen Betrages außer Betracht gelassen, fließen aber in die umfassende quanti-tative Analyse der Besteuerung in den folgenden Kapiteln ein.  
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Land Versicherung- steuersatz in % Steuerähnliche Abgaben in %/€ DK 42,9 14 E 6 3,3 EST - - F 18 15,6 FIN 22 - GB 5 - GR 10 8 H - 1,5 I 12,5 12,85 IRL 2 1 € L 4 - LT 15 - LV - - M 10 - N - - NL 7,5 - P 9 4,95 PL - 1 € RO - 2 S 32 - SK 8 - SLO 6,5 - Quelle: Eigene Darstellung, vgl. CEA (2009),  Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 441. 
4.2.2  Quantitative Ermittlung Zur Ermittlung der Versicherungsprämie, als Bemessungsgrundlage der Versicherungsteuer, wurde für jedes untersuchte Fahrzeug die Online-Datenbank des ADAC340 herangezogen. Diese Datenbank enthält die modellspezifische Haftpflichtversicherungsprämie für in Deutschland versicherte Fahrzeuge. Die Versicherungsprämie ist je nach Fahrzeugmo-dell unterschiedlich. Die Abweichungen in der Versicherungsprämie haben auf das Gesamtergebnis keinen großen Einfluss, was man daran erkennen kann, dass beispielsweise die Versicherungsteuer für einen VW Golf in 
                                                 340 Vgl. ADAC (2009). 
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Deutschland nur 5 % der Gesamtabgaben beträgt.341 Aus diesem Grund wird auf eine Darstellung der Prämienhöhen in den einzelnen Ländern verzichtet und die Prämie für Deutschland auch als Bemessungsgrundlage für die übrigen Länder angewendet. Abb. 16 illustriert die absoluten Beträge der Versicherungsteuer für Halter eines VW Golf VI 1.6 Trendline im europäischen Vergleich und verdeutlicht die stark abweichenden Belastungen. Während die Versicherungsprämie in sechs Ländern überhaupt nicht besteuert wird, zahlt ein Golf-Halter in Dä-
nemark jährlich € 233 Versicherungsteuer.342 Der europäische Durch-schnitt liegt bei € 60.343 Somit liegt Deutschland mit einer Abgabe von € 74 knapp über dem europäischen Durchschnitt.344 

                                                 341  Vgl. B 6. 342 Vgl. CEA (2009), S. 31. 343  Ohne Berücksichtigung der Länder ohne Versicherungsteuer. 344  Vgl. CEA (2009), S. 22. 
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5  Abgaben auf die Nutzung eines Fahrzeuges In diesem Abschnitt werden die Abgaben auf die Nutzung eines Pkws in-nerhalb Europas verglichen. Zu den Abgaben auf die Nutzung gehören die Mineralölsteuer und sonstige Abgaben auf Mineralöl sowie die Umsatz-steuer auf Mineralöl. 
5.1  Mineralölsteuer und ähnliche Abgaben Die Besteuerung von Mineralöl hat in den untersuchten Ländern sehr unterschiedliche Bezeichnungen. In vielen Ländern lässt sich die Steuer-bezeichnung als „Mineralölsteuer“ ins Deutsche übersetzen. In Deutsch-
land heißt diese Abgabe inzwischen „Energiesteuer“ (früher Mineralöl-steuer).345 Im Folgenden werden alle Abgaben auf Mineralöl (mit Aus-nahme der Umsatzsteuer) als Mineralölsteuer bezeichnet.  Die Mineralölsteuersätze und sonstige relevante Abgaben werden in Abb. 17 und Abb. 18 aufgezeigt. Dabei wird, wie unter 2.8.2 bereits erwähnt, als Ottokraftstoff Euro-Super mit einer Oktanzahl von 95 und als Dieselkraft-stoff stets eine schwefelarme Sorte herangezogen.  Die Besteuerung von Mineralöl in Europa ist sehr unterschiedlich. In den betrachteten Ländern liegt der Steuersatz auf Euro-Super 95 zwischen € 0,30 je Liter in Rumänien und € 0,70 je Liter in den Niederlanden.346 Bei Diesel-Kraftstoff sind es € 0,25 in Zypern bis € 0,57 in Großbritan-
nien.347 Auch in den nicht EU-Ländern Schweiz348 und in Norwegen349 lie-gen die Steuersätze in dieser Bandbreite. In fast allen Ländern wird Dieselkraftstoff niedriger als Ottokraftstoff be-steuert. Die Ausnahmen sind Großbritannien und die Schweiz. In Groß-britannien sind die Abgaben für beide Kraftstoffe identisch,350 wohingegen in der Schweiz Dieselkraftstoff um € 0,009 höher besteuert wird. 351  
                                                 345  Vgl. EnergieStG. 346  Vgl. Europäische Kommission (2009e), S. 8 ff. 347  Vgl. Europäische Kommission (2009e), S. 13 ff. 348  MinöStG (1996). 349  Vgl. Finanzministerium Norwegen (2009), S. 18 ff. 350  Vgl. Europäische Kommission (2009e), S. 8 ff. 351  MinöStG (1996). 
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Griechenland ist das einzige Land, in dem die Mineralölsteuer vom Ver-kaufspreis abhängig ist. Dies ist wahrscheinlich auf das historische Infla-tionsproblem Griechenlands zurückzuführen. So wird eine „State Fee“ von 0,5 % auf die Raffineriekosten und ebenfalls 0,5 % auf die Raffineriekosten inklusive „State Fee“ und „Mineralölsteuer“ erhoben, als Beitrag zu einem „Custom Pension Fund“.352 Abb. 17 zeigt die Belastung durch die Mineralölsteuer in den einzelnen Län-dern bei einem durchschnittlichen Kraftstoffverbrauch von 7,1 Litern (ent-sprechend dem VW Golf) auf 100 km und 15.000 km Laufleistung. Dabei unterscheiden sich die Mineralölsteuern von den Niederlanden und Zy-
pern um über € 400. Interessant sind besonders die Differenzen zwischen Nachbarländern, da diese unmittelbar Einfluss auf den Tanktourismus ausüben. So bestehen z. B. hohe Abweichungen zwischen Deutschland und Polen sowie Deutschland und Luxemburg, was zu unterschiedlichen Brut-topreisen und damit zum Tanktourismus führt.353  
5.2  Umsatzsteuer auf Mineralöl Die Umsatzsteuer auf Mineralöl ist ebenfalls für eine Fahrleistung von 15.000 km und dem Durchschnittsverbrauch des VW Golfs in Abb. 18 dar-gestellt. Die Umsatzsteuer wird in allen Ländern auch auf die Mineralöl-steuer und die sonstigen Abgaben erhoben354 und verstärkt damit die tat-sächliche Belastung durch die Mineralölsteuer. Die Unterschiede in der Belastung liegen an der Spanne der Umsatzsteuer-sätze von 7,6 % (Schweiz) bis 25 % (Norwegen, Schweden und Dänemark) und an den unterschiedlichen Kraftstoffpreisen.  Bei einer Bandbreite der Kraftstoffpreise von € 0,84 je Liter in Rumänien bis € 1,38 je Liter in den Niederlanden für Eurosuper 95 macht die Um-satzsteuer zwischen 12 % und 32 % der Gesamtabgaben auf Mineralöl aus. Im Durchschnitt sind es 27 %. Für Dieselkraftstoff liegen die Tankstellen-preise bei € 0,80 je Liter in Polen bis € 1,29 je Liter in Norwegen. Der An-teil der Umsatzsteuer an den gesamten Abgaben auf Mineralöl beträgt 12 % bis 39 %, mit einem Durchschnittswert von 30 %. 
                                                 352  Vgl. ACEA (2009), Greece-2/4. 353 Vgl. Thiele (2000). 354 Vgl. Europäische Kommission (2002b), S. 20 ff. 
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5.3  Zusammenfassung Abb. 19 und Abb. 20 fassen die Nettopreise für Kraftstoff, die Mineralöl-steuer und die Umsatzsteuersätze zusammen. Abb. 21 und Abb. 22 illustrieren darüber hinaus die absolute Höhe der Nettopreise für Benzin und Diesel, der Mineralölsteuer und der Umsatzsteuer bei einer Fahrleis-tung von 15.000 km und dem Verbrauch des VW Golfs. Daran erkennt man, dass die Bruttopreise für Benzin in Europa deutlich stärker schwanken als die Bruttopreise für Diesel. Darüber hinaus lässt sich sehen, dass diese un-terschiedlichen Bruttopreise nur zu einem kleinen Teil an den Nettopreisen liegen und vielmehr von der Gesamthöhe der Steuern abhängen.  Im europäischen Durchschnitt betragen die Abgaben das 1,58-fache des Nettobenzinpreises und das 1,22-fache des Nettodieselpreises. Am oberen Ende der Skala liegen Großbritannien, Belgien und Finnland, gefolgt von 
Deutschland, wo die Abgaben mehr als doppelt so hoch sind wie der Net-tobenzinpreis. Relativ zum Nettodieselpreis liegen die Abgaben in Groß-
britannien, Schweden, der Slowakei und Deutschland am höchsten.  Am unteren Ende der Skala liegen Zypern, Rumänien und Griechenland, deren Abgaben weniger als das 1,15-fache des Nettobenzinpreises bzw. weniger als das 0,94-fache des Nettodieselpreises betragen.  
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Abb. 19
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Abb. 20
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Abb. 21
: Preisk

ompon
enten –

 Euro-S
uper 95
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Abb. 22
: Preisk

ompon
enten –
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Quelle:

 Eigene
 Berech

nung, e
igene D

arstellu
ng 

€
0,

00

€
0,

20

€
0,

40

€
0,

60

€
0,

80

€
1,

00

€
1,

20

€
1,

40

A
B

BG
CY
CZ
DK

EST
FIN

F
D

GR
H

IRL
I

LV
LT

L
M
NL
PL
P

RO
SK

SLO
E
S

GB
CH

N
Ø

N
et

to
pr

ei
s

Ab
ga

be
n 

au
f M

in
er

al
öl

U
m

sa
tz

st
eu

er

105



 

 

 

6  Gesamtabgaben und Vollkosten im europäischen 
Vergleich An dieser Stelle werden die Gesamtabgaben und Vollkosten in Europa er-mittelt und verglichen. Dies beinhaltet zunächst eine Analyse der Gesamt-abgaben für den VW Golf Trendline 1.6 in den einzelnen Ländern. Die Ge-samtabgaben werden daraufhin in Relation zu den Vollkosten der Pkw-Haltung betrachtet, und schließlich im Hinblick auf das pro Kopf-Einkom-men jedes Landes, um so einen Eindruck über die relativen Kosten des Au-tofahrens in Europa zu bekommen. Abschließend werden Besteuerungs-unterschiede zwischen Otto-und Dieselantrieb analysiert und bewertet.  

6.1  Gesamtabgaben Abb. 23 veranschaulicht die absoluten Gesamtabgaben, die ein Halter des Benziner Golfs in Europa jährlich entrichten muss. Dabei werden die be-reits getroffenen Annahmen bezüglich Laufleistung (15.000 km/Jahr) und Haltedauer (vier Jahre) beibehalten. Die Abgaben auf den Erwerb sind blau dargestellt, die Abgaben auf den Besitz grün und die Abgaben auf die Nut-zung braun.  Es fällt auf, dass zwölf der 29 Länder im engen Bereich zwischen ca. € 1.050 und € 1.300 liegen. Unter diesem Betrag bleiben lediglich Estland und Rumänien mit Abgaben von € 912 und € 854. Die Unterschiede zwi-schen den Ländern mit Abgaben über € 1.300 fallen deutlich größer aus und bewegen sich zwischen € 1.396 (Großbritannien) und € 4.705 (Dä-
nemark).  In vier der fünf Länder mit den höchsten Gesamtabgaben (Dänemark, 
Norwegen, Irland und Malta) ist die Zulassungssteuer die Hauptursache für die hohe Belastung. In Dänemark beträgt der Anteil der Zulassungs-steuer (Abb. 24) an den Gesamtabgaben 58 %, in Norwegen 48 %, in Malta 43 % und in Irland 27 %. In den Niederlanden hat die Mineralölsteuer mit 28 % den höchsten Anteil an den jährlichen Abgaben. Die Niederlande hat, wie in Kapitel 5.1 gezeigt, die höchsten Mineralölsteuersätze auf Otto-Kraftstoff (Euro-Super 95).355 
                                                 355  Vgl. Europäische Kommission (2009e), S. 8 ff. 
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In vier Ländern mit relativ niedrigen Abgaben macht die Umsatzsteuer auf den Fahrzeugpreis den größten Anteil an den jährlichen Gesamtabgaben aus. So beträgt diese in Polen 41 %, in Bulgarien 35 %, in Lettland 36 % und in Rumänien 42 % der Gesamtabgaben. In den übrigen 20 Ländern ist, wie in den Niederlanden, die Mineralölsteuer die dominierende Abgabe. Der höchste Wert ist mit 46 % der Gesamtabgaben in der Slowakei zu be-obachten.  Die niedrigsten Abgaben Europas liegen etwa bei der Hälfte der deutschen Abgaben und die höchsten Abgaben betragen etwas das Dreifache. Die durchschnittliche Gesamtabgabe356 liegt 7 % über der Abgabe in Deutsch-land. Damit liegt Deutschland bei den Gesamtabgaben im Mittelfeld. Unter den westeuropäischen Staaten sind die Abgaben in Deutschland allerdings nur höher als in Frankreich, Spanien, Großbritannien und der Schweiz. Die deutsche Abgabenbelastung auf die Nutzung ist vergleichsweise hoch und wird nur von den Niederlanden übertroffen. Die Abgaben in zehn der zwölf neuen EU-Mitgliedstaaten liegen eher im unteren Drittel. Ungarn befindet sich im Mittelfeld und Malta zählt, wie erwähnt, wegen der hohen Zulassungssteuer zu den Ländern mit hohen Abgaben. In Abb. 24 erkennt man außerdem, dass die Kraftfahrzeugsteuer wenig Ge-wicht hat und in fast zwei Dritteln der Länder sogar niedriger ist als die Umsatzsteuer auf Mineralöl. Dies gilt für etwa die Hälfte der Länder (ein-schließlich Deutschland) auch noch bei einer Fahrleistung von 10.000 Ki-lometern pro Jahr (ohne Abbildung). Im Durchschnitt fallen 42 % der Abgaben beim Erwerb oder der Zulassung an, 12 % beim Besitz und 46 % bei der Nutzung. Die Unterschiede zwischen den Ländern sind auch von der unterstellten Nutzungsintensität abhängig. Diese werden für den Diesel und Benziner in Kapitel 6.3 analysiert.  Abb. 25 veranschaulicht die Gesamtabgaben für Pkw aus dem Kleinstwa-gensegment, der unteren Mittelklasse und der Oberklasse, analog zu den Analysen in den Kapiteln B 3 und B 4 sieht man, dass sich die Rangfolge der Länder kaum verändert. Bemerkenswert ist, dass die relative Abga-benposition Deutschlands mit zunehmender Fahrzeuggröße günstiger 
                                                 356  Einfacher Durchschnitt.  
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wird: Während Deutschland im Kleinstwagensegment vergleichsweise teuer ist (Rang 12), wird die Abgabensumme für ein Fahrzeug der Ober-klasse nur noch in zwölf Ländern unterboten (d. h. Rang 17).  Die Oberklasse wird dagegen vergleichsweise hoch in Portugal, Grie-
chenland, Zypern, Ungarn, Polen und Bulgarien belastet. Das Kleinstwa-gensegment wird relativ niedrig in den Niederlanden, Irland und Malta be-lastet.   
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Abb. 23
: Gesam
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en – VW

 Golf VI
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ndline 
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Abb. 24
: Abgab

enbest
andteil

e in % 
– VW G
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Abb. 25
: Gesam

tabgab
en nach

 Fahrze
ugklass

en 

 
Quelle:
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6.2  Pkw-Vollkosten In dieser Analyse werden die Pkw-Gesamtkosten (auch als Vollkosten be-zeichnet)357 in Europa verglichen, und insbesondere die darin enthaltenen Abgaben betrachtet. Damit soll die tatsächliche Bedeutung der Besteuerung aus Sicht des Fahrzeughalters ermittelt werden, da die Kaufentscheidung von vielen anderen Faktoren abhängt, darunter den Vollkosten der Fahr-zeugnutzung. Dabei werden in diesem Kapitel die Pkw-Vollkosten des Kleinstwagensegments, der unteren Mittelklasse und des Oberklasseseg-ments dargestellt. Die Unterschiede zwischen Benzin- und Dieselmotoren sind in Kapitel 6.4 ausführlich dargestellt.  Die Analyse der Vollkosten basiert auf einer jährlichen Fahrleistung von 15.000 km. Die Werkstattkosten und die Versicherungsprämie wurden nicht für jedes Land ermittelt, sondern die Werkstattkosten bzw. Versiche-rungsprämie in Deutschland für alle Länder angewendet. Da die Vereinfa-chungen bezüglich der Werkstattkosten und Versicherungsprämie358 eher geringe Kostenbestandteile der Autonutzung betreffen (insbesondere die Werkstattkosten in den ersten vier Jahren nach Kauf), kann unterstellt werden, dass selbst eine genauere Analyse zu ähnlichen oder gleichen Er-gebnissen führen würde. Die Analyse der Kosten und Abgaben basiert da-rüber hinaus auf den Berechnungen aus den Kapiteln 3, 4 und 5. Die Vollkosten für den VW Golf Trendline 1.6 (Ottoantrieb) sind in Abb. 26 dargestellt. Die Abgaben sind unterteilt in Abgaben auf den Erwerb, den Besitz und die Nutzung. Die übrigen Kosten bestehen aus dem Wertverlust, den Mineralölkosten (ausschließlich Abgaben) und sonstigen Kosten wie Wartung und Versicherung. Betrachtet man die Bestandteile der Vollkosten für den VW Golf in Abb. 26, so wird deutlich, dass die Unterschiede in den Vollkosten überwiegend durch die unterschiedliche Abgabenhöhe verur-sacht werden. Wertverlust und sonstige Kosten spielen eine eher unter-geordnete Rolle. Im Vergleich zu den Vollkosten des VW Golf wurden außerdem die Vollkos-ten des smart fortwo coupé 1.0 mhd pure softip aus dem Kleinstwagenseg-
                                                 357  Vollkosten beinhalten alle notwendigen Ausgaben bei der Anschaffung, Zulassung und Nutzung eines Fahrzeuges. 358  Vgl. ADAC (2009). 
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ment und des Mercedes E 280 T-Modell Classic aus dem Oberklasseseg-ment berechnet und in Abb. 27 dargestellt.  Es zeigt sich, dass Dänemark, Norwegen und die Niederlande auch über die Fahrzeugklassen hinweg die teuersten Länder Europas sind. Nur Irland und Malta sind für den Mercedes teurer als die Niederlande. Die Vollkosten liegen in Dänemark 83,5 % und in Norwegen 63,6 % über dem europä-ischen Durchschnitt für den Mercedes. Deutschland liegt für den Mini und Golf fast exakt im europäischen Durchschnitt, für den Mercedes sogar um 11,0 % unter dem europäischen Durchschnitt.  Die billigsten Länder in Europa sind Rumänien, Estland und Litauen. Interessant ist, dass unter den westeuropäischen Ländern in Schweden, 
Luxemburg und der Schweiz der Mercedes sehr billig ist (zwischen 18 % und 19 % unter dem europäischen Durchschnitt). Dabei liegen die billigen Länder grundsätzlich in ihren Vollkosten sehr nah beinander, meist 10 % unter dem europäischen Durchschnitt für das Kleinstwagensegment und ca. 20 % unter dem europäischen Durchschnitt für die Oberklasse.  Damit variieren die Vollkosten der Fahrzeughalten nach oben sehr viel stärker als nach unten, was wie oben erwähnt meist an den Abgaben liegt, die – da sich die sonstigen Kosten nicht gravierend unterscheiden – ein Land zu einem teuren oder billigen Land machen.   
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Abb. 26
: Vollko

sten – V
W Golf

 1.6 Tre
ndline 

 
Quelle:
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Abb. 27
: Vollko

sten na
ch Fahr

zeugkla
sse (Ot

toantri
eb) 

 
Quelle:
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6.3  Abgaben, Vollkosten und verfügbares Einkommen In diesem Kapitel werden die Vollkosten und Gesamtabgaben in Relation zum durchschnittlichen verfügbaren (Pro-Kopf) Einkommen eines Landes dargestellt, um so aufzeigen zu können, in welchen Ländern das Autofahren für den Durchschnittsbürger eher erschwinglich und in welchen Ländern das Autofahren eher teuer ist. Darüber hinaus werden in Kapitel 6.3.2 den aktuellen Kosten Vergleichszahlen aus dem Jahr 2001 gegenüber gestellt.  
6.3.1  Abgaben, Vollkosten und verfügbares Einkommen im Jahr 2009 Die Vollkosten und Abgaben im Jahr 2009 wurden im Bezug zum durch-schnittlichen verfügbaren Einkommen unter Berücksichtigung von Wech-selkursen im Jahr 2009 gesetzt.359  Grundlage der Analyse sind wiederum die Vollkosten und Abgaben im Jahr 2009 für den VW Golf 1.6 Trendline. Diese wurden geteilt durch das durch-schnittliche verfügbare Einkommen. Die Ergebnisse wurde zur Veran-schaulichung mit 365 multipliziert, was aussagt, wie viele Tage des Jahres der Durchschnittsbürger eines Landes arbeiten müsste,360 um einen neuen VW Golf 1.6 Trendline zu besitzen und zu nutzen.361 Diese Ergebnisse sind in Abb. 28 dargestellt. Wenig überraschend zeigt sich in der Grafik sehr deutlich, dass die neuen EU-Länder Bulgarien, Rumä-
nien, Polen, Lettland, Litauen, Ungarn, Estland und die Slowakei an der Spitze liegen: Dort betragen die Vollkosten eines VW Golf bei einer Nutzung von 15.000 Kilometern im Jahr mehr als 50 % des durchschnittlichen ver-fügbaren Einkommen, so dass – rein hypothetisch – ein Bürger mit dem Durchschnittseinkommen mehr als ein halbes Jahr arbeiten müsste, um sich den Golf leisten zu können. Dies zeigt, dass der Golf in diesen Ländern keinesfalls als „Medianfahrzeug“ gelten kann und dass die Kosten eines Golfs nur von der wohlhabenden Bevölkerung getragen werden könnten. Dies bedeutet auch, dass die Kosten des Autofahrens in diesen Ländern im Vergleich zum Einkommen verhältnismäßig hoch sind. Die Abgaben 
                                                 359  Vgl. Eurostat (2011b). Da für Luxemburg und Malta die verfügbaren Einkommen nicht vorlagen, wurden diese basierend auf den durchschnittlichen (Pro-Kopf) Nettonational-einkommen zu Marktpreisen geschätzt. Vgl. Eurostat (2011c). 360  Inklusive Wochenenden und Feiertagen. 361  Basierend auf durchschnittlichen jährlichen Kosten bei einer Fahrleistung von 15.000 km pro Jahr. 
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(zwischen 11 % und 28 % des durchschnittlichen verfügbaren Einkom-mens) fallen dabei bei weitem nicht so sehr ins Gewicht wie der Wertver-lust und die sonstigen Kosten (zwischen 37 % und 81 % des durchschnitt-lichen verfügbaren Einkommens).  Im Durchschnitt betragen die Vollkosten des VW Golf 35,7 % des durch-schnittlichen verfügbaren Einkommens (oder 130,1 Tage Arbeit); die Abgaben betragen davon 10,6 % des durchschnittlichen verfügbaren Ein-kommens (oder 38,6 Tage Arbeit). In Relation zum durchschnittlichen verfügbaren Einkommen ist das Auto-fahren am billigsten in Luxemburg, wo die Vollkosten nur 11,4 % des durchschnittlichen verfügbaren Einkommens betragen, davon machen die Abgaben nur 2,8 % aus. Damit muss ein Luxemburger nur 10,2 Tage arbei-ten, um sich die Abgaben leisten zu können, und weitere 31,3 Tage für die weiteren Kosten. Ebenfalls vergleichsweise günstig ist das Autofahren für den Durchschnittsbürger in der Schweiz (45,2 Tage Arbeit) und Norwegen (55 Tage Arbeit). Deutschland liegt mit 72,7 Tagen Arbeit für die Vollkos-ten eines Golf, davon 22,6 Tage für die Abgaben, ebenfalls unter dem euro-päischen Durchschnitt.  
6.3.2  Vergleich mit 2001 In Abb. 29 ist dargestellt, wie sich die Vollkosten seit 2001 relativ zum durchschnittlichen verfügbaren Einkommen verändert haben. Da Ver-gleichsdaten für 2001 nur für 21 Länder vorliegen, sind in der Abbildung 
Bulgarien, Zypern, Estland, Lettland, Litauen, Rumänien, Malta und 
Slowakei nicht aufgeführt.  Abb. 30 zeigt den gleichen Zusammenhang für die Abgaben auf den VW Golf bei einer jährlichen Fahrleistung von 15.000 Kilometern. Als Ver-gleichsfahrzeug für 2001 wurde der Golf 1.4 herangezogen.  In dieser Abbildung sieht man, dass sowohl die Vollkosten als auch die Ab-gaben relativ zum durchschnittlichen verfügbaren Einkommen in Europa von 2001 bis 2009 gesunken sind; dabei ist allerdings der Anteil der übri-gen Kosten, d. h. des Wertverlusts, der Mineralölkosten und sonstiger Kos-ten, nur kaum von 65,9 Tagen auf 59,6 Tage zurück gegangen. Damit ist heute das Fahren eines Golfs – der darüber hinaus technisch deutlich bes-
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ser ist als der Golf aus dem Jahr 2001 – in Relation zum Einkommen billiger als vor acht Jahren.  Im Hinblick auf die Vollkosten hat sich das Fahren des Golfs in Ungarn (minus 122,2 Tage), Tschechien (minus 116,8 Tage), Slowenien (minus 70,6 Tage) und Polen (minus 78,3 Tage) am stärksten verbilligt. Dies liegt vor allem daran, da die Kosten in Jahr 2001 auf einem noch viel höherem Niveau waren in Relation zum durchschnittlichen verfügbaren Einkommen als heute, denn trotz des relativen Kostenrückgangs ist Autofahren in die-sen Ländern für den Durchschnittsbürger immer noch am teuersten. In diesen Ländern sind auch die Abgaben im Vergleich zum verfügbaren Ein-kommen am stärksten gesunken.  Nur in wenigen Ländern sind die Vollkosten in Relation zum verfügbaren Einkommen gestiegen. In Deutschland haben sich die Tage, die ein Durch-schnittsbürger im Jahr 2001 arbeiten musste, um sich den Golf leisten zu können, von 75 Tagen auf 72,7 Tagen im Jahr 2009 nur unwesentlich ver-ändert.  Auch im Jahr 2001 war das Fahren eines Golf am billigsten in Luxemburg – sowohl im Hinblick auf die Vollkosten, als auch auf die Abgaben.  Die Abgaben sind in Portugal (plus 10,11 Tage), Schweden (plus 4,66 Tage) und Belgien (plus 5,54 Tage) am stärksten gestiegen, wenn auch bei weitem nicht so stark wie die Abgaben in anderen Ländern gesunken sind. In Deutschland sind die Abgaben relativ zum verfügbaren Einkommen ge-stiegen (plus 2,2 Tage).  
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6.4  Differenzierung zwischen Diesel- und Otto-Pkw In diesem Kapitel wird zunächst die Bedeutung des Dieselkraftstoffs im Vergleich zum Benzinantrieb anhand von Zulassungs- und Bestandszahlen in Europa analysiert. Kapitel B 6.4.2 untersucht daraufhin die Unterschiede in der Besteuerung im europäischen Vergleich. Kapitel B 6.4.3 stellt schließlich einen Bezug zwischen Abgaben auf Diesel und Benzin und den Vollkosten der Fahrzeugnutzung dar.  
6.4.1  Bedeutung In Deutschland sowie in vielen anderen Ländern in Europa war für viele Jahre ein starker Anstieg der Dieselzulassungen zu beobachten. So ist der Dieselanteil an den Neuzulassungen in Deutschland in den letzten zwei Jahrzehnten stetig von 9,8 % im Jahr 1990 auf 47,8 % im Jahr 2007 ange-stiegen. Seit 2007 ist der Anteil der Dieselfahrzeuge auf 44,1 % im Jahr 2008 und 30,7 % im Jahr 2009 gesunken.362  Die Entwicklung ist ähnlich in Westeuropa zu beobachten, wo im Durch-schnitt der Bestand an Dieselfahrzeugen im Jahr 2007 mit 53,7 % das bis-herige Maximum erreicht hat. Der Anteil hat sich bis 2009 auf 45,9 % redu-ziert.363 Abb. 31 stellt den Anteil der Dieselfahrzeuge am Fahrzeugbestand als auch an den Neuzulassungen im Jahr 2009 dar.364 Luxemburg, Belgien, Öster-
reich, Frankreich und Spanien haben einen Dieselanteil am Fahrzeugbe-stand von über 50 %. Die niedrigsten Quoten sind in Zypern, Schweden, 
Norwegen und den Niederlanden zu beobachten.  Bei den Dieselneuzulassungen liegen Luxemburg, Belgien und Norwegen mit jeweils ca. 75 % europaweit an der Spitze, gefolgt von Frankreich, 
Spanien und Portugal mit 70 %; in Litauen, Polen und Dänemark sind es ca. 55 %. Somit haben neun der 25 Länder, für die Daten verfügbar sind, einen Dieselanteil an den Neuzulassungen von über 50 %. Damit wird der Anteil der Dieselfahrzeuge in diesen Ländern in Zukunft steigen, im Rest Europas dagegen zunächst weiter sinken.  
                                                 362  Vgl. ACEA (2010). 363  Vgl. ACEA (2010). 364  Vgl. ACEA (2010). Für einige Länder waren keine Daten verfügbar. 
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Insgesamt zeigen diese Zahlen die Bedeutung des Dieselantriebs als auch des Ottoantriebs in Europa.   
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6.4.2  Unterschiede in der Abgabenhöhe Wegen seiner großen Bedeutung für das Transportgewerbe ist Dieselkraft-stoff – außer in der Schweiz und in Großbritannien – in allen Ländern Eu-ropas geringer besteuert als Ottokraftstoff.365 In einigen Ländern wird je-doch zum Teil der steuerliche Vorteil für Nutzer von Dieselfahrzeugen durch eine im Vergleich zu Fahrzeugen mit Ottomotor höhere Kraftfahr-zeugsteuer kompensiert. Abb. 32 stellt die Abgaben für den Mini Diesel366 relativ zum Mini Benziner bei einer jährlichen Nutzung von 10.000 km, 20.000 km und 30.000 km dar. Dabei wurden die Abgaben auf den Mini Diesel durch die Abgaben auf den Mini Benziner geteilt. Bei einem Wert von 100 % wären damit die Ab-gaben auf beide Fahrzeuge identisch, bei einem Wert über 100 % der Diesel teurer und bei einem Wert unter 100 % der Diesel billiger. Anstatt wie in den obigen Kapiteln den VW Golf zu betrachten, wurden für diese Analyse die Mini Modelle herangezogen. Die ausgewählten Kleinwagenmodelle weisen mit Ausnahme der Antriebsart nahezu identische Fahrzeugeigen-schaften auf, so dass die Abhängigkeit der Steuer von der Antriebsart iso-liert betrachtet werden kann. Ein Vergleich der beiden Golf Modelle würde zu nahezu identischen Ergebnissen führen, wie Kapitel 6.4.3.2 im Rahmen der Analyse der Fahrzeugklassen zeigt.  Insgesamt ergibt sich kein klares Bild, welcher Antrieb mit geringeren nut-zungsunabhängigen Abgaben belastet wird: Für ein Dieselfahrzeug des Kleinwagensegments sind in acht Ländern höhere und in ebenfalls acht Ländern geringere Abgaben als für einen vergleichbaren Pkw mit Ottomo-tor zu zahlen. Dabei sind jedoch meist die Steuernachteile des Benziners gegenüber dem Diesel gering und praktisch zu vernachlässigen. Der steuerliche Nachteil des Diesels ist jedoch oft sehr deutlich, und beträgt beispielsweise in den Niederlanden € 921 pro Jahr (€ 624 allein bei der Kfz-Steuer). Hingegen liegen für Fahrzeuge mit Ottomotor die nutzungsabhängigen Ab-gaben stets über denen für ein vergleichbares Fahrzeug mit Dieselmotor. 
                                                 365  Siehe Abb. 17, Abb. 18 und Abb. 20. 366  Es wurden der Mini Cooper und Mini Cooper Diesel verglichen. Bei der Betrachtung von anderen Fahrzeugen können sich andere Ergebnisse ergeben. Vgl. hierzu Kapitel B 4.1.3.1. 
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Dies liegt zum einen an den meist höheren Mineralölsteuersätzen für Otto-kraftstoff, und zum anderen am höheren Kraftstoffverbrauch der Fahr-zeuge mit Ottoantrieb, der die absolute Höhe der Mineralölsteuer und der Umsatzsteuer beim Kraftstoffkauf beeinflusst.367  Selbstverständlich hängt deswegen auch die Bewertung der Vorteile des Dieselfahrzeuges von der jährlichen Fahrleistung ab, wie ebenfalls in Abb. 32 dargestellt. Es zeigt sich, dass das Dieselfahrzeug in den meisten Län-dern niedriger besteuert wird, und das bereits bei einer Fahrleistung von 10.000 km pro Jahr. Zu diesen Ländern zählt auch Deutschland.  Der geringere Kraftstoffverbrauch des Dieselfahrzeugs verbessert in allen Ländern die relative Abgabenposition mit steigender Fahrleistung. Die Un-terschiede sind umso ausgeprägter, je größer der Steuervorteil des Diesel-kraftstoffs gegenüber dem Ottokraftstoff ist.368 Da sich die Abgaben auf Kraftstoffe in Großbritannien zwischen Diesel und Benzin nicht unter-scheiden, und in der Schweiz höher für den Dieselkraftstoff sind, sind in diesen Ländern die Unterschiede besonders niedrig. Lediglich in Bulgarien, Finnland und Malta sind die Abgaben auf das Die-selfahrzeug mit einer Fahrleistung über 10.000 km pro Jahr niedriger als die Abgaben auf den Benziner. Die Niederlande sind das einzige Land, in dem selbst bei einer Fahrleistung von 30.000 km im Jahr der Benziner billi-ger ist als der Diesel.  Beim Vergleich von Abb. 31 und Abb. 32 ist auch erkennbar, dass alle neun Länder mit einer Neuzulassungsquote von Dieselfahrzeugen von über 50 % eine geringere Abgabe auf dieselbetriebene Pkw erheben. Gleichzeitig ge-hören diese neun Länder bei einer Fahrleistung von 30.000 km auch zu den 13 Ländern mit der höchsten relativen und auch absoluten Ersparnis für den Diesel gegenüber dem Benziner. Somit ist deutlich, dass der Dieselan-teil politisch (gewollt oder ungewollt) verursacht ist.  

                                                 367  Vgl. Kapitel B 5.1. 368  Siehe Abb. 17, Abb. 18 und Abb. 20. 
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6.4.3  Unterschiede in den Vollkosten Im Folgenden werden die Vollkosten für ein Fahrzeug mit Otto- und Diesel-antrieb369 bei unterschiedlichen Fahrleistungen und Fahrzeugklassen ver-glichen.  
6.4.3.1  Differenzierung nach Fahrleistung Abb. 33 zeigt die Vollkosten für einen Mini mit Dieselantrieb im Verhältnis zu einem vergleichbaren Mini mit Ottoantrieb für jährliche Fahrleistungen von 10.000 km, 20.000 km und 30.000 km. Analog zu Abb. 32 zeigt ein Wert über 100 %, dass der Dieselantrieb günstiger ist, und ein Wert unter 100 %, dass der Benziner günstiger ist. Weiterhin gelten dieselben Annah-men wie in Kapitel 6.1 diskutiert.  Bei einer Fahrleistung von 10.000 km pro Jahr ist der Mini Diesel in nur vier Ländern (Dänemark, Spanien, Belgien und Norwegen) günstiger zu unterhalten als der Mini mit Ottoantrieb. Eine Fahrleistung von 10.000 km liegt unter dem europäischen Durchschnitt, der näher an 20.000 km pro Jahr liegt.370 In diesem Szenario ist der Diesel-Pkw nur in fünf Ländern (Bulgarien, Finnland, Malta, den Niederlanden und der Schweiz) teurer als das Otto-Modell. Besonders günstig fällt der Diesel im Vergleich zum Benziner in Belgien und Dänemark aus.  Schätzen Konsumenten ihre jährliche Fahrleistung mit 30.000 km, so kön-nen sie mit Ausnahme von den Niederlanden in allen Ländern mit niedri-geren Gesamtausgaben für den Diesel rechnen. Wie bereits bei 20.000 km sind im Vergleich Dieselnutzer in Belgien und Dänemark auch bei 30.000 km besser auf. In Belgien sparen diese € 890 pro Jahr (14 % der Kosten des Benziners) und in Dänemark € 1.182 (14 %). 
6.4.3.2  Differenzierung nach Fahrzeugklasse Im Vergleich zu den Vollkosten der Benziner Modelle aus Kapitel 6.2 und Abb. 27 wurden die Vollkosten des smart fortwo coupé 0.8 cdi pure softip aus dem Kleinstwagensegment, des VW Golf 2.0 TDI Comfortline aus der 
                                                 369  Die Unterschiede in den Gesamtabgaben sind überwiegend durch die unterschiedliche Besteuerung verursacht. Vgl. Kapitel B 6.2.  370  Vgl. Statistisches Bundesamt (2010). 
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unteren Mittelklasse und des BMW 530d Lifestyle aus dem Oberklasseseg-ment berechnet und in Abb. 34 dargestellt.  Die drei teuersten Länder und billigsten Länder sind für beide Antriebe identisch: Für den VW Golf Benziner als auch für den VW Golf Diesel sind 
Dänemark (€ 7.399 Otto / € 8.512 Diesel), Norwegen (€ 6.663 Otto / € 7.436 Diesel) und die Niederlande (€ 6.135 Otto / € 6,712 Diesel) am teuersten. Die billigsten Länder sind Rumänien (€ 3.865 Otto / € 4.633 Diesel), Estland (€ 3.910 Otto / € 4.662 Diesel) und Litauen (€ 3.922 Otto / € 4.738 Diesel).  Im Durchschnitt ist der Diesel € 836 teurer als der Benziner. Die Abgaben machen beim Diesel 29,5 %, und beim Benziner 33,0 %, der Vollkosten aus. 
Deutschland liegt mit Gesamtkosten von € 4.653 für den Benziner und € 5.433 für den Diesel jeweils knapp unter dem europäischen Durchschnitt, für die Oberklasse sogar recht deutlich. Der Mercedes bzw. BMW kosten in Deutschland 11,0 % bzw. 9,8 % weniger als im europäischen Durchschnitt.   
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6.4.4  Zukunftsaussichten des Dieselantriebs Wie oben erwähnt, sind trotz der Kostenvorteile des Diesels die Zulas-sungs- und Bestandszahlen seit 2007 zurückgegangen.371 Die Gründe für den Rückgang der Diesel-Zulassungszahlen seit 2008 sind vielfältig. Deutschland führte eine zeitlich befristete „Umweltprämie“ ein, die die An-schaffung eines neuen Autos (und damit meist sparsamen Autos) bei gleichzeitiger Verschrottung eines alten Autos stark finanziell belohnte. Andere Länder führten ähnliche Maßnahmen ein, die ebenfalls das Ziel hat-ten, den Automobilabsatz in der Finanzkrise zu stützen. In Deutschland wurde die Prämie überwiegend von Fahrern kleinerer Pkw genutzt, für die der finanzielle Anreiz einen merklichen Einfluss auf die Entscheidung zum Neukauf hatte. Im Kleinstwagensegment spielt jedoch der Dieselantrieb eine untergeordnete Rolle, weil die Fahrleistungen meist geringer sind und sich die Anschaffung eines Diesel-Fahrzeuges selten rentiert.372 Damit be-wirkte die Umweltprämie in Deutschland und in anderen Ländern einen deutlichen und plötzlichen Rückgang der Dieselzulassungszahlen.  Zwei Entwicklungen haben darüber hinaus zu einem Rückgang der Kosten-vorteile des Diesels bei der Nutzung gegenüber dem Diesel geführt. Zum einem ist der Kraftstoffverbrauch von Otto-Pkw über die Jahre stärker ge-sunken als der Verbrauch von vergleichbaren Diesel-Fahrzeugen.373 Das heißt, der Kostenvorteil des Diesel-Fahrzeuges hat sich durch relativ nied-rigere Kraftstoffausgaben für den Benziner immer mehr reduziert. Zum anderen ist die relative Preisersparnis des Dieselkraftstoffs gegenüber Ottokraftstoff gesunken, da in fast allen Ländern die Mineralölsteuer als fester Betrag auf den Benzinpreis erhoben wird, und mit der allgemeinen Preissteigerung der – nach wie vor bestehende – absolute Preisunterschied 
relativ im Vergleich zum Benziner immer weniger ins Gewicht fällt.  Die größte Herausforderung für den Dieselantrieb ist jedoch die Erfüllung strengerer Umweltvorschriften. Diesel-Pkw stoßen deutlich mehr Stick-oxide (NOx) als Otto-Pkw aus, und diese Stickoxide müssen durch aufwen-dige technische Verfahren reduziert werden. So kommt beispielsweise für Diesel-Pkw, die die Euro Abgasnorm 6 einhalten, eine katalytische Harn-
                                                 371  Vgl. ACEA (2010). 372  Vgl. Ludwig (2010). 373  Vgl. ATKEARNEY (ohne Datum). 
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stoff-Einspritzung zum Einsatz.374 Diese Technik erhöht den Preis des Die-sels bei der Anschaffung zwischen € 800 und € 1.500.375 Daneben ist die Partikelemission (Rußpartikelemission), die durch einen Dieselpartikelfil-ter reduziert wird, ein zusätzlicher Kostenfaktor, der sich auf den Kaufpreis auswirkt.376 Somit ist zu erwarten, dass der Diesel in Zukunft bei höheren Fahrleistun-gen günstiger als ein Otto-Motor sein wird, und dass solche Fahrleistungen von der Mehrheit der Bevölkerung nicht erzielt werden. Damit sollte auf lange Sicht die Nachfrage nach Diesel-Pkw im Vergleich zum Otto-Pkw zu-rückgehen.   

                                                 374  Vgl. Helmers (ohne Datum). 375  Vgl. Dalan (2008). 376  Vgl. IFAE (2008). 
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C   CO2-Emissionsminderung in der EU Aus der bisherigen Analyse wird die Bedeutung von CO2-Abgaben in Eu-ropa deutlich. 17 Länder berücksichtigen inzwischen die CO2-Emission bei der Besteuerung von Pkw. Über die länderspezifische umweltorientierte Besteuerung hinaus hat die EU weitere Maßnahmen zur CO2-Reduktion auf den Weg gebracht. Im Folgenden wird ein Überblick über die Bedeutung der Luftverschmut-zung im Automobilsektor gegeben, die wesentlichen ökonomischen Instru-mente dargestellt und die EU-Maßnahmen diskutiert. 
1  Ursachen der Luftverschmutzung Ohne einen Treibhauseffekt läge die globale durchschnittliche Temperatur bei minus 18 °C. Die Sonnenstrahlen, die auf die Erdoberfläche treffen, wer-den zum Teil von dieser absorbiert und zum Teil reflektiert (Ausstrahlung). Die absorbierte Strahlung erwärmt die Erdoberfläche. Das sich in der At-mosphäre befindende CO2 sowie andere Spurengase (Methan, Halogen-kohlenwasserstoffe, Stickstoffoxide) sorgen wiederum für eine teilweise Reflektion dieser Abstrahlung, wodurch eine Gegenstrahlung entsteht und sich die Erdoberfläche weiter erwärmt. Durch diesen natürlichen Treib-
hauseffekt ergibt sich eine mittlere Temperatur auf der Erde von plus 15 °C.377 Wenn nun insbesondere durch Auflösung der fossilen Kohlenstofflager (z. B. beim Verbrennungsvorgang in Pkw-Motoren, Regenwaldabholzungen oder Massentierhaltung) die Konzentration an CO2 und klimarelevanter Spurengase in der Erdatmosphäre steigt, entsteht ein zusätzlicher anthro-
pogener Treibhauseffekt. Zu diesem durch Menschen verursachten Treib-hauseffekt trägt CO2 zu 55 % bei.378 Von 1750 bis 1991 ist der CO2-Gehalt der Erdatmosphäre von 280 ppm (parts per million) auf 355 ppm angestie-gen; im Jahre 2005 waren es 359 ppm.379 Bei einer Stagnation der CO2-Emission auf dem Niveau von 1991 werden 450 ppm im Jahr 2050 und 520 
                                                 377  Vgl. Hespelt (2000), S. 41 ff.  378  Vgl. Blank/Ströbele (1994), S. 552. 379  IPCC (2007), S. 3.  
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ppm im Jahr 2100 erwartet.380 Da CO2 der Hauptverursacher des anthropo-genen Treibhauseffektes ist, spricht man im Allgemeinen von einer CO2-Problematik. Es ist jedoch erforderlich, alle anthropogenen Treibhausgase zu berücksichtigen.  Im Kyoto-Protokoll sind demnach sechs Treibhausgase aufgeführt: Kohlen-dioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O), Hydrofluorkohlenwas-serstoffe (H-FKW), perfluorierte Kohlenwasserstoffe (FKW) und Schwefel-hexafluorid (SF6). Die Emissionssenkung/-erhöhung einzelner Gase wird aufgrund ihrer unterschiedlichen Auswirkungen auf das Klima in „CO2-Äquivalente“ umgerechnet.381  Obwohl die genauen Auswirkungen eines Anstiegs der CO2-Konzentration nicht bekannt sind, besteht doch weitestgehend Übereinstimmung darüber, dass bei dem oben skizzierten Szenario ein Temperaturanstieg von 1,5 °C–4,5 °C zu erwarten ist. Des Weiteren ist ein Anstieg des Meeresspiegels bis zu einem Meter bis zum Jahre 2100 nicht ausgeschlossen. In Deutschland ist die Durchschnittstemperatur von 1881 bis 2009 bereits um 1,1 °C ge-stiegen.382 Die Europäische Kommission schätzt, dass 12 % der CO2-Gesamtemission in der Europäischen Union von Pkw ausgestoßen werden.383 Dies scheint zunächst nicht beunruhigend hoch und erweckt den Eindruck, dass der Fokus in den übrigen Bereichen liegen sollte. Allerdings sind die CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr von 1990 bis 2004 um 26 % gestie-gen, während die Treibhausgasemissionen der EU insgesamt im Zeitraum um knapp 5 % gesenkt werden konnten. Dies zeigt die Relevanz des Stra-ßenverkehrs in dieser Problematik, gerade wenn ein ähnlicher Trend für die nächsten Jahre und Jahrzehnte wahrscheinlich scheint.384  

                                                 380  Vgl. Heister (1997), S. 16 und Enquete-Kommission (1991), S. 180-183.  381  Vgl. UNO (1999), S. 43. 382  Vgl. Umweltbundesamt (2010a).  383  Vgl. Umweltbundesamt (2010a), OECD (2006), S. 3. Eurostat (2011), Eurostat (2011a) und ACEA (ohne Datum). 384  Vgl. Umweltbundesamt (2010a). 
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2  Ökonomische Betrachtung 

2.1  Ökonomisch relevante Merkmale der Luftverschmutzung Die Lösung des Problems der Luftverschmutzung ist besonders schwierig, da negative externe Effekte und Trittbrettfahrerverhalten relevant sind. Ein negativer externer Effekt ist ein Schaden für die Allgemeinheit oder unbe-teiligte Dritte, der nicht durch die Erhebung von Preise an den Verursacher abgegolten wird. So kann jeder kostenlos Treibhausgase an die Erdatmos-phäre abgeben, zu Lasten aller. Demnach entstehen durch den Ausstoß anthropogener Gase negative externe Effekte.385  Allerdings lassen sich die Treibhausgasemittenten, zumindest im CO2-Fall, eindeutig identifizieren, und durch die lineare Beziehung zum Brennstoff-einsatz ist eine quantitative Bestimmung außerdem möglich.386  Eine weitere Problematik ergibt sich dadurch, dass der Ort der Auswirkung der Klimaschädigung und der Ort der Verursachung in keinerlei Zusam-menhang stehen müssen, da sich CO2 in kürzester Zeit in der Atmosphäre verteilt. Dies bedeutet auch, dass eine Reduktion der CO2-Emissionen in einer Region Nutzen in anderen stiftet, wodurch ein strategisches Freeri-
der-Verhalten oder Trittbrettfahrerverhalten zu erwarten ist. Das heißt, dass einzelne Länder keinen Anreiz zur CO2-Reduktion haben, solange in anderen Ländern der CO2-Ausstoß verringert wird. In Bezug auf die Wahl der eingesetzten Mittel bietet diese Eigenschaft jedoch die Möglichkeit, Treibhausgasemissionen dort zu senken, wo die Vermeidungskosten am niedrigsten sind und die Maßnahme damit am effizientesten ist. 387 Daneben kann aber auch eine lange Zeitspanne zwischen dem Zeitpunkt der Emission und dem Schadenseintritt liegen. Demnach entstehen in der Gegenwart Kosten der Emissionsvermeidung, wobei der daraus resultie-rende Nutzen (in Form nicht eintretender Umweltschäden) erst in einiger Zukunft erwartet werden kann.388 Umgekehrt trägt die heutige Bevölke-rung die Kosten von CO2-Emissionen, die lange zurück liegen.  
                                                 385  Vgl. Endres (2000), S. 15. 386  Vgl. Michaelis (1997), S. 20. 387  Vgl. Michaelis (1997), S. 21 ff. 388  Vgl. Blank/Ströbele (1994), S. 552. 
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Deshalb ist bei allen globalen Lösungsvorschlägen ein einheitlicher Maß-stab erforderlich, und es muss im Vorfeld geklärt werden, wie die Emission erfasst werden soll. 
2.2  Anforderungen an ökonomische Instrumente Die CO2-Emission kann durch ökonomische Maßnahmen reduziert werden. Dabei ist es wichtig, die Anforderungen an solche Instrumente zu diskutie-ren, um sie zu bewerten.  Eine Maßnahme ist ökonomisch effizient, wenn sie zu einer Emissionsver-ringerung389 führt, bei der der Nutzen die Kosten einer zusätzlichen Emis-sionsverringerungseinheit übersteigt. Abb. 35 verdeutlicht diesen Zusam-menhang grafisch.390 Abb. 35: Effiziente Menge der Emissionsvermeidung 

Quelle: Michaelis (1996), S. 43. 
                                                 389  Auch als Emissionsverringerung bezeichnet. 390  Vgl. Michaelis (1996), S. 43. 
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Zunächst wird davon ausgegangen, dass die Grenzvermeidungskosten (GVK) mit der zu vermeidenden Emissionsmenge steigen und der Grenz-vermeidungsnutzen (GVN) sinkt. Die optimale Emissionsvermeidungs-menge (V*) stellt sich ein, wenn sich GVK und GVN ausgleichen. Eine Emis-sionsvermeidung oberhalb V* ist demnach nicht effizient, weil die Kosten größer sind als der Nutzen.391 Die Emissionsvermeidungsmenge V* ist empirisch nicht zu ermitteln, da der Grenzvermeidungsnutzen nicht messbar ist. Obwohl es einige Ansätze gibt, um Umweltschäden zu bewerten, so sind diese bei einer so komplexen Materie nicht exakt genug. Demnach muss die Emissionsvermeidungs-menge politisch festgesetzt werden, was nicht weniger schwierig ist, ge-rade wenn sie den Konsens mehrerer Länder erfordert. Bei einem festge-legten Emissionsziel gilt es, Instrumente zu finden, die die Entlastung der Umwelt im gewünschten Maß tatsächlich erreichen können (Effektivität der Maßnahme). Diese Instrumente sollten dann im Hinblick auf ihre Effi-
zienz ausgewählt werden, dass heißt, das Ziel auf dem kostengünstigsten Weg erreichen.392 Des Weiteren soll das gewählte Instrument eine positive Auswirkung auf die Innovationstätigkeit aufweisen, indem Anreize für neue umweltfreund-lichere Produkte und Technologien geschaffen werden (Innovationseffi-
zienz).393 Hinzu kommen noch die verwaltungstechnische und juristische Umsetz-
barkeit und die Verteilungswirkung der angewandten Instrumente.394 
3  Gemeinschaftstrategie der EU zur CO2-Reduktion Die Europäische Kommission erarbeitete im Jahre 1995 „Eine Strategie der Gemeinschaft zur Minderung der CO2 Emissionen von Personenkraftwagen und zur Senkung des durchschnittlichen Kraftstoffverbrauchs“ und unter-
                                                 391  Vgl. Michaelowa (1996), S. 2. 392  Vgl. Endres (2000), S. 143. 393  Vgl. Hartwig (2003), S. 161. 394  Vgl. Fritsch/Wein/Ewers (2003), S. 112. 
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breitete dies dem Europäischen Parlament („Gemeinschaftstrategie der EU zur CO2-Reduktion“).395 Das Ziel der Strategie war, die durchschnittliche CO2-Emission396 neu zuge-lassener Personenkraftwagen bis 2010 auf 120 g/km zu reduzieren. Dabei wurden drei Instrumente ausgearbeitet: 
• Selbstverpflichtung der Automobilindustrie, 
• Verpflichtende Kennzeichnung des Kraftstoffverbrauchs und der CO2-Emission von Kraftfahrzeugen, und 
• Förderung von geringem Verbrauch durch fiskalische Maßnah-men.397 

3.1  Selbstverpflichtung der Automobilindustrie Basierend auf der Gemeinschaftstrategie der EU zur CO2-Reduktion hat sich 1998 die Automobilindustrie in einer Selbstverpflichtung bereit erklärt, die durchschnittliche CO2-Emission durch technologischen Fortschritt auf 140 g/km bis 2008398 zu reduzieren. Dabei werden die durchschnittlichen CO2-Emissionen aller neu zugelassenen Fahrzeuge herangezogen. Diese Selbstverpflichtung wurde von Mitgliedern des europäischen (ACEA399), japanischen (JAMA400) und koreanischen (KAMA401) Verbandes der Automobilhersteller eingegangen.402 Das Europäische Parlament und der Rat entschieden daraufhin, die Einhal-tung dieser Selbstverpflichtung der Automobilindustrie durch die Erfas-sung der durchschnittlichen spezifischen CO2-Emissionen neuer Perso-nenkraftwagen zu überprüfen („Monitoring“)403. Das Monitoring verpflich-
                                                 395  Vgl. Europäische Kommission (1995a). 396  Durchschnittliche und spezifische Emission werden hier synonym verwendet. Vgl. Fußnote 77. 397  Vgl. Europäische Kommission (2005b), S. 7 ff. und Nyenhuis (2008), S. 12 ff. 398  Ursprünglich war 2005 als Zieljahr definiert, wurde aber im Nachhinein durch den Zu-satz „spätestens bis 2010“ faktisch verlängert. Vgl. Nyenhuis (2008), S. 12 ff. 399  European Automobile Manufacturers’ Association. 400  Japan Automobile Manufacturers Association. 401  Korean Automobile Manufacturers Association. 402  Vgl. Europäische Kommission (2005b), S. 7 ff. und Nyenhuis (2008), S. 13 ff. 403  Vgl. Entscheidung Nr. 1753/2000/EG. 
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tet die Mitgliedsstaaten, jährlich detaillierte Zulassungszahlen einschließ-lich der CO2-Emission der zugelassenen Pkw an die Kommission zu über-mitteln.404 Die vereinbarten Ziele wurden von der Automobilindustrie bislang ver-fehlt. Im Jahr 2008 betrug die durchschnittliche CO2-Emission aller Neu-zulassungen 153 g/km (ACEA: 152 g/km, JAMA: 154 g/km, KAMA: 150 g/km).405 Verglichen mit der durchschnittlichen CO2-Emission von 186 g/km im Jahr 1995406 ist dies eine Reduktion von 33 g/km oder 18 %. Anvisiert waren jedoch 25 %. 
3.2  Verpflichtende Kennzeichnung von Pkw Das Europäische Parlament hat 1999 eine Richtlinie veröffentlicht, die die Kennzeichnung aller Pkw mit CO2-Emissionswerten und dem Kraftstoff-verbrauch vorschreibt.407 Mit dieser Maßnahme zielte die EU auf die souve-räne Kaufentscheidung der Konsumenten und hat vermutet, dass die klare Kommunikation des Verbrauchs und der Emissionswerte Pkw-Nutzer zum Kauf sparsamerer Fahrzeuge anregen würde.408 Klare Informationspolitik ist ein wichtiger Bestandteil der Entscheidungs-findung beim Konsum. Nur mit ausreichenden Informationen kann ein po-tentieller Fahrzeugkäufer die Vor- und Nachteile der sich bietenden Alter-nativen abwägen und die nach seiner Präferenzordnung beste Alternative wählen. Transparenzfördernde Maßnahmen sind durchaus wünschens-wert, weil sie die Entscheidungsfindung der Endverbraucher unterstützen. Insbesondere bei Produkten, die oft impulsiv gekauft werden, ist dies ein sinnvolles Instrument. Bei Pkw ist jedoch zu erwarten, dass den Konsu-menten diese Information bereits vor Einführung der Richtlinie zugänglich war. Die EU Kommission hat zur Erfolgsmessung dieses Instruments eine Untersuchung in Auftrag gegeben, die feststellte, dass die Maßnahme keine spürbaren Effekte mit sich brachte.409  
                                                 404  Vgl. Entscheidung Nr. 1753/2000/EG, Artikel 4. 405  Vgl. Transport and Environment (2009), S. 10. 406  Vgl. Reh (2006), S. 5. 407  Vgl. Richtlinie 1999/94/EG. 408  Vgl. Europäische Kommission(2005b), S. 7 ff. 409  Vgl. Europäische Kommission (2007) und Nyenhuis (2008), S. 14 ff. 
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3.3  Fiskalische Maßnahmen In einer Mitteilung der Europäischen Kommission an den Rat und das Par-lament im Jahr 2002 zeigte die Europäische Kommission mögliche Hand-lungsalternativen zur Besteuerung von Pkw auf. Dabei beschränkte sich die Kommission nicht nur auf die Förderung von geringem Verbrauch, wie in der 1995 ausgearbeiteten Strategie,410 sondern berücksichtigte auch die Funktionsweise des Binnenmarkts und die Vermeidung von Doppelbe-steuerung. Im Wesentlichen erörtert die Kommission die folgenden Prob-leme: 411  
• Die Pkw-Besteuerung ist nicht so gestaltet, dass eine ausreichende Anreizwirkung zur Nutzung von Pkw mit niedrigen CO2-Emissionen zu erwarten ist; somit ist das Emissionsziel der EU von 120 g/km bei neu zugelassenen Personenkraftwagen bis 2010 gefährdet. 412  
• Bei der Zulassungssteuer kann es zur Doppelbesteuerung kommen, wenn beispielsweise ein EU-Bürger aus Land A einen Gebraucht-wagen in Land B kauft und in Land A eine Zulassungssteuer ent-richten muss, obwohl der erste Halter in Land B bereits eine Zulas-sungssteuer entrichtet hatte. Diese Problematik betrifft nicht nur den Gebrauchtwagenhandel, sondern auch Bürger, die innerhalb der EU umziehen. 413  
• Die unterschiedliche Besteuerung vor allem bei der Zulassungs-steuer ist mitverantwortlich für die Preisunterschiede (vor Steuern) von Pkw in Europa.414 Zwar ist die Europäische Kommis-sion der Auffassung, dass zur Verfolgung der Europäischen Ziele eine Harmonisierung der Steuersysteme in allen Bereichen nicht notwendig ist. Im Kfz-Bereich hat die Kommission jedoch vor Jah-ren erkannt, dass die unterschiedliche Besteuerung die Funktions-weise des europäischen Binnenmarkts beschränkt.415 

                                                 410  Vgl. Europäische Kommission (2005b), S. 7 ff. 411  Vgl. Europäische Kommission (2002e), S. 13 ff.  412  Vgl. Europäische Kommission (2002e), S. 13 ff.  413  Vgl. Europäische Kommission (2002e), S. 13 ff.  414  Vgl. Europäische Kommission (2002e), S. 13 ff.  415  Vgl. Europäische Kommission (2001). 
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• Die unterschiedlichen Bemessungsgrundlagen in Europa erschwe-ren die Pkw-Entwicklung, da die Hersteller ihre Fahrzeuge inter-national vertreiben.416  Basierend auf diesen Erkenntnissen erarbeitete die Kommission mehrere Vorschläge zur Behebung dieser Probleme,417 was schließlich in einen Vor-schlag für eine Richtlinie im Jahre 2005 mündete.  
3.4  Vorschlag der Europäischen Kommission zur  

Kfz-Besteuerung In Anlehnung an die Gemeinschaftstrategie der EU zur CO2-Reduktion aus dem Jahr 1995418 und im Kontext der Mitteilung der Europäischen Kommission an den Rat und das Parlament im Jahr 2002419 erarbeitete die EU Kommission 2005 einen konkreten Richtlinienvorschlag über die Be-steuerung von Pkw (Richtlinienvorschlag 2005).420 Dieser Vorschlag hat folgende Kernelemente: 
• Die europäischen Mitgliedsländer sollen die Zulassungssteuer auf Pkw innerhalb von fünf fbis zehn Jahren abschaffen. 
• Bis zur Abschaffung der Zulassungssteuer soll ein Teil der bereits erhobenen Zulassungsabgaben zurückerstattet werden, falls ein Fahrzeug als Gebrauchtwagen in ein anderes Land überführt wird. 
• Die jährlichen Abgaben und die einmaligen Zulassungsabgaben sol-len (zumindest teilweise) von der CO2-Emission des Fahrzeuges abhängen.421 Dabei wurde vorgeschlagen, dass ab 2008 25 % und ab 2010 50 % des jährlichen Steueraufkommens von der CO2-Emission abhängen soll.422  Das Verfahren um einen entsprechenden Richtlinienvorschlag ist inzwi-schen zum Erliegen gekommen. So ist es auch nicht verwunderlich, dass 

                                                 416  Vgl. Europäische Kommission (2002e), S. 13 ff.  417  Vgl. Europäische Kommission (2002e), S. 25.  418  Vgl. Europäische Kommission (2005b). 419  Vgl. Europäische Kommission (2002e). 420  Vgl. Europäische Kommission (2005).  421  Vgl. Europäische Kommission (2005), S. 7 ff. und Kunert/Kuhfeld (2005), S. 743 ff. 422  Vgl. Europäische Kommission (2005), Artikel 5.  
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kein Land die Zulassungssteuer im letzten Jahrzehnt abgeschafft hat.423 Es scheint auch, dass dieses Ziel nicht weiter verfolgt wird.424 Obwohl keine verbindliche Richtline zur Einführung von CO2-Abgaben auf EU-Ebene er-lassen wurde, haben zahlreiche Länder eine CO2-abhängige Besteuerung von Pkw eingeführt.425 
3.5  Festsetzung von Emissionsnormen 2007 untersuchte die Kommission die Gemeinschaftstrategie der EU zur Reduktion der CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr.426 Darin bekräf-tigte sie, dass ohne weitere Anstrengungen das Emissionsziel von 120 g/km nicht erreicht werden wird. Dabei wurde festgestellt, dass der Rückgang der durchschnittlichen CO2-Emission von 186 g/km im Jahr 1995 auf 163 g/km im Jahr 2004 im Wesentlichen auf technologische Ver-besserung zurückzuführen ist, da der Rückgang erreicht wurde, obwohl im selben Zeitraum ein Trend zu größeren Fahrzeugen zu beobachten war.427 Dies bedeutet, dass die Konsumenten nicht auf kleinere Fahrzeuge ausge-wichen sind, sondern gleichgroße Pkw fahren, die allerdings weniger Kraftstoff benötigen. Daraufhin wurde noch im selben Jahr von der Europäischen Kommission ein Vorschlag für eine Verordnung erarbeitet, die den Automobilherstellern CO2- Zielvorgaben für ihre Neuwagenflotte vorschreibt.428 Die Verordnung wurde 2009 vom Europäischen Parlament und dem Rat erlassen.429 Die we-sentlichen Elemente der Verordnung werden im Folgenden dargestellt. 
3.5.1  Inhalt und Umsetzung der Verordnung Die Verordnung basiert auf der folgenden Funktion (Grenzwertkurve430), die eine zulässige spezifische CO2-Emission431 (in g/km) für alle Fahrzeuge definiert:  
                                                 423  Vgl. Kapitel B 3.3 und Kunert/Kuhfeld/Bach/Keser (2003), S. 16. 424  Vgl. Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 446. 425  Vgl. Kapitel B 6. 426  Vgl. Europäische Kommission (2007).  427  Vgl. Europäische Kommission (2007), S. 7. 428  Vgl. Europäische Kommission (2007a). 429  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009.  430  Vgl. Europäische Kommission (2007b). 431  CO2-Emission nach Verordnung (EG) Nr. 715/207. 
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• g/km=130+0,0457(M-Mo), wobei  
• M=Masse des Fahrzeuges (Leergewicht) in kg und  
• Mo=1.372 ist.432  Gemäß der Verordnung muss nicht jedes einzelne Fahrzeug des Herstellers auf oder unterhalb der Grenzwertkurve liegen, sondern der Durchschnitt aller in einem Jahr verkauften Fahrzeuge dieses Herstellers.433  Die Funktion ist so konzipiert, dass sich für Fahrzeuge mit einem Leerge-wicht von 1.289 kg eine zulässige CO2-Emission von 130 g/km ergibt. 1.289 kg war das durchschnittliche Gewicht aller in Europa im Jahr 2006 verkauften Fahrzeuge.434 Die EU hält an ihrem Ziel fest, durch Verbesse-rung der Motortechnik die CO2-Emission der Neuzulassungen bis 2012 auf 130 g/km zu senken. Die übrige CO2-Emissionseinsparung von 10 g/km zur Erreichung des CO2-Emissionsziels von 120 g/km soll durch andere technische Verbesserungen oder Verwendung von Biokraftstoff erreicht werden.435  Die Herausforderung für die Politik ist hierbei, eine Grenzwertkurve zu de-finieren, die für jede bestimmte Fahrzeugmasse einen CO2-Grenzwert festlegt, der möglichst effizient zur Erreichung des CO2-Emissionsziels von 120 g/km beiträgt. Dabei besteht auch die Schwierigkeit, die zukünftige durchschnittliche Fahrzeugmasse richtig einzuschätzen, da dies nach dem Vorschlag der Kommission zwingende Voraussetzung zum Erreichen des Emissionsziels ist.  Die Kommission orientierte sich an der bestehenden CO2-Emission der Neuzulassungen (Referenzgerade) im Jahre 2006, wonach das Erfüllen der Zielvorgaben die durchschnittliche CO2-Emission der Neuzulassungen um ca. 19 % reduzieren würde.436 In Abb. 36 zeigen Frondel, Schmidt und 

                                                 432  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Anhang 1, Anhang 2 und Anhang 3. 433  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 4. 434  Vgl. Frondel/Schmidt (2008a), S. 330. 435  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 1. 436  Vgl. Europäische Kommission (2007b). 
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Vance die Grenzwertkurve, Referenzgerade sowie die Positionierung der Fahrzeughersteller im Jahre 2006.437  Der Wert Mo wird zum 1.1.2016 und ab dann alle drei Jahre angepasst. Au-ßerdem soll bis zum Jahr 2020 die durchschnittliche spezifische Emission 95 g/km betragen. 438 Abb. 36: Grenzwertkurve und Referenzgerade 

 Quelle: Frondel/Schmidt/Vance (2008), S. 7. Vgl. Europäische  Kommission (2007b)  
Die Zielvorgaben werden stufenweise eingeführt. Im Jahre 2012 müssen 65 %, im Jahr 2013 75 %, im Jahr 2014 80 % und schließlich ab 2015 100 % der Fahrzeuge eines Herstellers die Zielvorgabe erfüllen.439  
                                                 437  Frondel/Schmidt/Vance (2008), S. 7. 438  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 13. 439  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 4. 
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Überschreitet ein Hersteller das durchschnittliche spezifische CO2-Emis-sionsziel, werden je zugelassenes Fahrzeug in der EU folgende Abgaben erhoben: 
• Erstes Gramm Überschreitung: € 5 per g/km. 
• Zweites Gramm Überschreitung: € 15 per g/km.  
• Drittes Gramm Überschreitung: € 25 per g/km. 
• Jedes weitere Gramm Überschreitung: € 95 per g/km. 440 
• Ab 2019 wird jedes Gramm Überschreitung mit € 95 per g/km belastet.441 Die Verordnung enthält zahlreiche Ausnahmen und Sonderregeln, gerade für kleinere Hersteller.  Kleine Fahrzeughersteller mit weniger als 10.000 jährlichen Neuzulassun-gen in der EU können alternative Ziele vereinbaren, die das Reduktionspo-tential des Herstellers berücksichtigen.442 Fahrzeughersteller mit 10.000 bis 300.000 jährlichen Neuzulassungen in der EU können alternativ zur Grenzwertkurve einen Grenzwert beantra-gen, der eine durchschnittliche Verringerung des CO2-Ausstoßes von 25 % im Vergleich zu 2007 darstellt.443 Besonders emissionsarme Fahrzeuge (unter 50 g/km) werden zur Berech-nung der durchschnittlichen spezifischen Emission bis zu 3,5-fach ge-wichtet. Diese Begünstigung wird im Jahr 2015 auf den Faktor 1,5 reduziert.444 Den Herstellern ist es gestattet, Emissionsgemeinschaften zu bilden. Dann gelten die Regelungen der Vorschrift für die durchschnittliche Emission der Emissionsgemeinschaft.445 

                                                 440  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 4. 441  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 4. 442  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 11. 443  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 11. 444  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 5. 445  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 7. 
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Fahrzeuge, die mit Kraftstoff mit einem Bioethanolgehalt von 85 % (E85) betrieben werden, erhalten bis 2015 eine Reduktion der spezifischen CO2-Emission von 5 %, vorausgesetzt, mindestens 30 % aller Tankstellen in dem jeweiligen Mitgliedsland vertreiben E85.446 Durch sogenannte Ökoinnovationen kann jeder Hersteller seine durch-schnittliche spezifische Emission um 7 g/km reduzieren. Die Ökoinnova-tionen müssen quantifizierbar, aber nicht durch die spezifische durch-schnittliche Emission erfassbar sein. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn eine Innovation den tatsächlichen Kraftstoffverbrauch reduziert, aber nicht durch den standardisierten Fahrzyklus erfasst wird.447  
3.5.2  Beurteilung An dieser Stelle wird die Verordnung aus volkswirtschaftlicher Sicht beur-teilt. Wesentliche Kriterien sind dabei Effektivität, Effizienz, Neutralität, Transparenz und Billigkeit.  
Effektivität Im Allgemeinen ist sich die Literatur zwar einig, dass Emissionsnormen einen Rückgang der spezifischen durchschnittlichen CO2-Emission und so indirekt einen Rückgang der tatsächlichen CO2-Emission bewirken kön-nen.448 Die Frage ist jedoch, in welchem Ausmaß mit einer Reduktion der spezifischen durchschnittlichen CO2-Emissionen die tatsächlichen CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr reduziert werden können,449 was das eigentliche Ziel der Verordnung ist. Eine geringere spezifische durch-schnittliche CO2-Emission ist dafür ein reines Mittel zum Zweck. So kann es sein, dass die ausformulierten Ziele der Verordnung erreicht werden, die tatsächliche CO2-Emmission aber trotzdem steigt, da die Pkw intensiver genutzt werden, oder die Anzahl der Fahrzeuge in Europa zu-nimmt.450 Durch allgemeinen Wohlstandsanstieg, gerade in Osteuropa, ist zu erwarten, dass die Nachfrage nach und Nutzung von Pkw noch deutlich 
                                                 446  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 6. 447  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009, Artikel 12. 448  Vgl. Clerides/Zachariadis (2008), S. 2668 ff. 449  Vgl. BMU (ohne Datum), S. 10 ff.  450  Vgl. Schipper/Hand/Gillingham (2010), S. 15. 
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steigen wird. Die Tatsache, dass die Länder in Osteuropa noch großen Auf-holbedarf im Bezug auf das Volkseinkommen vorweisen, trotz des Wachs-tums in der Vergangenheit, hat sich bereits in der Analyse in Kapitel B 6.3 gezeigt. Hinzu kommt, dass die tatsächliche durchschnittliche spezifische Emission der Neuzulassungen letztendlich von der Präferenz und Nachfrage der Konsumenten abhängt. Die Automobilhersteller versuchen selbstverständ-lich, das Verhalten der Konsumenten so gut wie möglich vorherzusagen, um sich im Wettbewerb zu bewähren. Dies gelingt ihnen jedoch nicht im-mer im ausreichenden Maße, wie zahlreiche Beispiele der Vergangenheit zeigten.451 Deshalb ist es möglich, dass die Hersteller das Emissionsziel ver-fehlen, weil Verbraucher weniger Fahrzeuge aus der sparsamen Kategorie nachfragen als erwartet. Außerdem wäre es nicht verwunderlich, wenn Hersteller konzerninterne, höhere Emissionsziele verfolgen würden, basie-rend auf einer Abwägung der Kosten der Zielerreichung und der Abgaben bei etwaigen Emissionsüberschreitungen.  Darüber hinaus ist es ohnehin fast ausgeschlossen, dass die EU mit dieser Maßnahme ihr Ziel erreichen wird, die durchschnittliche spezifische CO2-Emission der Neuzulassungen auf 130 g/km bzw. 120 g/km zu reduzieren. Hauptgrund hierfür ist die schrittweise Einführung der Regelung. Da erst ab 2015 100 % der Fahrzeuge der Grenzwertkurve entsprechen müssen, wird vor diesem Zeitpunkt der Durchschnitt aller Pkw höchstwahrschein-lich über der Zielvorgabe liegen.  
Effizienz Die Effizienz der Verordnung lässt sich nur im Vergleich mit anderen Um-weltinstrumenten und unter Kenntnis der Grenzkosten und Grenznutzen der CO2-Emmissionvermeidung beantworten. Wie bereits erwähnt, schei-tert die Maßnahme bereits an ihrer Effektivität, womit sich die Bewertung der Effizienz nahezu erübrigt. An dieser Stelle soll auf ein Verweis auf die Literatur genügen, die gezeigt hat, dass eine Anhebung der Mineralölsteuer die Emissionsziele effizienter erreichen kann als die Festsetzung von Emis-sionsnormen.452 
                                                 451  Vgl. Focus Online (2009). 452  Vgl. Anderson/Parry/Sallee/Fischer (2010), S. 23. 
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Neutralität Vom Ziel der CO2-Reduktion abgesehen sollte die Verordnung neutral im Bezug auf den Wettbewerb im europäischen Automobilmarkt sein und keine Verzerrungen auslösen. Die Grenzwertkurve bestimmt die notwendige Reduktion der spezifischen CO2-Emission jedes Herstellers und beeinflusst damit mittelbar die zusätz-lichen Kosten der Hersteller und deren Wettbewerbsfähigkeit. Frondel und Schmidt haben gezeigt, dass die gewählte Grenzwertkurve im Vergleich zu alternativen Grenzwertkurven, die den technischen Stand besser beschrei-ben, insbesondere deutsche Automobilhersteller schlechter stellt.453  Kleinen Herstellern verschafft die Ausnahmeregelung gegenüber Konkur-renten einen Wettbewerbsvorteil. Hersteller, die gemäß Zulassungszahlen aus dem Jahre 2007 in den Genuss der Ausnahmeregelung kommen könn-ten, sind beispielsweise Bentley, Maserati oder Cadillac, die mit Audi, BMW oder Mercedes konkurrieren.454  Weiter sind Ausweichmöglichkeiten der Automobilhersteller und Konsu-menten denkbar. Einmal könnte die Verordnung einen Anreiz für große Hersteller schaffen, ihr Unternehmen so umzustrukturieren, dass Fahr-zeuggruppen mit hohen spezifischen CO2-Emissionswerten von der Aus-nahmeregelung profitieren.455 Die Automobilhersteller könnten außerdem ihre leistungsstarken Pkw durch technische Maßnahmen den Emmissions-anforderungen zwar zunächst anpassen, aber Leistungsverbesserungen von Drittanbietern könnten diese CO2-Ersparnis wieder rückgängig ma-chen. So ist es denkbar, dass sich der Markt für Leistungsverbesserungen von Pkw ausdehnen wird.  Die CO2-Emissionen könnten sich von der Nutzung der Pkw auf die Pro-duktion der Pkw verschieben, da die Emissionsnorm jegliche CO2-Emmis-sionen bei der Herstellung von Pkw vernachlässigt. Durch die zusätzlichen Kosten, die die Emissionsvorgabe auslöst,456 reduziert sich der relative Preis der Energie in der Produktion. Beim Bestreben, die Emissionsvorga-
                                                 453  Vgl. Frondel/Schmidt (2008), S. 335 ff. 454  Vgl. BMU (ohne Datum), S. 8. 455  Vgl. BMU (ohne Datum), S. 9. 456  Vgl. Umweltbundesamt (2008), S. 8 ff. 
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ben zu erfüllen, könnten Hersteller auf alternative Materialien zurückgrei-fen, die zwar eine Reduktion der spezifischen CO2-Emissionen mit sich bringen, aber in der Herstellung ein Vielfaches an Energie benötigen.457 Dann wären eine energieintensivere Produktion, und somit insgesamt eine höhere CO2-Emission, betriebswirtschaftlich rentabel, so dass am Ende le-diglich die CO2-Emissionen von der Nutzung der Pkw auf die Produktion verlagert würden. Darüber benachteiligt die isolierte Betrachtung der spezifischen Emission Hersteller von Pkw, die vielleicht eine höhere spezifische Emission haben, aber langlebiger sind als Fahrzeuge anderer Hersteller mit niedriger spezi-fischer CO2-Emmission.  Diese Beispiele zeigen, dass die Verordnung mit großer Wahrscheinlichkeit gewisse Marktverzerrungen verursachen könnte.  
Transparenz Die Kommission hat versäumt, eine ausreichende Begründung für die ge-wählte Grenzwertkurve zu liefern. Dabei haben Frondel und Schmidt ge-zeigt, dass die Referenzgerade eine lineare Regression über alle zugelasse-nen Pkw im Jahre 2006 ist, mit Ausnahme der Marken Subaru und Por-sche.458 Falls die Beziehung zwischen Masse und spezifischer CO2-Emission der bestehenden Fahrzeuge den derzeitigen Stand der Technologie definie-ren soll, ist nicht einzusehen, weshalb Subaru und Porsche für die Analyse ignoriert wurden. Beide sind langjährige Hersteller von Pkw und fest etab-liert in ihren Segmenten, Subaru bei allradbetriebenen Pkw und Porsche bei Sportwagen. Sie nicht zum aktuellen technologischen Stand zu zählen, ist nicht verständlich und wurde von der Kommission nicht erörtert.  Ferner fehlt jegliche Erklärung, wie die Kommission von der Referenzgera-den die Grenzwertkurve ableitet, wonach Hersteller von schwereren Pkw eine höhere Reduktion der spezifischen CO2-Emission erbringen müssen.459 Die Verordnung erlaubt auch grundsätzlich sehr viele Ausnahmen und Sonderregeln und eröffnet damit Raum für zahlreiche Ermessensent-scheidungen und Markteinschätzungen der Kommission. Diese Schätzun-
                                                 457  Vgl. BMW Group (2009). 458  Vgl. Frondel/Schmidt (2008), S. 334. 459  Vgl. Umweltbundesamt (2010), S. 47. 
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gen und Entscheidungen für alle Betroffenen transparent, nachvollziehbar und objektiv zu treffen, wird wohl schwierig und ist bereits, wie oben er-wähnt, bei der Festlegung der Grenzwertkurve misslungen.  Deshalb erscheint die Verordnung mehr oder weniger willkürlich und in-transparent und deshalb aus Gesichtspunkten der Gerechtigkeit eher frag-lich.  
Billigkeit Aus Gerechtigkeits- oder Billigkeitsgesichtspunkten ist es problematisch, eine Regelung zur Senkung der CO2-Emissionen einzuführen, die keinen direkten Bezug zu den tatsächlichen Emissionen enthält, und einzig auf den Besitz bestimmter Pkw abzielt. So widerspricht es dem Grundsatz der Bil-ligkeit, dass ein Fahrzeughalter, der ein Fahrzeug besitzt aber kaum fährt, die gleichen Mehrkosten bei der Anschaffung von Pkw tragen muss wie Halter mit einer hohen durchschnittlichen Fahrleistung. Somit verstößt die Verordnung auch gegen das Äquivalenzprinzip.460  
4  Alternative Instrumente Die meistdiskutierten alternativen Instrumente zur Reduktion der CO2-Emissionen sind eine Erhöhung der Mineralölsteuer und der Emissions-rechtehandel. Besonderes Interesse gilt dabei dem Emissionsrechtehandel.  
4.1  Mineralölsteuer Im Oktober 2003 erließ der Ministerrat eine Richtlinie, die Mindeststeuer-sätze auf Mineralölerzeugnisse definiert. Andere Initiativen auf EU-Ebene zur Einführung einer Abgabe auf Mineralöl zur CO2-Reduktion sind immer wieder gescheitert. Auch die Gemeinschaftsstrategie der EU zur CO2-Re-duktion erfasst die Mineralölsteuer nicht. Dies ist sehr bedauerlich, weil die Mineralölsteuer im Vergleich zu Emissionsnormen in allen Punkten – bis auf die politische Durchsetzbarkeit – Vorteile aufweist. Ein großer Vorteil der Mineralölsteuer ist die Wahrung des Äquivalenzprin-
zips. Da die CO2-Emission linear mit dem Kraftstoffverbrauch zusammen-
                                                 460  Selbstverständlich sollten für alle Fahrzeuge die CO2-Emissionen bei der Produktion be-rücksichtigt werden.  
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hängt, wird jeder Bürger nur belastet, wenn er auch tatsächlich CO2 emit-tiert. Wenn es gelingt, die Umweltbelastungen korrekt zu quantifizieren, kann so eine vollständige Internalisierung der externen Effekte erreicht werden.  Eine Mineralölsteuer setzt klare Anreize zur Emissionsverringerung und ist deshalb effektiv. Bürger, deren Grenzvermeidungskosten (GVK) niedriger sind als die Abgabe, werden ihren Kraftstoffverbrauch senken und Emis-sionen vermeiden. Das heißt, dass für manche Pkw-Nutzer alternative Transportmöglichkeiten an Attraktivität gegenüber dem Autofahren ge-winnen, je teurer Autofahren wird. Bürger, deren GVK höher sind als die Abgaben, werden das Zahlen der Steuern vorziehen.461  Insgesamt sind so Anpassungen in Form von geringeren Fahrleistungen, der Nutzung von alternativen Transportmöglichkeiten und der Entwick-lung von umweltfreundlicheren Fahrzeugen erreichbar. Letzterer Punkt wird auch zur Senkung der durchschnittlichen spezifischen Emission bei-tragen.462 Ryan, Ferreira und Connery haben gezeigt, dass Treibstoffpreise einen hohen, statistisch signifikanten Einfluss auf die durchschnittlichen spezifischen CO2-Emission haben und schätzten, dass ein Preisanstieg von 10 % zu einer Verringerung der durchschnittlichen spezifischen Emission von 0,5 g/km, langfristig sogar 2,8 g führen kann.463 Ein Zusammenhang zwischen CO2-Emissionen und nutzungsabhängigen Abgaben (d. h. Mine-ralölsteuer und Umsatzsteuer auf Kraftstoff) wurde auch im Rahmen dieser Arbeit in Kapitel D 2.3.1 festgestellt.  Das Problem ist einzig die Bestimmung der Höhe der Mineralölsteuer. Um den gewünschten Emissionsrückgang zu erreichen, muss die Nachfrage-kurve bekannt sein. Somit besteht eine gewisse Unsicherheit bei der Zieler-reichung.464 

                                                 461  Vgl. Simonis (1995), S. 3. 462  Vgl. Schipper/Hand/Gillingham (2010), S. 15. 463  Ryan/Ferreira/Convery (2009), S. 371 ff.  464  Vgl. Blank/Ströbele (1994), S. 553. 
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Weitere Vorteile ergeben sich aus der Möglichkeit, die Belastung durch die Mineralölsteuer mit Entlastungen bei anderen Steuern zum Teil oder ganz zu kompensieren (Aufkommensneutralität).465  Eine ökologisch orientierte Mineralölsteuer besteht in allen Ländern be-reits, so dass lediglich die Höhe angepasst werden muss, um den ge-wünschten Effekt zu erzielen. Die Steuer ist damit leicht umsetzbar. Es müsste lediglich geklärt werden, ob ein Steuersatz für die gesamte EU zum Einsatz kommt, oder unterschiedliche Steuersätze verwendet werden, die die verschiedenen Nachfrageelastizitäten der Länder einbeziehen. Unter-schiedliche Sätze sind vorzuziehen, da diese auch Einkommensdifferenzen innerhalb der EU berücksichtigen können.466  Schließlich wird die Mineralölsteuer in der Regel als fester Betrag erhoben und kann bei einer Einführung oder Anhebung klar kommuniziert werden. Sie stellt somit eine transparente Abgabe dar.  In der Praxis problematisch könnte sein, eine politische Einigung über die Verteilung der Einnahmen zu erzielen. Die Einnahmen können signifikant sein, da um eine spürbare Emissionsminderung zu erzielen, ein hoher Steuersatz notwendig ist.467  
4.2  Emissionsrechtehandel Der Emissionsrechtehandel ist ein effektives und effizientes Instrument zur CO2-Reduktion, das auch im Automobilsektor angewendet werden kann. Ein Emissionsrecht (bzw. -zertifikat oder -lizenz) berechtigt den Besitzer zur Emission einer bestimmten CO2-Emission. Im Folgenden wird das bei vorgegebener Emissionsmenge effiziente Instrument dargestellt und des-sen Probleme aufgezeigt.  
4.2.1  Funktionsweise Zur Verdeutlichung der Funktionsweise wird in Abb. 35 von einer bereits in Umlauf gebrachten Zertifikatsmenge ausgegangen, die eine CO2-Emis-sion in Höhe von EZ zulässt. Diese Emissionsmenge soll geringer sein als die Gleichgewichtsmenge, die sich gemäß Abb. 35 einstellt. Die Inhaber der 
                                                 465  Vgl. Michaelowa (1995), S. 7. 466  Vgl. Michaelowa (1995), S. 2. 467  Vgl. Simonis (1995), S. 5. 
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Zertifikate können diese Emissionsrechte handeln, wodurch ein Zertifika-temarkt entsteht. Die politisch vorgegebene Zertifikatsmenge (EZ) be-stimmt das Zertifikatsangebot (ZA). Dem Angebot steht die Nachfrage nach Zertifikaten (ZN) gegenüber, welche der GVK-Kurve entspricht. Emittenten mit niedrigen GVK werden diese vermeiden, indem sie Lizenzen zu Preisen oberhalb deren GVK entweder verkaufen oder nicht nachfragen. Gekauft werden diese Lizenzen von Emittenten mit hohen GVK. Es stellt sich da-durch ein Zertifikatspreis (PZ*) in Höhe von GVK* ein. Der Marktmechanis-mus sorgt demnach dafür, dass die gewünschte niedrigere Menge unter minimalen Vermeidungskosten emittiert wird.468  Abb. 37: Preisfindung auf dem Emissionsrechtemarkt 

 Quelle: Kim/Patrick (2003), S. 117. 
Wichtig ist, dass genügend Marktteilnehmer Emissionsrechte besitzen und handeln können, damit ein liquider Markt mit transparenten Preisen ent-steht.469 Ferner muss entschieden werden, ob die Zertifikate kostenlos ver-
                                                 468  Vgl. Michaelowa (1998), S. 22. 469  Vgl. Simonis (1995), S. 11 ff. 
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teilt oder versteigert werden sollen, wobei die Versteigerung vorzuziehen ist. Die kostenlose Vergabe könnte sich beispielsweise nach den bisherigen Emissionen („grandfathering“) richten. Dies impliziert, dass bereits ökolo-gisch produzierende Emittenten benachteiligt werden, da sie durch ihre bisherigen Verringerungsleistungen eine geringere Menge an Zertifikaten zugeteilt bekommen als Produzenten mit hohem Emissionsausstoß. Ge-nauso erschwert sich der Markteintritt neuer Marktteilnehmer. Unterneh-men mit besonders hohem Emissionsausstoß wird eine Verringerung ver-gleichsweise leicht fallen, so dass sie überschüssige Lizenzen gewinnbrin-gend verkaufen können. Als Vorteil des „grandfathering“ gilt die leichte administrative Umsetzung.470  Alternativ zur kostenlosen Vergabe könnten die Zertifikate versteigert werden. Eine Versteigerung der Zertifikate hat den Vorteil, dass nicht nur die Emissionsmenge zu den geringsten Vermeidungskosten erreicht wird, sondern dass gleichzeitig die erlaubte Emissonsmenge EZ dort emittiert wird, wo der größte monetäre Nutzen besteht.471 Eine Versteigerung bringt möglicherweise Wettbewerbsverzerrungen mit sich, wenn einzelne finanz-starke Marktteilnehmer Zertifikate in großen Mengen aufkaufen, um bei-spielsweise zukünftige Kapazitätserweiterungen abzusichern, oder um Konkurrenten vom Markt zu verdrängen.472  Des Weiteren muss die zeitliche Gültigkeit der Emissionsrechte geklärt werden. Eine begrenzte Gültigkeitsdauer könnte den Zertifikatshandel, ins-besondere kurz vor Ablauf der Gültigkeitsdauer, beeinträchtigen. Auch werden durch die Unsicherheit über zukünftige Perioden die Innovations-anreize beeinträchtigt. Durch eine unbefristete Gültigkeitsdauer und damit gleichbleibende Zahl von Emissionsrechten können dynamische Anreiz-probleme entstehen. Nach einer Emissionsvermeidung wird sich die Knappheit der Zertifikate verringern, wodurch deren Preise sinken und die Anreize zur Emissionsverringerung abnehmen werden. Dem kann man bei-spielsweise durch zeitabhängige Abwertung der in den Zertifikaten ver-brieften Emissionseinheiten entgegenwirken Bei Zertifikaten mit unbefris-teter Gültigkeitsdauer und konstanter jährlicher Emissionsmenge müsste 
                                                 470  Vgl. El-Shagi (1993), S. 1037. 471  Vgl. Simonis (1995), S. 11 ff. 472  Vgl. Dutschke/Michaelowa (1998), S. 41 ff. 
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eine staatliche Behörde in den Handel eingreifen, und gegebenenfalls Zer-tifikate aufkaufen, falls die Emissionsmenge verringert werden soll.473 
4.2.2  Beurteilung des Emissionsrechtehandels Wie oben gezeigt, erreicht der Emissionsrechtehandel das Emissionsziel zu Minimalkosten. Demnach wird der geforderten ökonomischen Effizienz Rechnung getragen. Auch die ökonomische Treffsicherheit (Effektivität) ist gewährleistet, vorausgesetzt, es besteht ein Kontroll- und Sanktionsme-chanismus.  Die Lizenzkosten sollten außerdem die Innovationseffizienz der Unter-nehmen positiv beeinflussen. Unternehmen werden immer umweltscho-nendere Techniken entwickeln, um den Kauf von Zertifikaten zu vermei-den.474  
4.2.3  Anwendung auf den Automobilsektor Da sich der CO2-Ausstoß direkt proportional zum Kraftstoffverbrauch verhält, muss die Verbrennung von Kraftstoff mit einer Emissionsberech-tigung versehen werden. Dies wäre am einfachsten und praktikabelsten über das Vertriebsnetzwerk der Mineralölkonzerne möglich. Danach müss-ten die Vertriebsnetzwerke der Tankstellen für die verkaufte Menge Treibstoff ausreichend CO2-Zertifikate erwerben. Die entsprechenden Kos-ten würden dann auf den Treibstoffpreis umgelegt, so dass jeder Autofah-rer die Kosten der von ihm verursachten CO2-Emissionen trägt. Dies ist ein Anreiz für Konsumenten weniger zu fahren, auf alternative Verkehrsmittel auszuweichen oder sparsamere Fahrzeuge nachzufragen. Dies sollte insge-samt wiederum bei den Automobilproduzenten zur Entwicklung von Pkw mit niedrigerem Verbrauch führen. In jedem Fall wird die geplante Emis-sionsmenge treffsicher und effizient erreicht.  Um die CO2-Emission bei der Produktion mit einzubeziehen, müssen auch die Fahrzeughersteller in den Emissionshandel mit einbezogen werden. Die Energie, die zur Automobilproduktion in Europa verwendet wird, ist be-reits über die Energieerzeuger vom Emissionshandel erfasst. Dies sollte den größten Teil der Emissionen in der Automobilproduktion in Europa abdecken. Nur so kann verhindert werden, dass CO2-Verringerungen durch 
                                                 473  Vgl. Michaelowa (1996a), S. 5. 474  Vgl. El-Shagi (1993), S. 1041. 
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sparsamere Fahrzeuge durch eine Steigerung der Emission bei der Produk-tion überkompensiert werden.  Bislang ungeklärt ist die Berücksichtigung der Produktion in Ländern ohne einen Emissionshandel. Solche außereuropäische Produktion von Teilen für den europäischen Produktionsprozess ist noch nicht erfasst. Vorstellbar ist, diese Produkte bei der Einführung mit einer Abgabe zu belasten, die die entsprechende CO2-Emission abdeckt. Mit einem solchen Vorschlag wird zum einen versucht, die gesamten CO2-Emissionen abzudecken, und zum anderen, Wettbewerbsvorteile ausländischer Unternehmen, die keine Kos-ten der CO2-Emission tragen müssen, gegenüber europäischen Unterneh-men auszugleichen.  
5  Vergleich der Instrumente Die aufgezeigten Gründe haben verdeutlicht, dass der Emissionsrechtehan-del das beste ökonomische Instrument zur CO2-Emissionsverringerung darstellt. Das Instrument ist sowohl effizient als auch effektiv. Die Internalisierung von externen Effekten über eine Mineralölsteuer ist zwar schwierig im Hinblick auf die Wahl der richtigen Steuerhöhe, jedoch ist die Mineralölsteuer trotzdem aus ökonomischer Sicht der Festsetzung von Emissionsnormen überlegen. Ihr Nachteil ist die Unpopularität. Es wird suggeriert, dass im Falle einer Mineralölsteuer die Endverbraucher, und im Fall der Festsetzung von Emissionsnormen die Fahrzeughersteller belastet werden. Dieses Problem ließe sich durch Aufklärung der Bürger leicht überwinden. Schließlich werden in beiden Fällen letzten Endes die Verbraucher belastet, nur geschieht es durch die Festsetzung von Emis-sionsnormen indirekt über die Automobilhersteller. Darüber hinaus ist die Festsetzung von Emissionsnormen ineffizient und womöglich ineffektiv, wodurch die Belastung für die Endverbraucher höher sein dürfte.  Die Festsetzung von Emissionsnormen ist unter diesen Alternativen die schlechteste Lösung. Sie erfordert komplizierte Überlegungen und Vorher-sagen der Behörden bezüglich der technologischen Entwicklung der Auto-mobilindustrie, um die richtigen Vorgaben festzulegen. Dass dies zu einer 
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effektiven und effizienten Minderung der CO2-Emissionen führen wird, ist höchst unwahrscheinlich.475    

                                                 475  Vgl. Dudenhöffer/Krueger (2008), S. 18.  
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D   CO2-abhängige Abgaben in Europa Innerhalb der letzten zehn Jahre haben viele europäische Länder die CO2-Emission eines Pkw explizit als Besteuerungskriterium von Kraftfahrzeu-gen eingeführt, und so das Problem des Klimawandels in ihrer Steuerpoli-tik für Kfz adressiert. Deswegen wird im Folgenden die CO2-abhängige Be-steuerung bei Automobilen in Europa verglichen und analysiert.  Kapitel D 1 beschreibt die verschiedenen Formen der CO2-basierten Be-steuerung in Europa, deren Auswirkungen in Kapitel D 2 anhand statisti-scher Analysen bewertet werden. Kapitel D 3 schließt mit einem Ausblick auf die deutsche Kfz-Steuerreform. 
1  Betrachtung aktueller Steuersysteme in Europa In diesem Kapitel werden CO2-abhängige Steuern bei Erwerb und Inver-kehrbringen, Besitz und Nutzung beschrieben und verglichen.  In 17 Ländern sind CO2-Emissionen oder der Verbrauch Bemessungs-grundlage bei der Besteuerung von Personenkraftwagen. In einigen weni-gen Fällen ist der CO2-Ausstoß sogar die einzige Bemessungsgrundlage für eine bestimmte Steuer.  Allein im Jahre 2009 haben zwei europäische Länder (Deutschland und 
Rumänien) die CO2-Emission als Bemessungsgrundlage in die Besteuerung von Kraftfahrzeugen erstmalig aufgenommen. Weitere acht Staaten (Belgien, Dänemark, Finnland, die Niederlande, Irland, Portugal, 
Großbritannien und Norwegen) haben ihre bestehende CO2-abhängige Besteuerung stärker auf die CO2-Emission ausgerichtet, meist durch Erhö-hung der Steuersätze. Daneben hat Frankreich eine jährliche Abgabe für Fahrzeuge mit besonders hoher CO2-Emission eingeführt.476 
1.1  CO2-Abgaben beim Kauf und Inverkehrbringen Beim Kauf und Inverkehrbringen können die Umsatzsteuer auf den Kauf-preis, die Zulassungsgebühr und die Zulassungssteuer anfallen.  
                                                 476  Vgl. Kalinowski/Keser/Kunert (2009), S. 446. 
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Unter den 19 Ländern, die eine Zulassungssteuer erheben, ist in 13 Län-dern die CO2-Emission oder der Kraftstoffverbrauch eine Bemessungs-grundlage.477 In fünf dieser Länder (Österreich, Dänemark, Frankreich, 
Norwegen und die Niederlande) kommt dabei ein Bonus-Malus System zum Einsatz.478  Bei der Zulassungsgebühr berücksichtigt nur Zypern die durchschnittliche CO2-Emission des Fahrzeuges. Hier wird die Zulassungsgebühr um 15 % reduziert, falls das Fahrzeug weniger als 150 g/km emittiert.479  CO2-Komponenten bei der Umsatzsteuer werden in Österreich480 und Por-
tugal481 mittelbar berücksichtigt. Dies liegt daran, dass die Umsatzsteuer auf den Fahrzeugpreis inklusive Abgaben erhoben wird. Daher wird im Rahmen dieser Arbeit die Umsatzsteuer auf die jeweilige CO2-abhängige Abgabe auch als CO2-Abgabe behandelt.  
1.1.1  Betrachtung einzelner Länder 

Belgien gewährt eine Steuererstattung bis zu 15 % des Fahrzeugpreises (maximal € 4.540) beim Kauf eines Fahrzeuges mit einem CO2-Emissions-wert unter 105 g/km.482 Diese Steuererstattung wird aufgrund der Ver-gleichbarkeit und zur Vermeidung unrealistischer Ergebnisse im Rahmen dieser Analyse nicht als faktische CO2-Abgabe für alle Fahrzeuge betrachtet, die über diesem Grenzwert liegen.483 
                                                 477  Vgl. Abb. 6 und Abb. 7. 478  Wie in Kapitel B 2.1.1 dargestellt, wurde für die Quantifizierung von CO2-Abgaben bei Boni-Regelungen eine Umklassifizierung durchgeführt. Ein potentieller Bonus für Fahr-zeuge mit geringer CO2-Emission ist ökonomisch gleichbedeutend mit einem Malus – oder faktischen CO2-Abgabe – für die übrigen Fahrzeuge.  479  Vgl. ACEA (2009), S. Cyprus-1/2. 480  Vgl. NoVAG (1991) und ACEA (2009), S. Austria-1/7 ff. 481  Vgl. ACAE (2009), S. Portugal-2/7. 482  Vgl. ACEA (2009), S. Belgium-4/14 ff. 483  Da die maximale Höhe der Steuererstattung von € 4.540 für sehr sparsame Fahrzeuge tatsächlich über allen Gesamtabgaben für Fahrzeuge über diesem Verbrauch liegen kann, müssten damit für all diese Fahrzeuge negative CO2-unabhängige Abgaben und extrem hohe CO2-Abgaben ausgewiesen werden. Diese Ergebnisse sind jedoch unrealis-tisch und würden zudem die internationale Vergleichbarkeit erschweren. Zum anderen gab es zum Stand der Untersuchung kaum Fahrzeuge, die diese Emissionsgrenze unter-schritten. 
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Ein Teil der belgischen Zulassungssteuer wird von den Regionen erlassen. Zur Berechnung der Abgabe wurde hier die Wallonische Region herange-zogen, da diese über die Hälfte des Landes und ca. ein Drittel der Bevölke-rung umfasst.484 Die Wallonische Region erhebt eine außergewöhnliche Zulassungssteuer für die Zulassung eines Fahrzeuges bei gleichzeitigem Verkauf oder Verschrottung eines anderen Fahrzeuges. Hier wird der Hal-ter basierend auf dem Unterschied der CO2-Emission zwischen beiden Fahrzeugen mit einem Malus belastet oder einem Bonus belohnt.485  Damit soll die durchschnittliche CO2-Emission der bestehenden Fahrzeug-flotte schneller sinken. Diese Abgabe scheint auf den ersten Blick sinnvoll, indem sie den Umstieg auf umweltfreundlichere Fahrzeuge direkt belohnt. Sie ist aber kritisch aus Gerechtigkeitsgesichtspunkten. Es ist nicht nach-vollziehbar, weshalb ein Fahrzeughalter im Vergleich zu einem anderen Halter auf das gleiche Fahrzeug niedrigere Abgaben zahlt, nur weil er in der Vergangenheit bereits ein sparsameres Fahrzeug fuhr.  
Dänemark hat ein Bonus-Malus-System in Abhängigkeit von der Reich-weite des Fahrzeuges je Liter Kraftstoff (km/l) eingeführt. Dabei reduziert sich die Zulassungssteuer für jeden km/l (was einem Verbrauch von 0,4 l/100km entspricht) über 16 km/l (6,25 l/100km) um DKK 4.000 (€ 537)486 und erhöht sich um DKK 1.000 (€ 134)487 für jeden km/l unter 16 km/l.488 Somit ist der Anreiz, von einem relativ kraftstoffsparenden Fahrzeug auf ein noch sparsameres Fahrzeug umzusteigen sehr viel größer, als der Anreiz bei einem Umstieg von einem relativ verbrauchsintensiven Wagens auf einen etwas weniger Sparsameren.  Die unterschiedliche Höhe des Anreizes lässt sich mit dem derzeitigen Stand der Technologie erklären: Es gibt derzeit viele Fahrzeuge mit einem Durchschnittsverbrauch über 6,25 l/100km, so dass ein Halter bei Fahr-zeugen mit diesem Verbrauch große Auswahl hat, ohne deutliche Einbußen 
                                                 484  ERIK (2009). 485  Diese Sonderregelung in der Wallonischen Region blieb bei der Analyse außer Betracht, da dies das Treffen einer willkürlichen Annahme zum CO2-Austoss eines früheren Fahr-zeugs erfordert hätte.  486  Vgl. http://www.oanda.com. DKR 4.000 wurden mit dem Wechselkurs vom 22.05.2009 umgerechnet, Stand: 17.05.2011. Vgl. ECB (2009). 487  Vgl. http://www.oanda.com. DKR 4.000 wurden mit dem Wechselkurs vom 22.05.2009 umgerechnet, Stand: 17.05.2011. Vgl. ECB (2009). 488  Vgl. ACEA (2009), S. Denmark-2/10. 
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bei Komfort, Größe oder Leistung des Wagens in Kauf nehmen zu müssen. Damit könnte ein Bonus von 1.000 DKK für jeden km/l unter dieser Grenze ausreichen, um den Umstieg auf ein etwas sparsameres Fahrzeug zu för-dern. Da jedoch die Auswahl unter Fahrzeugen mit einem Verbrauch unter 6,25 l/100km deutlich beschränkter ist, und in diesem Bereich weitere Kraftstoffersparnisse nur unter Inkaufnahme von weniger Komfort, Größe oder Motorleistung möglich sind, muss der finanzielle Anreiz entsprechend größer sein, um eine Wirkung auf die Kaufentscheidung der Pkw-Halter zu haben.  Die Niederlande hat eine Besonderheit für die Berechnung des Bonus oder Malus bei der Zulassungssteuer. Dort wird über eine relativ komplexe Be-rechnung ein jährlicher durchschnittlicher CO2-Emissionswert von zugelas-senen Fahrzeugen oder Neuzulassungen ermittelt, an dem sich der Bonus oder Malus orientiert.489 
1.1.2  Quantitative Ermittlung Tab. 8 zeigt die CO2-abhängigen und CO2-unabhängigen Abgaben, die beim Kauf und Inverkehrbringen eines VW Golf 1.6 Trendline anfallen sowohl als absolute Kosten, als auch in Relation zu den gesamten Abgaben beim Kauf und Inverkehrbringen. Es sind nur die Länder aufgezeigt, die beim Kauf und Inverkehrbringen eine CO2-Abgabe erheben. Wie aus der Tabelle her-vorgeht, reichen die CO2-basierten Abgaben von nur € 7 in Rumänien bis € 1.032 in Dänemark.  
Irland und Finnland haben mit 58 % den höchsten Anteil an CO2-abhäng-igen Abgaben an den Gesamtabgaben beim Kauf und Inverkehrbringen. Der Durchschnitt liegt bei 34 %. Tab. 8: CO2-abhängige Abgaben beim Kauf und Inverkehrbringen Land CO2-abh. In % CO2-unabh. In % A 202 30 % 463 70 % B 250 35 % 458 65 % CY 36 7 % 462 93 % DK 1.032 32 % 2.157 68 % 
                                                 489  Vgl. ACEA (2009), S. The Netherlands-2/7. 

164



 

 

 

Land CO2-abh. In % CO2-unabh. In % FIN 574 58 % 412 42 % F 63 13 % 424 87 % IRL 597 58 % 440 42 % M 697 54 % 595 46 % NL 257 24 % 817 76 % P 266 28 % 701 72 % RO 7 2 % 364 98 % E 197 36 % 346 64 % N 649 29 % 1.596 71 % 
Ø 371 34 % 708 66 % Quelle: Eigene Berechnung 

1.2  CO2-Abgaben auf den Besitz Die wesentliche Abgabe auf den Besitz ist die Kfz-Steuer. Die Kfz-Steuer basiert inzwischen in elf Ländern auf der CO2-Emission bzw. den Kraftstoff-verbrauch: Zypern, Deutschland, Dänemark, Frankreich, Groß-
britannien, Irland, Luxemburg, Malta, den Niederlanden, Polen und 
Schweden.490  
Großbritannien491 und Irland492 sind die einzigen Länder, die ausschließ-lich die CO2-Emission zur Berechnung der Kfz-Steuer verwenden. Zy-
pern493 und Frankreich494 wenden ein Bonus-Malus-System an. Der Malus in Frankreich ist jedoch nahezu vernachlässigbar, da lediglich Fahrzeuge mit einer CO2-Emission über 250 g/km mit einer jährlichen Abgabe von € 160 belastet werden.495 Eine Emission in dieser Höhe wird wenn über-
                                                 490  Vgl. ACEA (2009) und Finanzministerium Norwegen (2009). Siehe auch Abb. 11 und Abb. 12. 491  Vgl. ACEA (2009), S. United Kingdom-3/8 ff. 492  Vgl. ACEA (2009), S. Ireland-2/7 ff. 493  Vgl. ACEA (2009), S. Cyprus-2/2. 494  Vgl. ACEA (2009), S. France-3/9 ff. 495  Vgl. ACEA (2009), S. France-3/9 ff. 
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haupt nur von Fahrzeugen der Oberklasse erreicht.496 Relativ zu den Ge-samtkosten solcher Fahrzeuge dürfte eine zusätzliche Abgabe von € 160 pro Jahr kaum eine Lenkungswirkung erzeugen, und scheint deshalb eher als zusätzliche Einnahmequelle zu dienen.  Die CO2-abhängige Kraftfahrzeugsteuer für einen VW Golf 1.6 Trendline kann über € 400 betragen. Wie aus Tab. 9 hervor geht, erhebt Irland € 447, Dänemark € 406 und die Niederlande € 432. Deutschland liegt mit einer CO2-abhängigen Abgabe von € 92 weit unter dem Durchschnitt der betrachteten Länder mit einer CO2-Abgabe von € 172.  Tab. 9: CO2-abhängige Abgaben auf den Besitz Land CO2-abh. In % CO2-unabh. In % CY 14 12 % 104 88 % DK 406 64 % 233 36 % F 0 0 % 135 100 % D 92 46 % 110 54 % IRL 447 98 % 9 2 % L 120 88 % 16 12 % M 180 81 % 41 19 % NL 432 73 % 163 27 % P 82 42 % 112 58 % S 94 36 % 165 64 % GB 199 91 % 20 9 % N 0 0 % 309 100 % 
Ø 172 59 % 118 41 % Quelle: Eigene Berechnung497 

Im Vergleich zur Zulassungssteuer ist der durchschnittliche prozentuale Anteil der CO2-Abgabe an der gesamten Kraftfahrzeugsteuer mit 59 % relativ hoch. Er reicht bis zu 98 % in Irland und liegt in sechs der elf Länder über 60 %. In Deutschland beträgt er lediglich 46 %. 
                                                 496  Siehe Anhang 1, Anhang 2 und Anhang 3. 497  Die CO2-unabhängige Komponente beinhaltet neben auch die Versicherungssteuer. 
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1.3  CO2-Abgaben auf die Nutzung Bei der Nutzung eines Pkw fallen die Mineralölsteuer und die Umsatzsteuer auf Mineralöl an. Beide Abgaben sind vom Kraftstoffverbrauch und damit den CO2-Emissionen des Pkw abhängig. Somit sind alle nutzungsabhängi-gen Abgaben gleichzeitig CO2-Abgaben.  Für die Darstellung der Abgaben auf die Nutzung kann deshalb auf Kapitel B 5 verwiesen werden. 
1.4  CO2-Gesamtabgaben im europäischen Vergleich In diesem Abschnitt wird der CO2-abhängige Teil der Pkw-Besteuerung innerhalb Europas verglichen. Damit soll erkannt werden, in welchen Län-dern Umweltaspekte am stärksten in der Besteuerung verfolgt werden, und so unter Umständen eine Anreizwirkung aus der Besteuerung abzuleiten ist. Dabei werden zunächst die CO2-abhängigen Abgaben der obigen Kapitel für den VW Golf zusammengefasst (Kapitel 1.4.1) und die Bandbreite der CO2-abhängigen Besteuerung in Europa über Fahrzeugklassen hinweg verglichen (Kapitel 1.4.2). Kapitel 1.4.3 schließt mit einer statistischen Be-trachtung des Zusammenhangs zwischen CO2-abhängiger Besteuerung und dem tatsächlichen CO2-Ausstoß eines Pkw in den untersuchten Ländern.  
1.4.1  Zusammenfassung für VW Golf Tab. 10 zeigt alle CO2-abhängigen und -unabhängigen Abgaben, die für ei-nen VW Golf 1.6 Trendline pro Jahr anfallen. Die Werte sind nach der Höhe der CO2-Gesamtabgabe sortiert. Abb. 38 und Abb. 39 illustrieren diese Werte für den VW Golf 1.6 Trendline bzw. VW Golf 2.0 TDI Comfortline.  Die CO2-Abgaben variieren sehr stark. Dänemark erhebt mit € 2.315 pro Jahr die höchsten CO2-Abgaben auf einen VW Golf mit Ottoantrieb. Weitere neun Länder erheben CO2-Abgaben über € 1.000. Deutschland liegt mit einer Belastung von € 1.006 knapp über dem europäischen Durchschnitt von € 941. Der Vergleich von Abb. 38 und Abb. 39 zeigt, dass im Durchschnitt die CO2-abhängige Gesamtabgabe für Diesel und Benziner ähnlich ist. Die CO2-Ab-gabe auf den Besitz beim Diesel-Pkw ist größer als für den Benziner. Auch in Deutschland ist die CO2-abhängige Besteuerung des Diesels niedriger als die CO2-abhängige Besteuerung des Benziners.  
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Tab. 10: CO2-abhängige Gesamtabgaben - VW Golf 1.6 Trendline  CO2-unabhängig CO2-abhängig Erwerb Besitz  Gesamt Erwerb Besitz  Nutzung Gesamt DK 2.157 233 2.390 1.032 406 877 2.315 IRL 440 9 449 597 447 747 1.791 NL 817 163 980 257 432 980 1.669 M 595 41 635 697 180 661 1.538 N 1.569 309 1.878 649 - 880 1.529 FIN 412 218 629 574 - 911 1.485 P 701 112 813 266 82 839 1.186 B 458 355 812 250 - 892 1.142 GB 365 20 385 - 199 811 1.010 D 419 110 528 - 92 914 1.006 F 424 135 559 63 - 857 920 S 479 165 645 - 94 815 909 A 463 382 845 202 - 656 858 I 515 302 817 - - 820 820 E 346 175 521 197 - 566 763 L 341 16 358 - 120 638 757 SK 423 33 456 - - 732 732 CZ 434 - 434 - - 646 646 H 628 35 663 - - 641 641 LT 361 61 422 - - 637 637 SLO 538 27 564 - - 608 608 CH 206 430 636 - - 606 606 PL 540 - 540 - - 581 581 LV 512 24 536 - - 580 580 GR 744 276 1019 - - 547 547 BG 408 177 585 - - 532 532 EST 386 - 386 - - 526 526 CY 462 104 566 36 14 438 488 RO 364 20 384 7 - 463 470 
Ø 569 136 705 166 71 703 941 Quelle: Eigene Berechnung 

Es zeigt sich auch eine ähnliche Rangfolge der Länder. Verschiebungen in der Rangfolge reduzieren sich auf einige wenige Plätze. Frankreich bei-spielsweise liegt an elfter Stelle für CO2-abhängige Abgaben auf den Benzi-
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ner, aber nur an fünfzehnter Stelle für den Diesel. Demgegenüber ist die CO2-abhängige Besteuerung des Diesels in Schweden (Platz 12) im euro-päischen Vergleich höher als die CO2-abhängige Besteuerung des Benziners (Platz 9).  Die Unterschiede in der Rangfolge der Länder liegen an der Besteuerung des Erwerbs und des Besitzes, da in jedem Land die Abgaben auf die Nut-zung vollständig CO2-Abgaben sind.  
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Abb. 39
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1.4.2  Bandbreite der CO2-Abgaben an den Gesamtabgaben Weiter wurde die Bandbreite der CO2-abhängigen Besteuerung in Europa verglichen. Dazu wurde zunächst für jedes Land und jedes untersuchte Fahrzeug der CO2-abhängige Teil der Gesamtbesteuerung bei einer jähr-lichen Fahrleistung von 15,000 km berechnet und dann zu den Gesamtab-gaben ins Verhältnis gesetzt. Für jedes Land konnte damit eine Bandbreite von Prozentsätzen ermittelt werden, in der sich die CO2-Abgaben relativ zur Gesamtbelastung über die untersuchten Fahrzeuge hinweg bewegen.  Aus dieser Bandbreite wurden schließlich das Minimum, der Medianwert und das Maximum ermittelt. Diese Ergebnisse sind in Abb. 40 grafisch dar-gestellt. Darin erkennt man, dass in Irland und Malta die CO2-abhängige Komponente der Besteuerung am größten ist, da diese für jedes unter-suchte Fahrzeug über 60 % bzw. 50 % der Gesamtbesteuerung liegt. Dage-gen ist die CO2-abhängige Komponente der Besteuerung in Griechenland, 
Norwegen und Zypern mit unter 50 % an der Gesamtbesteuerung am geringsten. Deutschland liegt mit einer relativ breiten Bandbreite von 25 % bis 67 % und einem Median von 42 % relativ nah am europäischen Durchschnitt von 24 % bis 60 % und einem Median von 41 %.   
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1.4.3  CO2-Abgaben und spezifische C02-Emission Im Folgenden werden die Korrelationen der nutzungsunabhängigen CO2-Abgaben und nutzungsunabhängigen Gesamtabgaben mit der spezifischen CO2-Emission eines Fahrzeuges analysiert.  Ziel dieser Analyse ist festzustellen, ob, und wenn ja wie stark, Abgaben eines Landes auf jedes untersuchte Fahrzeug tatsächlich von der spezifi-schen CO2-Emission dieses Fahrzeuges abhängen. Dies ist aus zwei Grün-den interessant: Erstens kann in Falle keiner derartigen Steuerprogression über die Emissionen von Fahrzeugen kaum eine Anreizwirkung zum Kauf eines sparsameren Wagens ausgehen. Zweitens könnten Abgaben in Län-dern ohne CO2-Abgaben die gleiche Wirkung wie explizite CO2-Abgaben entfalten, falls eine hohe Korrelation zwischen (CO2-unabhängigen) Abga-ben und spezifischen CO2-Emissionen besteht.  
1.4.3.1  Nutzungsunabhängige CO2-Abgaben Zunächst wurde die Korrelation zwischen dem Durchschnittsverbrauch eines Pkw und den nutzungsunabhängigen CO2-Abgaben untersucht. Da, wie oben erläutert, alle nutzungsabhängigen Abgaben CO2-Abgaben sind, ist der Zusammenhang zwischen nutzungsabhängigen Abgaben und CO2-Emissionen eines Fahrzeugs relativ trivial. Die isolierte Betrachtung der nutzungsunabhängigen Abgaben erlaubt außerdem zu analysieren, in wel-chen Ländern der Anreiz zum Kauf eines sparsamen Wagens am größten ist, unabhängig davon, wie viel der Wagen tatsächlich gefahren wird.498 Bei dieser Analyse wurden die statistischen Methoden verwendet, die in Kapitel B 2.1.2 beschrieben wurden. Im Wesentlichen wurde ein linearer Zusammenhang zwischen dem Durchschnittsverbrauch eines Pkw und den nutzungsunabhängigen Gesamtabgaben unterstellt, und dann sowohl die Steigung dieses Zusammenhangs (β) sowie das Bestimmtheitsmaß (R2) be-rechnet. Die Annahme eines linearen Zusammenhangs (d. h. β ≠ 0) wurde schließlich anhand eines T-Tests geprüft.  Als erster Schritt wurde für jedes Land separat über alle untersuchten Fahrzeuge hinweg die Steigung der Trendgeraden β und R2 berechnet. Diese Ergebnisse und tkrit zum Testen des linearen Zusammenhangs sind in 
                                                 498  Die Angemessenheit einer steuerlichen Anreizwirkung zum Kauf eines sparsamen Au-tos unabhängig von der Fahrleistung wird in Kapitel D 2.3 diskutiert. 
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Tab. 11 zusammengefasst. Bulgarien, Tschechien, Estland, Griechen-
land, Ungarn, Italien, Lettland, Litauen, Polen, Slowenien, Slowakei und die Schweiz erfassen den CO2-Ausstoß nur über die Besteuerung von Kraftstoffen und sind deshalb für diese Analyse irrelevant.  Tab. 11: CO2-Emission und nutzungsunabh. CO2-Abgaben Land β (%) R2 (%) tkrit A 5.96 78.45 14.02 B 37.13 73.06 12.10 CY 6.04 80.58 14.97 DK 4.67 65.18 10.05 FIN 2.83 72.13 11.82 F 28.59 86.92 18.94 D 53.15 98.14 53.44 IRL 1.93 81.12 15.23 L 42.12 87.27 19.24 M 1.37 65.87 10.21 NL 4.46 66.73 10.41 P 4.81 71.89 11.75 RO 231.94 86.30 18.44 E 7.77 76.22 13.16 S 18.37 45.36 6.70 GB 32.64 92.17 25.22 N 5.61 91.96 24.85 Ø 28.79 77.61 17.09 Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung 
Die Steigung der Trendgeraden β wird hier als Maß für den relativen Zu-sammenhang zwischen Verbrauch und Besteuerung interpretiert – je höher β, desto stärker berücksichtigt die Besteuerung auf den Durchschnittsver-brauch eines Pkw.  Bei einer Signifikanz von 5 % ist tkrit=2.05. Da in jedem Land tkrit größer ist als diese Signifikanzgrenze, bedeutet, dass in jedem Land ein statistisch sig-nifikanter Zusammenhang zwischen der CO2-Emission und den nutzungs-

175



 

 

 

unabhängigen CO2-Abgaben besteht.499 Darüber hinaus ist das durch-schnittliche Bestimmtheitsmaß R2 mit 77.6 % relativ hoch. Auffällig ist auch, wie stark β variiert: In Irland und Malta ist die Progression der Steuer über CO2-Ausstoss mit unter 2 % sehr schwach, in Rumänien mit 231.9 % und Deutschland mit 53.1 % dagegen sehr stark.  Abb. 41 stellt diese Ergebnisse grafisch dar. Die Y-Achse zeigt den Wert β und die X-Achse die Gesamtabgaben auf das Medianfahrzeug, den VW Golf. Damit wird ersichtlich, inwiefern die Besteuerung absolut betrachtet der-art ins Gewicht fällt, dass ein Effekt auf die Fahrzeugwahl zu erwarten wäre.  Abb. 41: Ø-Verbrauch und nutzungsunabh. CO2-Abgaben500 

 Quelle: Eigene Berechnung, eigene Darstellung 
Grafisch zeigt sich die breite Bandbreite der nutzungsunabhängigen CO2-Abgaben, die zwischen ca. € 400 und ca. € 1.700 liegen. In Deutschland, 
Luxemburg und Belgien ist die Progression der nutzungsunabhängigen Abgaben mit steigenden CO2-Emissionen vergleichsweise hoch, jedoch sind 
                                                 499  Dabei gibt dieser Test keine Auskunft darüber, ob der Zusammenhang tatsächlich in der unterstellten Richtung (d. h. positiv oder negativ) existiert.  500  Zur klareren Darstellung wurde Rumänien in der Abbildung nicht berücksichtigt.  
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die Abgaben absolut eher im unteren Mittelfeld. Demgegenüber sind die Abgaben in den Niederlanden, Irland und Malta zwar hoch, aber vari-ieren nur schwach in Abhängigkeit von der CO2-Emission eines Fahrzeugs.  Dies impliziert, dass die Wirksamkeit der nutzungsunabhängigen CO2-Ab-gaben in Europa entweder an der niedrigen Höhe der Abgaben scheitert, oder die Abgaben zwar hoch sind, sich aber kaum über die Fahrzeuge mit unterschiedlichen Emissionen unterscheiden und so nur wenig Sparmög-lichkeiten beim Kauf eines effizienteren Fahrzeugs bieten.  
1.4.3.2  Nutzungsunabhängige Gesamtabgaben In diesem Kapitel wird der Zusammenhang zwischen dem Durchschnitts-verbrauch bzw. den CO2-Emissionen eines Autos und den nutzungsunab-hängigen Abgaben aller Länder Europa untersucht. Dies ist eine breitere Analyse als in Kapitel 1.4.3 durchgeführt, und zielt auf die Beantwortung der Frage, ob der Anreiz zum Kauf eines sparsamen Wagens in den Län-dern größer ist, in denen nutzungsunabhängige Gesamtabgaben von der CO2-Emission oder dem Durchschnittsverbrauch des Fahrzeugs abhängen. Analog zu Tab. 11 wurde für jedes Land separat über alle untersuchten Fahrzeuge hinweg die Steigung der Trendgeraden β und R2 berechnet. Diese Ergebnisse und tkrit zum Testen des linearen Zusammenhangs sind in Tab. 12 zusammengefasst. Die Tabelle unterscheidet zwischen Ländern, die eine nutzungsunabhängige CO2-Abgabe erheben, und Ländern, deren ein-zige CO2-Abgabe in der Besteuerung der Nutzung liegt.  Tab. 12: CO2-Emission und nutzungsunabh. Abgaben Land β (%) R2 (%) tkrit 

Länder mit nutzungsunabhängiger CO2-AbgabeA 2.43 76.21 13.15 B 2.84 77.40 13.60 CY 1.57 78.66 14.11 FIN 1.73 65.55 10.14 F 5.28 76.27 13.17 D 5.10 66.12 10.27 L 7.06 72.75 12.01 M 0.97 66.34 10.32 P 1.93 74.48 12.55 
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Land β (%) R2 (%) tkrit RO 3.42 65.87 10.21NL 1.38 66.71 10.40E 3.70 73.92 12.37S 4.12 65.92 10.22GB 6.95 77.99 13.83N 1.02 81.60 15.47IRL 1.45 78.55 14.06DK 0.48 68.21 10.76
Durchschnitt 3.02 72.50 12.16

Länder ohne nutzungsunabhängige CO2-AbgabeCZ 5.35 60.65 9.12EST 6.76 66.79 10.42GR 1.48 67.52 10.59H 3.57 73.06 12.10I 4.32 72.83 12.03LV 5.72 67.96 10.70LT 6.33 67.46 10.58PL 2.50 67.94 10.70SK 5.84 66.70 10.40SLO 3.49 68.06 10.73BG 3.96 72.08 11.81CH 12.36 74.98 12.72
Durchschnitt 5.14 68.84 10.99Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung 

Dabei lässt sich feststellen, dass in jedem Land mit einem Bestimmtheits-maß R2 von über 60 % statistisch eine recht gute lineare Korrelation zwi-schen der CO2-Emission eines Wagens und den nutzungsunabhängigen Ab-gaben besteht.  Auch in dieser Analyse besteht in jedem Land ein statistisch signifikanter Zusammenhang zwischen der CO2-Emission und den nutzungsunabhängi-gen Gesamtabgaben.  Interessanterweise ist im Durchschnitt der Zusammenhang zwischen der CO2-Emission und nutzungsunabhängigen Abgaben (β) in den Ländern, die keine nutzungsunabhängige CO2-Abgabe erheben, größer als in den Län-
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dern mit nutzungsunabhängigen CO2-Abgaben. Insbesondere die Schweiz fällt mit dem größten Steigungswert β auf, obwohl die Schweiz eines der Länder ohne nutzungsunabhängige CO2-Abgabe ist.  Abb. 42 stellt diese Ergebnisse analog zu Abb. 41 grafisch dar. Es zeigt sich, dass in der Schweiz die absoluten nutzungsunabhängigen Abgaben eher im unteren Mittelfeld in Europa liegen, was wohl die Bedeutung der „Progres-sion“ relativiert, d. h. des hohen Werts β im Rahmen der CO2-Steuer. Länder ohne nutzungsunabhängige CO2-Abgabe sind rot markiert, alle anderen schwarz.  Abb. 42: Ø-Verbrauch und nutzungsunabh. Gesamtabgaben 

 Quelle: Eigene Berechnung, eigene Darstellung. 
An dieser Grafik erkennt man, dass die Mehrheit der Länder in Europa nut-zungsunabhängige Gesamtkosten zwischen € 400 und € 700 und einen Zusammenhang zur CO2-Emission zwischen 2 % und 7 % aufweisen. Nor-
wegen, die Niederlande, Malta und Irland fallen durch hohe nutzungs-unabhängige Abgaben auf. Es scheint außerdem, als ob eine negative Kor-relation zwischen dem Progressionsmaß β und der Höhe der nutzungs-unabhängigen Gesamtabgaben bestehen würde, d. h., dass in Europa in 
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Ländern mit hohen Abgaben diese weniger stark von den Emissionen ab-hängen als in Ländern mit weniger hohen Abgaben. In keinem Land ist so-wohl die Steuer hoch als auch stark von den CO2-Emissionen abhängig. Auch scheinen die nutzungsunabhängigen Gesamtabgaben in Ländern ohne CO2-Komponente (rot markiert) niedriger als in den Ländern mit CO2-Komponente.  Insgesamt lässt sich zusammenfassen, dass Länder mit den hier sogenann-ten „CO2-Abgaben“, die mit dem Ziel des Klimaschutzes in den letzten Jah-ren eingeführt wurden, die Anschaffung von sparsamen Pkw nicht mehr belohnen als die Länder, in denen CO2-Emissionen kein Besteuerungs-kriterium sind. Es scheint somit, dass in vielen Ländern die CO2-Besteue-rung ein Kompromiss zwischen umweltpolitischen und anderen poli-tischen Zielen ist. Gleichzeitig werden CO2-Abgaben oft als Erfolg für den Umweltschutz vermarktet, wobei zweifelhaft ist, ob wirklich eine CO2-Re-duktion durch die Besteuerung erreicht werden kann. 
2  Auswirkung der Abgaben In diesem Kapitel wird analysiert, ob ein Zusammenhang zwischen Ab-gaben und der Flottenemission der Neuzulassungen eines Landes (Kapitel 2.2), und ob ein Zusammenhang zwischen Abgaben und den CO2-Emissio-nen aus dem Straßenverkehr eines Landes (Kapitel 2.3) besteht.501  
2.1  Überblick Tab. 13 fasst die durchschnittliche CO2-Emission der Fahrzeugflotte eines Landes,502 die tatsächlichen pro Kopf CO2-Emissionen aus dem Straßenver-kehr503 und die nutzungsunabhängigen Abgaben (am Beispiel für den VW Golf) zusammen. Die nutzungsunabhängigen Abgaben sind unterteilt in Länder mit nutzungsunabhängigen CO2-Abgaben und Länder ohne nut-zungsunabhängige CO2-Abgaben. Die Emissionswerte geben dabei den Durchschnittsverbrauch aller neu zugelassenen Kfz eines Landes in einem Jahr wieder und berücksichtigen nicht die tatsächliche Nutzung. Die tat-
                                                 501  Dabei wurden die statistischen Methoden aus Kapitel B 2.1.2 angewendet.  502  Vgl. Transport and Environment (2010), S. 22.  503  Vgl. Kapitel D 2.3 für eine genauere Analyse der CO2-Emission im Straßenverkehr.  
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sächliche Nutzung pro Kopf ist in der zweiten Zeile der Tabelle darge-stellt.504  Tab. 13: CO2-Flottenemission, CO2-Emission und Abgaben 
 Länder mit nut-zungsunabh. CO2-Abgabe 

Länder ohne nutzungsunabh.CO2-Abgabe Alle Länder 
Ø Flottenemission  (g CO2/km)505 147,8 158,0 152,0 

Ø CO2-Emission im Straßenverkehr pro Kopf506 2.690,2 1.593,3 2.236,3 

Ø Nutzungsunabh. Abgaben (€) 1.108,9 583,7 895,0 

Ø Nutzungsabh.  Abgaben (€) 754,1 622,7 700,6 

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, vgl. Transport  and Environment (2010), S.22 ff. 
Diese Tabelle zeigt, dass Länder mit nutzungsunabhängiger CO2-Abgabe im Durchschnitt eine geringere Flottenemission aufweisen als Länder ohne nutzungsunabhängige CO2-Abgabe, jedoch eine deutlich höhere pro Kopf Emission aus dem Straßenverkehr. Dies deutet darauf hin, dass eine deut-lich höhere Nutzung pro Kopf die CO2-Ersparnis einer etwas effizienteren Fahrzeugflotte überkompensiert – und dies obwohl die durchschnittlichen nutzungsunabhängigen Kosten im Durchschnitt dort deutlich höher sind als in Ländern ohne nutzungsunabhängige CO2-Abgabe.  Die Zusammenhänge zwischen Abgaben und Flottenemission, und Abgaben und pro Kopf CO2-Emission werden in den folgenden Kapiteln genauer un-tersucht.  
                                                 504  Vgl. Eurostat (2011); Eurostat (2011a). 505  Vgl. Transport and Environment (2010), S. 22. 506  Vgl. Eurostat (2011); Eurostat (2011a). 
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2.2  Abgaben und Fahrzeugflottenemission Anhand statistischer Methoden werden die folgenden Korrelationen unter-sucht: 
• Nutzungsabhängige Gesamtabgaben und Flottenemission, 
• Nutzungsabhängige Abgaben und Änderung der Flottenemission von 2008 auf 2009, und 
• Nutzungsunabhängige Abgaben und Flottenemission. Bei jeder Korrelation wurden die nutzungsabhängigen Gesamtabgaben an-hand des Medianfahrzeuges VW Golf 1.6 Trendline herangezogen. Der VW Golf ist das Fahrzeug, das innerhalb Europas am weitesten verbreitet ist. Deshalb können die Abgaben für dieses Fahrzeug als grob repräsentativ für die durchschnittlichen Kosten in einem Land gelten. 

2.2.1  Nutzungsabhängige Abgaben und Flottenemission Es soll zunächst untersucht werden, ob ein Land mit vergleichsweise hohen nutzungsabhängigen Abgaben einen Flottenbestand mit relativ niedrigen CO2-Emissionen aufweist. Dies könnte bedeuten, dass die Besteuerung der Nutzung geeignet ist, den Verkauf von sparsamen Fahrzeugen zu fördern. Ein Gegenargument für diese Annahme wäre, dass der Halter eines ver-brauchsintensiven Wagens von Kauf nicht abgeschreckt wird, z. B. weil er einen solchen Wagen eventuell kaum fährt.  Abb. 43 illustriert für jedes untersuchte Land die nutzungsabhängigen Ab-gaben für den VW Golf und einer jährlichen Fahrleistung von 15.000 km und die Flottenemissionswerten eines Landes.507  Der lineare Zusammenhang zwischen den nutzungsabhängigen Gesamtab-gaben und der Flottenemission im Jahr 2009, ausgedrückt durch β, ist schwach negativ (-3,9 %), d. h. bei Ländern mit höheren nutzungsabhängi-gen Abgaben ist eine niedrigere Emission der Fahrzeugflotte zu beobach-ten.  
                                                 507  In der Darstellung fehlen die Schweiz und Norwegen, für die als Nicht-EU-Mitglied-staaten keine vergleichbaren Daten verfügbar waren.  

182



 

 

 

tkrit ist -2,97, und damit betragsmäßig höher als der Grenzwert von t für ein Signifikanzniveau von 5 % (2,06). Dies bedeutet, dass mit 95 %-iger Si-cherheit ein statistischer Zusammenhang zwischen den nutzungsabhängi-gen Abgaben und der CO2-Flottenemission besteht.  Jedoch beträgt R2 dieser Korrelation nur 26,1 %, d. h. der überwiegende Teil der Flottenemission eines Landes wird von anderen Faktoren bestimmt als den nutzungsabhängigen Abgaben. Damit sollte die potentielle Anreizwirkung, die von nutzungsabhängigen Abgaben (im wesentlichen Mineralölsteuer und Umsatzsteuer auf Kraftstoff) ausgeht, nicht überschätzt werden.  Abb. 43: Nutzungsabh. Abgaben und Flottenemission 

 Quelle: Eigene Berechnung, eigene Darstellung 
2.2.2  Nutzungsabhängige Abgaben und Veränderung der 

Flottenemission In der folgenden Abb. 44 wird als Variation zu der eben diskutieren Ana-lyse der Zusammenhang zwischen nutzungsabhängigen Abgaben und der 
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prozentualen Veränderung der CO2-Emission des Flottenbestandes von 2008 auf 2009 dargestellt.508  Darin zeigt sich, dass in fast allen Ländern, mit Ausnahme von Tschechien und Ungarn (keine Veränderung), Neuzulassungen im Jahr 2009 im Schnitt einen geringeren Kraftstoffverbrauch als Neuzulassungen im Jahr 2008 aufwiesen. Die Veränderung der CO2-Emission von Neuzulassungen korre-liert negativ mit den nutzungsabhängigen Abgaben (β = -0,0084 %). Das R2 beträgt 27,8 %. Auch hier besteht mit 95 %-iger Sicherheit ein statistischer Zusammenhang zwischen den nutzungsabhängigen Abgaben und der Veränderung CO2-Flottenemission von 2008 auf 2009.509  Abb. 44: Nutzungsabh. Abgaben und Veränderung der Flottenemission 

 Quelle: Eigene Berechnung, eigene Darstellung 

                                                 508  Bulgarien fehlt in der Übersicht, da Vergleichszahlen für 2008 nicht vorhanden waren.  509  tkrit=-3,04 und damit betragsmäßig höher als der Grenzwert von t (2,06) für ein Signifi-kanzniveau von 5 %. 
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2.2.3  Nutzungsunabhängige Abgaben und Flottenemission Abschließend soll der Zusammenhang zwischen nutzungsunabhängigen Abgaben und der Flottenemission untersucht werden, um festzustellen, ob statistisch die Abgaben auf Erwerb oder Besitz eines Pkw die Zusammen-setzung der Fahrzeugflotte eines Landes beeinflussen können, und wenn ja, ob dieser Einfluss geringer oder größer ist als der Einfluss der nutzungsab-hängigen Besteuerung.  Analog zu Abb. 43 und Abb. 44 wird diese Korrelation in Abb. 45 darge-stellt. Wie in Abb. 42 sind Länder, die keine nutzungsunabhängige CO2-Abgabe erheben, rot gekennzeichnet und alle anderen Länder schwarz.  Abb. 45: Nutzungsunabh. Abgaben und Flottenemission 

 Quelle: Eigene Berechnung, eigene Darstellung 
Zwar ist auch hier der Zusammenhang zwischen den nutzungsunabhängi-gen Abgaben und der Flottenemission negativ, jedoch nicht so stark wie für die nutzungsabhängige Besteuerung, was auf einen geringen Einfluss der nutzungsunabhängigen Abgaben auf die CO2-Flottenemission hindeutet. Auch erkennt man grafisch, dass, wie bereits in Tab. 13 dargestellt, Abga-ben in Ländern ohne nutzungsunabhängige CO2-Abgaben insgesamt nied-
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riger sind und auch höhere durchschnittliche Flottenemission aufweisen als dies in Ländern mit einer nutzungsunabhängigen CO2-Abgabe der Fall ist. Es konnte jedoch keine signifikante Korrelation ermittelt werden.  
2.3  Abgaben und CO2-Emission durch Kfz Anhand von CO2-Emissionsdaten für den Kraftfahrzeugverkehr für das Jahr 2008 und 2007 konnte schließlich auch der Zusammenhang zwischen der Abgabenhöhe (jeweils nutzungsabhängige als auch nutzungsunabhängige Abgaben) eines Landes und den CO2-Emissionen pro Einwohner aus dem Straßenverkehr untersucht werden. Für diese Korrelationen wurden ebenfalls die jeweiligen Abgaben auf das Medianfahrzeug VW Golf herange-zogen. 
2.3.1  Nutzungsabhängige Abgaben Die folgende Abbildung zeigt die nutzungsabhängigen Abgaben auf den VW Golf und die CO2-Emission pro Einwohner.510  
Luxemburg fällt dabei mit einer CO2-Emission von über 13 Tonnen pro Einwohner511 klar aus dem Rahmen, und wurde deshalb in der Darstellung nicht aufgeführt. Diese hohe CO2-Emission pro Einwohner ist überwiegend durch die Berechnungsmethodik begründet. Zur Berechnung der CO2-Emission wird der verkaufte Treibstoff im jeweiligen Land herangezogen. Da der Treibstoffpreis in Luxemburg niedriger ist512 als in den angrenzen-den Ländern, findet ein hohes Maß an Tanktourismus statt. Dadurch wird die CO2-Emission pro Einwohner in Luxemburg zu hoch ausgewiesen.513  Statistisch gibt es keinen signifikanten Zusammenhang zwischen der CO2-Emission und den nutzungsabhängigen Abgaben auf den VW Golf.  

                                                 510  Diese beinhalten die CO2-Emission von Pkw und Zweirädern. Der Güterverkehr, Schienenverkehr und Öffentliche Nahverkehr sind davon ausgeschlossen. Vgl. OECD (2006), S. 3; Eurostat (2011); Eurostat (2011a) und ACEA (ohne Datum). 511  Vgl. Eurostat (2011); Eurostat (2011a). 512  Vgl. Abb. 2. 513  Vgl. Thöne (2008), S. 8. 
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Abb. 46: Nutzungsabh. Abgaben und CO2-Emission 2008 

 Quelle: Eigene Berechnung, eigene Darstellung 
2.3.2  Nutzungsunabhängige Abgaben Analog zu Abb. 46 stellt die folgende Grafik die CO2-Emission und die nut-zungsunabhängigen Abgaben dar.514  Auch hier lässt sich statistisch kein signifikanter Zusammenhang zwischen der CO2-Emission und den nutzungsabhängigen Abgaben auf den VW Golf feststellen. Der Vollständigkeit halber wurde außerdem der Zusammenhang zwischen den Gesamtabgaben auf den VW Golf und den CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr untersucht. Auch hier konnte kein signifikanter, linearer Zusammenhang festgestellt werden. Die Ergebnisse aus Kapitel 2.2 und 2.3 könnte man so deuten, dass Pkw-Halter Abgaben und Steuern bei der Kaufentscheidung eines Neuwagens wohl in Betracht ziehen; wobei selbstverständlich zu beachten ist, dass 
                                                 514  Wie in Abbildungen in früheren Kapiteln sind Länder ohne nutzungsunabhängige CO2-Abgabe rot gekennzeichnet, alle anderen Länder schwarz.  
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eine gewisse Reduktion der durchschnittlichen CO2-Emission des Flotten-bestandes allein durch technischen Fortschritt und verbesserte Effizienz von Neuwagen stattfindet. Der Einfluss des technischen Fortschritts bleibt bei diesen Betrachtungen unberücksichtigt.515 Allerdings scheinen Abgaben die tatsächliche Nutzung der Pkw kaum zu beeinflussen. Vielmehr ist offensichtlich, dass die wohlhabenderen Länder Westeuropas sehr viel höhere CO2-Emissionen aufweisen. Damit wäre die relative Abgabenlast der Bürger in Westeuropa nicht hoch genug, um tat-sächlich eine spürbare Auswirkung auf die Nutzung von Pkw zu haben. Dieses Ergebnis deckt sich mit der Analyse in Kapitel B 6.3, wo gezeigt wurde, dass die Kosten der Pkw-Nutzung in den neuen EU-Ländern relativ zum Durchschnittseinkommen um ein Vielfaches über den relativen Kosten in Westeuropa liegen.  Abb. 47: Nutzungsunabh. Abgaben und CO2-Emission 2008 

 Quelle: Eigene Berechnung, eigene Darstellung 
                                                 515  Auch soll an die Aussagekraft und Grenzen der angewandten statistischen Methodik (vgl. Kapitel B 2.1.2) insgesamt erinnert werden. 
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3  Die Deutsche Kfz-Steuerreform Mit der Änderung der Kraftfahrzeugsteuer zum 1. Juli 2009516 für erstmals in Verkehr kommende Pkw wurde in Deutschland ein lange währendes Reformvorhaben umgesetzt.517 An dieser Stelle werden Ziel und Inhalt der Neuregelung erläutert und anschließend vor dem Hintergrund der Analy-sen in diesem Abschnitt bewertet.  
3.1  Ziel und Inhalt Die neue Kfz-Steuer kombiniert die Besteuerung des Hubraumes, die – mit höheren Steuersätzen – auch vorher galt, mit einer CO2-abhängigen Kom-ponente. Dabei wird je Gramm CO2-Emissionen ab zunächst 120 g/km eine Abgabe von € 2 erhoben. Ab 2012 wird der Grenzwert der CO2-Besteu-erung bei 110 g/km und ab 2014 bei 95 g/km liegen.518 Der Hubraum wird je 100 Kubikzentimeter mit € 2 für Ottomotoren und € 9,50 für Dieselmo-toren besteuert.519 Die Neuregelung gilt zunächst nur für Neuzulassungen und nicht für Gebrauchtwagen.520  Im Ergebnis ist die neue Kfz-Steuer sehr viel stärker von den Fahrzeug-merkmalen Hubraum und Kraftstoffverbrauch abhängig als bisher, was sich auf die Besteuerung verschiedener Fahrzeugklassen auswirkt: Für ei-nen Otto-Pkw der Kleinstwagenklasse mit geringem Verbrauch (d. h. CO2-Emissionen unterhalb 120 g/km) wird nur eine jährliche Steuer von etwa € 20 erhoben, hingegen sind für ein Fahrzeug der Oberklasse mit entspre-chendem Hubraum und Verbrauch € 300 bis € 400 und mehr zu entrich-ten. Diese Form der Progression über die Fahrzeugklassen hat sich im Ver-gleich zur alten Regelung für Ottomotoren etwa verdoppelt. Bei Diesel-Pkw ist die Veränderung wegen der höheren Besteuerung des Hubraumes im Vergleich zum Benziner weniger ausgeprägt.521  
                                                 516  Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 16/11742, 16. Wahlperiode 27. 01. 2009, Ent-wurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuer und Änderung anderer Gesetze.  517  Vgl. Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 447. 518  Unter der zunächst gültigen Grenze für die Besteuerung von 120 g/km lagen im vergan-genen Jahr 6,5 % der neu zugelassenen Pkw, vgl. Kraftfahrt-Bundesamt 2009. 519  Der höhere Grundbetrag für Dieselmotoren dient zum Ausgleich der geringeren Mine-ralölsteuer auf Dieselkraftstoff. Vgl. Abb. 19 und Abb. 20. 520  KraftStG (2002). Vgl. Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 447. 521  Vgl. Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 447. 
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Es wird erwartet, dass die neue Kfz-Steuer für etwa 3 Millionen Neuzu-lassungen gelten wird, und die jährlichen Abgaben € 120 für Benziner, € 300 für Diesel und im Durchschnitt € 200 je Pkw betragen werden. Insge-samt wird keine bedeutende Veränderung der Einnahmen aus der neuen Kfz-Steuer erwartet.522  Die Novellierung der Kfz-Steuer war ausdrücklich mit der Zielsetzung ver-bunden, Anreize für eine Verminderung der CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr zu setzen. Es stellt sich also die Frage nach dem Potential dieser Abgabe, die Fahrzeugwahl der Neuwagenkäufer zu beeinflussen, sei es durch die Höhe der Steuer oder die Unterschiedliche Steuerhöhe über die Fahrzeugklassen.523  
3.2  Bewertung Die neue Kfz-Steuer soll bewertet werden im Hinblick auf das erklärte Ziel, Anreize zur Verminderung der CO2-Emission zu schaffen.  
3.2.1  Höhe der Kfz-Steuer Die jährlichen Kosten für den Golf mit Otto-Motor betragen € 124 und ca. € 200 für den Diesel, was unter den Erwartungen des Bundesfinanzminis-teriums für die Durchschnittsabgaben pro Fahrzeug liegt. Die Kfz-Steuer macht je nach Fahrzeug nur zwischen 2,21 % und 20,58 % der Gesamtabga-ben (Median: 11,50 %) in Deutschland aus, oder 0,62 % und 5,32 % der Ge-samtkosten (Median: 3,18 %). Hinzu kommt, dass in Deutschland ein großer Teil der Pkw-Neuzulassungen durch gewerbliche Halter erfolgt, deren Entscheidung eventuell weniger kostensensibel getroffen wird. Dem-gegenüber ist 90 % des Pkw-Bestandes in privaten Händen.524 Die absoluten Beträge der Steuer sind damit sehr gering, und besonders im Vergleich zu sonstigen Abgaben und Gesamtkosten fast zu vernachlässigen. Wie oben erwähnt wird auch erwartet, dass das Aufkommen der Kfz-Steuer unverändert bleiben wird; somit ist unverständlich, wie die Neuregelung der Kfz-Steuer den Kauf sparsamer Fahrzeuge fördern kann. 
                                                 522  Vgl. Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 447. 523  Vgl. Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 448. 524  In einigen anderen Ländern (Großbritannien, Belgien, Frankreich) wird daher die CO2-bezogene Besteuerung von Firmenwagen deutlich progressiver ausgelegt. Vgl. Kali-nowska/Keser/Kunert (2009), S. 449. 
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Darüber hinaus sind der Kraftstoffverbrauch und damit die CO2-Emissio-nen der neuen Pkw ohnehin rückläufig und der Hubraum stagnierend.525 Dazu hat auch die „Umweltprämie“ im Jahr 2009 beigetragen, die einen Anstieg von Pkw-Neuzulassungen der unteren Fahrzeugklassen auslöste.  
3.2.2  CO2-Reduktion Tab. 9 hat gezeigt, dass in Deutschland der CO2-abhängige Teil der Kfz-Steuer für den VW Golf nur 29 % beträgt. Deutschland liegt damit weit hin-ter dem europäischen Durchschnitt der CO2-abhängigen Komponente der Besteuerung des Besitzes.  Dies und die weiteren Analysen und Vergleiche der CO2-abhängigen Be-steuerung im europäischen Vergleich haben gezeigt, dass die CO2-orien-tierte Novellierung der Kfz-Steuer in Deutschland die CO2-Abgaben gerade mal auf den europäischen Durchschnitt gehoben hat. Damit kann kaum da-von ausgegangen werden, dass die Kfz-Steuer Kaufanreize für effizientere Fahrzeuge schafft, besonders im Hinblick auf die fast verschwindend ge-ringe Bedeutung relativ zu den Vollkosten der Pkw-Nutzung (vgl. Kapitel 6.2) und das deutsche Durchschnittseinkommen (vgl. Kapitel B 6.3). Außerdem kam die Novellierung im Juli 2009 zu spät, da die CO2-Emissio-nen der Neuzulassungen nach 2006 bereits sanken und ab 2012 die neue EU-Regelung zur Verringerung der CO2-Emissionen (siehe Kapitel C 3.5) von Personenkraftwagen526 direkt auf die Fahrzeughersteller wirken wird.527 Die Gelegenheit, eine echte CO2-Abgabe in Deutschland einzuführen, wurde damit vertan. Dies ist bedauerlich, gerade weil es zahlreiche Alternativen gegeben hätte. Zum Beispiel hätte man einen Steuertarif mit höherem oder steigendem Steuersatz je CO2-Emission einzuführen können. Mit einer Angleichung der Verbrauchsteuern auf Benzin und Dieselkraftstoff für Per-sonenkraftwagen hätte der Gesetzgeber auf die Hubraumkomponente in der Besteuerung verzichten und stattdessen die Besteuerung gänzlich und deutlicher an der CO2-Emission orientieren können.528 Damit wäre die 
                                                 525  Es ist ein Trend zu leistungsstarker Motorisierung bei vergleichsweise geringem Motor-volumen zu beobachten. Vgl. Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 449. 526  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009. 527  Vgl. Kalinowska/Keser/Kunert (2009), S. 438. 528  Vgl. Kuhfeld/Kunert (2005), S. 756 ff. 
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Steuer auch einfacher und damit verständlicher für den Konsumenten ge-worden, tatsächlich ist die aktuelle Regelung komplizierter als die Vorhe-rige. Schließlich hätte man auch überdenken können, die Kfz-Steuer durch eine Zulassungssteuer zu ersetzen. Die Zulassungssteuer hätte bei entspre-chender CO2-Komponente ein deutliches Signal für den Kauf von Fahrzeu-gen mit geringerem Verbrauch geben können.529  

                                                 529  Vgl. Kunert (2009), S. 439 ff. 
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E   Preisdiskriminierung und EU-Marktordnung Im Rahmen dieser Arbeit wird das Problem der Parallelimporte diskutiert. Dabei ist Preisdiskriminierung der Auslöser von Arbitragegeschäften und führt somit zu Parallelimporten.530 Sowohl die Gründe für die Entstehung als auch die Rahmenbedingungen zur Aufrechterhaltung von Preisunter-schieden von Kfz in Europa werden im weiteren Verlauf erläutert. Zunächst werden in Kapitel 1 ökonomische Grundlagen der Preisbildung unter Annahme von isolierten und vollständig integrierten Märkten unter-sucht. Danach betrachtet Kapitel 2 Marktpreise im europäischen Automo-bilsektor unter Berücksichtigung des theoretischen Ergebnisses integrier-ter Märkte. Kapitel 3 beschreibt den europäischen Binnenmarkt. Kapitel 4 geht auf Preisdiskriminierung im europäischen Binnenmarkt ein.  
1  Ökonomische Grundlagen der Preisbildung Zunächst ist die Marktstruktur531 im europäischen Automobilmarkt zu er-örtern, damit die Preisbildung möglichst realitätsgetreu modelliert werden kann. Anschließend wird die Preisdiskriminierung analysiert. 
1.1  Marktstruktur des europäischen Automobilmarktes Die Marktstruktur wird maßgeblich von der Anzahl der Nachfrager sowie der Anbieter bestimmt. Im europäischen Automobilmarkt lassen die hohe Zahl abgesetzter Fahrzeuge und die Tatsache, dass die meisten Zulassun-gen von Privatpersonen durchgeführt werden, keinen Zweifel daran, dass die Nachfrageseite polypolistischer Natur ist. Eine andere Struktur lässt sich bei den Anbietern beobachten; hier können elf global agierende Markt-teilnehmer isoliert werden.532 Da die Fahrzeugklassen unabhängig von-einander betrachtet werden müssen, weil sie nicht in direkter Konkurrenz zueinander stehen, und einige Hersteller nicht alle Fahrzeugklassen anbie-ten, liegt die Anzahl der Anbieter einer Fahrzeugklasse unter elf. Es gibt damit nur einige wenige Anbieter von Fahrzeugen einer Klasse in Europa, und somit handelt es sich beim Automobilmarkt um ein Angebotsoligopol. 
                                                 530 Vgl. Maskus/Chan (2000), S. 1 ff. 531 Vgl. Siebke (1999), S. 68 ff. 532 Vgl. o. V. (2001). 
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1.2  Produktdifferenzierung im Oligopol Die Preisunterschiede zwischen verschiedenen Fahrzeugmodellen und Marken innerhalb eines Landes können durch ein Oligopolmodell mit Pro-duktdifferenzierung (heterogenes Oligopol) erklärt werden. In diesem Zusammenhang führen Martin und Krouse Preisdifferenziale bei gleichen Fahrzeugklassen, z. B. zwischen einem VW Passat und einem Mercedes der C-Klasse, auf qualitative Produktdifferenzierung zurück, d. h. es werden Produkte unterschiedlicher Qualität angeboten.533 Die Qualitätsunterschie-de sind umso größer, je unterschiedlicher die Einkommen der Verbraucher in einem Markt sind, da mit steigendem Einkommen die Präferenz für Qua-lität steigt. Im Vergleich zum Oligopol534 ohne qualitative Produktdifferen-zierung zeigt die volkswirtschaftliche Theorie, dass mit dem Grad der qualitativen Produktdifferenzierung der Preis des Gutes und die Gewinne der Unternehmen steigen und die Produktion gleichzeitig sinkt.535  
1.3  Preisbildung im Oligopol Die Oligopoltheorie ist durch zahlreiche Kombinationsmöglichkeiten von Verhaltenshypothesen ein weites Feld in der Wirtschaftstheorie, dement-sprechend zahlreich sind die Veröffentlichungen zur Preistheorie im Oligo-pol.  Um die Darstellung relativ einfach zu halten, und da es hier um die Preisun-terschiede zwischen Ländern bei identischen Fahrzeugen geht, wird die Preisbildung für ein homogenes Gut abgeleitet. Darüber hinaus ist es allge-mein üblich, die Preisbildung im Automobilmarkt anhand eines Cournot-Duopols darzustellen,536 welches auch hier anhand eines von Neven und Philips entwickelten Modells herangezogen wird.537 Im Anschluss übertra-gen Neven und Philips das Ergebnis auf einen weiteren Markt mit anderen Parametern, wodurch die unterschiedliche Preissetzung deutlich wird.538 
                                                 533 Vgl. Krouse (1990), S. 291 ff. und Martin (1993), S. 172 ff. 534  Diese Ergebnisse werden in der Regel von einem Duopolmodell abgeleitet, sind jedoch direkt auf das Oligopol übertragbar.  535 Vgl. Goldberg (1995), S. 894 ff. und Mertens/Ginsburgh (1985), S. 152 ff. 536 Die Ergebnisse eines Duopols sind auch für Oligopole mit mehr als zwei Anbietern gül-tig. Vgl. Schumann/Meyer/Ströbele (1999), S. 330 ff. 537 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 135 ff. 538 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 137 ff. 
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1.3.1  Modellannahmen Das Modell zur Preissetzung basiert auf den folgenden Annahmen: 539 A1: Es werden zwei isolierte Märkte (j = 1, 2) untersucht (d. h. keine Arbitragemöglichkeit), in denen das homogene Gut q angeboten wird. A2: Beide Märkte werden von zwei Konkurrenten (i = x, y) mit identi-schen Produktionsfunktionen bedient, denen viele Nachfrager (Mengenanpasser) gegenüber stehen. Anbieter x produziert im Markt 1 und Anbieter y produziert in Markt 2. A3: Für die einzelnen Märkte werden folgende Nachfragefunktionen 
)( jj qp  angenommen:    

111 )( BqAqp −=  und           (1) 
222 )( DqCqp −=  mit A, B, C, D > 0,  wobei p als Bruttopreis (inklusive Steuern und Abgaben) zu verste-hen ist, da die Nachfrage der Konsumenten vom effektiv zu zahlen-den Betrag abhängt. Die Parameter A und C bestimmen die Lage, B und D die Steigung der Nachfragekurven.540 Ferner gilt: 

 
=

=
y

xi
jij qq  und 

=

=
2

1j
jii qq , 

wobei qj den Absatz in Markt j von Anbietern x und y bestimmt, und qi den Absatz des Anbieters i in Markt 1 und 2. A4:  Die Unternehmen haben folgende quadratische Kostenfunktion:  
22/)( iii qFqK λ+=   mit F > 0; λ ∈ R.        (2) Es werden außerdem abnehmende Grenzkosten unterstellt.541 

                                                 539 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 135. 540 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 135 ff. 541 Die Wahl einer Kostenfunktion mit abnehmenden Grenzkosten vereinfacht die Berech-nung, hat aber auf das Ergebnis keinen Einfluss. Vgl. Neven/Philips (1985), S. 137. 
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A5: Der Transport des Gutes verursacht keine Kosten. Dadurch wird unterstellt, dass der Produktionsstandort irrelevant ist und somit keine Kostenvorteile im Heimatmarkt bestehen. A6: Zwischen den Anbietern besteht eine Mengenkonkurrenz (Mengen-duopol), d. h. jedes Unternehmen wählt seine Angebotsmenge si-multan für beide Märkte aufgrund seiner Vorstellung über die Ent-scheidung des anderen Unternehmens.542 Dabei wird angenommen, dass der Konkurrent seine Angebotsmenge für eine Periode nicht verändern wird (autonome Preisstrategie).543 Im Gleichgewicht stimmen die Erwartungen beider Anbieter über das Verhalten des anderen Marktteilnehmers mit dessen tatsächlichem Verhalten überein.544  A7: Es besteht vollständige Preisinformation für die Nachfrager, d. h. es gibt keine Preisunterschiede aufgrund von Informationsdefiziten.545 
1.3.2  Preisdiskriminierung im Oligopol ohne Steuern Die oben geschilderten Annahmen ermöglichen es, ein einstufiges Zwei-Personen-Spiel mit den Anbietern als Akteure zu konstruieren. Die Strate-gie jedes Anbieters besteht in der Wahl der Angebotsmengen für beide Märkte und kann als Outputpaar q = (qi1, qi2) beschrieben werden. Ein Cournot-Nash Gleichgewicht ist dann gegeben, wenn beide Teilnehmer des Spiels die bestmögliche Strategie bei erwartetem Verhalten des anderen Teilnehmers wählen und die Vermutung richtig ist. Die optimale Strategie ist in diesem Fall, bei erwartetem Output des anderen Unternehmens die gewinnmaximale Menge anzubieten.546 Somit stehen die Anbieter vor dem Optimierungsproblem, jeweils ihren Gewinn xπ  und yπ wie folgt zu maximieren: 

2
212211 )(2/)()( xxxxx qqFDqCqBqAq +−−−+−= λπ  bzw. (3) 

2
212211 )(2/)()( yyyyy qqFDqCqBqAq +−−−+−= λπ   (4) 

                                                 542 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 135. 543 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 135 ff. 544 Vgl. Henderson/Quandt (1983), S. 215. 545 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 135 ff. 546 Vgl. Varian (1999), S. 494 ff. 
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Das heißt, der Gewinn ist der Gesamtumsatz eines Anbieters (abhängig von Verhalten des Konkurrenten) in beiden Märkten, abzüglich der Kosten bei der angebotenen Menge. Setzt man die Bedingung erster Ordnung 0/ =∂∂ iji qπ , ergibt sich: 
( )ABDBDACBDDBACSqx

22*
1 3))43()9((())((/1 −+−−++−= λλ ,       (5) 

( )ABDBDACBDDBACSqy
22*

1 3))43()9((())((/1 −+−−++−= λλ ,     (6) 
( )ABDBDACBDDBACSqx

22*
2 3))43()9((())((/1 −+−−++−= λλ ,     (7) 

( )ABDBDACBDDBACSqy
22*

2 3))43()9((())((/1 −+−−++−= λλ       (8) mit [ ]222222 3)()(43 DBDBBDDBS −+−+= λλ .547  Die Gewinne erreichen ihr Maximum, wenn die Bedingung zweiter Ord-nung 0/ 22 <∂∂ iji qπ , was für λ>0 erfüllt ist. Im Falle λ<0 muss zusätzlich 
22B<λ , D2<λ  und )/(2 DBBD +<λ  gelten.548 Die Gleichungen (5) bis (8) stellen die Reaktionsfunktionen der Anbieter für beide Märkte dar. Dies wird grafisch in Abb. 48 aufgezeigt. Dabei gibt Rxj = qxj(qyj) die Reaktionsfunktion des Anbieters x und Ryj = qyj(qxj) des An-bieters y auf Markt j wieder. Jeder Punkt auf der Reaktionsfunktion stellt die jeweils gewinnmaximale Angebotsmenge eines Produzenten in Abhän-gigkeit von der angenommen Verkaufsmengen des anderen Anbieters dar. Demnach strebt jeder Anbieter danach, einen Punkt auf seiner Reaktions-funktion zu erreichen.549  Geht man von Punkt a aus, welcher sich auf Rxj befindet, so wird bei gege-bener Angebotsmenge des Anbieters x Anbieter y sein Produktangebot so anpassen, dass er seine Reaktionsfunktion (Ryj) in Punkt b erreicht. In die-sem Fall ist Anbieter x bestrebt, sein Angebot auszuweiten, um zum Punkt c zu gelangen. Dies führt über Punkt d bis zum Gleichgewichtspunkt G. In dieser Situation befinden sich beide Unternehmen auf ihren Reaktions-

                                                 547 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 137. 548 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 137. 549 Vgl. Schumann/Meyer/Ströbele (1999), S. 33 ff. 
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funktionen, weshalb kein Anreiz zur Veränderung ihrer Angebotsmenge mehr vorliegt.550  Abb. 48: Nash-Cournot-Gleichgewicht 

 Quelle: Vgl. Schumann/Meyer/Ströbele (1999), S. 337.  Um die Gleichgewichtswerte für Markt 1 und 2 zu erhalten, muss jeweils Rxj = Ryj gelten, d. h. die Reaktionsfunktionen gleichgesetzt werden, so dass 
*

1
*
1 yx qq =  und *
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2 yx qq =  551. Daraus resultieren folgende Werte:552  
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                                                 550 Vgl. Schöler (1999), S. 170. 551  Gl. (5)-(8). 552 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 136 ff. 
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Das Cournot-Gleichgewicht stellt das Marktergebnis bei Mengenkonkur-renz dar. Nach Erreichen des beschriebenen Marktgleichgewichts steht es den Anbietern aber offen, ihre Preise ohne hohe Kosten zu verändern (Preiskonkurrenz). Anhand des hier zugrundegelegten Oligopolmodells mit Mengenkonkurrenz kann jedoch eine Preisänderung seitens der Anbieter nicht berücksichtigt werden. Dieses Problem wurde von Kreps und Sheink-mann553 durch eine zweistufige spieltheoretische Analyse untersucht. Da-bei wurde gezeigt, dass sich im Ergebnis wieder das Cournot-Gleichgewicht einstellt und somit die hier angewendete Vorgehensweise legitim ist.554 Weiter wird zur Vereinfachung 1=== λDB  gesetzt, um die Darstellung auf das Wesentliche zu reduzieren. Daraus ergeben sich folgende Gleich-gewichte: 
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22
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y

G
x

−==       (12) Um im Kapitel 1.3.3 die Steuerwirkung isoliert beschreiben zu können, werden in beiden Ländern gleiche Nachfragefunktionen unterstellt (A = C). Das Resultat ist eine identische Angebotsmenge 15/3AqGij =  bzw. 
15/3CqGij =  und ein identischer Preis 15/3AApGij −=  bzw. 

15/3CCpGij −=  auf beiden Märkten. Ökonomisch betrachtet gibt es damit keinen Grund für unterschiedliche Preise, da die Märkte vollkommen iden-tisch sind.555 
1.3.3  Gleichgewicht mit Zulassungssteuer Das beschriebene Modell kann beliebig erweitert werden. Um die Wirkung einer Zulassungssteuer abzuleiten, wird zunächst die Nachfragefunktion modifiziert. Es wird angenommen, dass nur in Markt 2 eine pauschale Steuer in Höhe von T erhoben wird; alle übrigen Bedingungen bleiben un-verändert. Die Nachfragefunktion kann nun durch 222 )( DqTCqp −−=  
                                                 553 Vgl. Kreps/Scheinkman (1983), S. 326 ff. Vgl. Neven/Philips (1985), S. 148. 554 Vgl. Varian (1994), S. 303 ff. 555 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 135 ff. 
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beschrieben werden, was einer Parallelverschiebung der Nachfragefunkti-on in Richtung Ursprung in Höhe von T entspricht. p ist in diesem Fall der Nettopreis, folglich ist Tp +  der Bruttopreis. Übertragen auf Gleichung (11) und (12) können die gleichgewichtigen Angebotsmengen durch  
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ATC
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−−==      (14) beschrieben werden.556 Um einen Vergleich mit dem Ergebnis ohne Steuern zu ermöglichen, wird auch hier A = C gesetzt. Die gleichgewichtigen Outputmengen sind für die-sen Fall nicht mehr identisch. Auf Markt 1 wird die Menge 
15/)3(1 TAqGi +=  und auf Markt 2 15/)43(2 TAqGi −=  angeboten. Folglich sinkt G

ijq  in Markt 2, wo die Steuer erhoben wird, bedingt durch eine hö-here Preiselastizität der Nachfrage,557 um 15/4T  und steigt im Markt 1 um 
15/T . In Summe nimmt damit die Versorgung beider Märkte um 15/3T  ab. In diesem neuen Gleichgewicht ergibt sich ein Nettopreis von 

15/15/31 TAApGi +−=  und 15/1115/32 TAApGi −−= . Dies bewirkt einen Rückgang des Nettopreises um 15/11T  in Markt 2 und einen Anstieg in Höhe von 15/T  in Markt 1. Beim Betrachten des Bruttopreises )( b
ijp  fällt auf, dass in Markt 2 b

ip 2  mit 15/415/32 TAApbGi +−=  auf einem höheren Niveau liegt als ohne Steuern. In Markt 1 werden keine Steuern erhoben, daher sind hier der Brutto- und Nettopreis identisch ( 11 i
b
i pp = ). Die Änderungen der Angebotsmengen lassen sich anhand der Grenzerlöse erklären. Im Gleichgewicht müssen auf beiden Märkten identische Grenzer-löse vorliegen. Jeder Produzent muss sich entscheiden, welcher Anteil der Produktion auf welchem Markt angeboten wird. Da keine Transportkosten und identische Produktionsfunktionen unterstellt werden, wirken sich diese Faktoren nicht auf die Entscheidung des Anbieters aus, auf welchem 

                                                 556 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 137 ff. 557 Vgl. Fess (1997), S. 406 ff. 
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Markt er sein Produkt anbietet. Er wird stets den Markt mit dem höheren Grenzerlös wählen. Durch die Einführung der Steuer sinkt der Grenzerlös (auf den Nettopreis bezogen) im Markt 2. Bei abnehmenden Grenzkosten wird somit das Angebot in diesem Markt gesenkt und im Markt 1 erhöht. Demzufolge gleichen sich die Grenzerlöse der beiden Märkte an und befin-den sich danach, bei den Mengen G
iq 1  und G

iq 2 , wie in den Gleichungen (13) und (14) dargestellt, wieder im Gleichgewicht.558 Abb. 49 illustriert die gleichgewichtigen Preise und Mengen für die Fälle mit und ohne Zulassungssteuer, dabei wird A=C=6 und B=D=λ gesetzt. Die oben beschriebenen Zusammenhänge werden dadurch quantitativ ver-deutlicht.  Abb. 49: Marktergebnisse für A=C=6 und B=D=λ=1  Markt 1 Markt 2 Angebotsmenge (qj) für T=0 2,40 2,40 Angebotsmenge (qj) für T=2 2,67 1,33 Nettopreis (pj) für T=0 4,80 4,80 Nettopreis (pj) für T=2 4,93 3,33 Bruttopreis (pbj) für T=2 4,93 5,33 Quelle: Eigene Berechnung in Anlehnung an Neven/Philips (1985), S. 139 ff. 
Im Bezug auf die Besteuerung von Kfz würde dies bedeuten, dass in einem Land mit relativ hohen steuerlichen Belastungen die Fahrzeughersteller einen etwas niedrigeren Nettopreis ansetzen werden als in einem Land mit nur sehr geringen Steuern. Damit würde ein Teil der Steuerlast in einem Land nicht vollständig vom Endverbraucher getragen, sondern auch zum Teil von den Automobilherstellern, die ihre Preissetzung entsprechend an-passen müssen. 
                                                 558 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 138 ff. 
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1.3.4  Auswirkungen weiterer Belastungskomponenten auf die 
Nettopreise Neben den Abgaben beim Kauf und beim Inverkehrbringens (Zulassungs-steuer, -gebühr, Umsatzsteuer, Importzoll) eines Fahrzeuges können auch andere Gründe vorliegen, die zur Preisdiskriminierung führen. Trotz eines theoretisch homogenen Fahrzeuges können die Konsumenten 

unterschiedliche Präferenzen für das heimische und das importierte Pro-dukt aufweisen. Es ist durchaus vorstellbar, dass der Nachfrager in Deutschland für einen VW eine höhere Zahlungsbereitschaft zeigt als für einen aus Frankreich stammenden Peugeot; das entsprechende könnte für den französischen Verbraucher gelten. Dies hat zur Folge, dass aus der Sicht des inländischen Produzenten die Preiselastizität der Nachfrage im Ausland höher ist als im Inland. Dadurch kann der Hersteller in seinem Heimatland einen höheren Preis verlangen als im Ausland und eine höhere Produzentenrente abschöpfen.559 Unterschiedliche Nettopreise können auch dann entstehen, wenn bei der Überführung eines Fahrzeuges von einem Land in das Andere Transport-
kosten anfallen. Dies wirkt ökonomisch wie ein Importzoll und hat eben-falls zur Folge, dass die Hersteller im Heimatmarkt einen höheren Preis for-dern können.560 Zwischen Ländern mit unterschiedlichen Währungsräumen und ohne fes-ten Wechselkurs können Preisunterschiede durch Schwankungen der De-visenkurse entstehen. Die Hersteller setzen üblicherweise ihre Preise für einen gewissen Zeitraum fest und passen sie nicht jeder Kursänderung an. Wenn innerhalb dieser Zeitspanne die Währung des Auslandes im Verhält-nis zur inländischen Währung abgewertet wird, so wird, in inländischer Währung betrachtet, das inländische Fahrzeug im Ausland günstiger ange-boten.561 Im Rahmen dieser Untersuchung ist die Wechselkursproblematik vernachlässigbar, da innerhalb der Europäischen Währungsunion (EWU) nur noch in Euro bezahlt wird und keine wesentlichen Wechselkurs-schwankungen zu anderen Währungen in Europa zu beobachten sind.562 
                                                 559 Vgl. Kirmann/Schueller (1990), S. 69 ff. 560 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 140 ff. 561 Vgl. Kirmann/Schueller (1990), S. 81 ff. 562 Vgl. EZB (2002), S. 97 ff. 
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Um durch Preisdifferenzierung einen höheren Gewinn zu erzielen, müssen unterschiedliche Preiselastizitäten der Nachfrage vorliegen. Diese werden z. B. durch die unter C 1.3.2 beschriebene Zulassungssteuer verursacht, oder sie können dadurch entstehen, dass in unterschiedlichen Ländern un-terschiedliche Nachfragekurven vorliegen. Gerade bei unterschiedlichen Einkommensstrukturen kann dies erwartet werden.563  
2  Marktpreise im europäischen Automobilsektor Es wurde theoretisch anhand des Modells gezeigt, dass Steuern einen Ein-fluss auf die Nettopreise ausüben und somit Preisdifferenzierungen zwi-schen Märkten ohne oder mit geringen Arbitragemöglichkeiten begründen können. In diesem Kapitel soll anhand der Analyse der Steuerhöhe in Euro-pa überprüft werden, ob ein Zusammenhang mit den Fahrzeugpreisen tat-sächlich zu beobachten ist. Dies geschieht zunächst exemplarisch anhand zweier ausgewählter Länder und einer statistischen Analyse. In einem Ex-kurs wird auch der Zusammenhang zwischen der Besteuerung von Kraft-stoff und Nettobenzinpreisen untersucht.  
2.1  Exemplarischer Vergleich zweier Länder Als Beispiel soll der Vergleich von Dänemark und Österreich dienen. Öster-reich hat zwar ein geringeres Pro-Kopf-Einkommen als Dänemark. Däne-mark liegt in Europa an dritter Stelle beim pro Kopf Einkommen, Öster-reich an siebter, damit gehören beide Länder zu den wohlhabenderen Län-dern Europas.564 Die fiskalische Belastung auf Pkw beim Erwerb und dem Inverkehrbringen ist zwischen diesen Ländern aber höchst unterschied-lich.565 Wie aus Kapitel B 3.3.3 ersichtlich wird, beträgt die Zulassungs-steuer für einen VW Golf in Dänemark € 2.698 und in Österreich nur € 168. Demzufolge wäre zu erwarten, dass der Nettopreis für das untersuchte Modell in Dänemark niedriger sein sollte als in Österreich. Dies wird in Tab. 4 bestätigt. Der Nettopreis für die untere Mittelklasse liegt in Österreich ca. 16,9 % über dem Nettopreis in Dänemark.566 
                                                 563 Vgl. Verboven (1996), S. 261 ff. und Mertens/Ginsburgh (1985), S. 153 ff. 564 Vgl. IEA (2009). 565 Vgl. hierzu Kapitel B 3. 566  Vgl. Europäische Kommission (2009b). 
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2.2  Einfluss von Abgaben auf Nettofahrzeugpreise Im Hinblick auf den Einfluss von Steuern auf den Nettofahrzeugpreis wur-den die folgenden Zusammenhänge statistisch untersucht: 
• Der Zusammenhang zwischen den absoluten Abgaben beim Erwerb (bestehend aus Umsatzsteuer beim Kauf, Zulassungsgebühren und Zulassungssteuer) und dem Nettokaufpreis. 
• Der Zusammenhang zwischen den absoluten Abgaben (bestehend aus Abgaben bei Erwerb, Besitz und Nutzung von 15.000 km pro Jahr) und dem Nettokaufpreis. Dabei wurden für ausgewählte Fahrzeuge aus allen Fahrzeugklassen je-weils die absoluten Abgaben beim Erwerb sowie der Nettokaufpreis in je-dem Land ermittelt. Damit konnten die wesentlichen Kennzahlen der Kor-relation für die ausgewählten Fahrzeugmodelle berechnet werden, nämlich die Steigung der Trendgeraden β und das Bestimmtheitsmaß R2. Diese Kennzahlen sind in Abb. 50 zusammengefasst. Wie aus dieser Tabelle hervorgeht, ist für jedes Fahrzeug der Zusammen-hang zwischen Abgaben bei Erwerb und Nettokaufpreis negativ, d. h., der Nettokaufpreis ist geringer, je höher die Abgaben beim Erwerb sind. Ge-nauso verhält es sich mit dem Zusammenhang zwischen Gesamtabgaben und Nettokaufpreis. Außerdem erkennt man, dass im Durchschnitt der Einfluss der Gesamtabgaben auf die Nettopreise – ausgedrückt durch β2 – nicht so hoch ist, und damit nicht so stark ist wie β1, d. h. der Zusammen-hang zwischen Nettokaufpreis und Abgaben auf den Erwerb.  Dieses Ergebnis überrascht nicht, da die Gesamtabgaben im Vergleich zu den Abgaben auf den Erwerb im Wesentlichen die Abgaben auf die Nutzung (d. h. Besteuerung von Kraftstoff) beinhalten, welche nicht den Kaufpreis beeinflussen sollten, sondern vielmehr die durchschnittlich gefahrenen Kilometer in einem Land, oder die Entscheidung für einen sparsamen Pkw beim Neukauf.  Diese linearen Zusammenhänge konnten zwar nicht bei einem Signifikanz-niveau von 5 % bestätigt werden, jedoch ist zu erwarten, dass bei einer komplexeren statistischen Analyse (z. B. durch Berücksichtigung mehrerer 
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Variablen, nicht-linearer Zusammenhänge, und/oder Analysen von Zeitrei-hen) sich eine solche Korrelation belegen lassen würde.  Abb. 50: Nettokaufpreis und Abgaben bei Erwerb 
Fahrzeug Abgaben auf Erwerb vs. Nettopreis Gesamtabgaben  vs. Nettopreis β1 (%) R21 (%) β2 (%) R22 (%) smart fortwo coupé 1.0 mhd -51.5 4.9 -18.6 1.6 smart fortwo coupé 0.8 cdi  -76.1 5.8 -33.4 3.0 Fiat 500 1.2 8V Pop -32.8 3.8 -14.4 1.6 Fiat 500 1.3 JTD Multijet -61.2 7.4 -29.6 4.4 VW Polo 1.2 Trendline -17.6 1.4 0.2 0.0 VW Polo 1.6 TDI Trendline -34.1 3.1 -10.7 0.8 VW Golf 1.6 Trendline -27.0 4.7 -11.2 1.4 VW Golf 2.0 TDI Comfortline -46.4 9.9 -30.7 7.0 VW Passat 1.6 Trendline -18.4 3.2 -13.5 2.6 VW Passat 2.0 TDI Trendline -22.8 4.2 -20.7 4.9 Audi A4 2.0 TFSI Attraction -20.8 3.7 -17.6 3.3 Audi A4 2.0 TDI Attraction -27.1 4.6 -24.7 5.1 BMW 530d Lifestyle -11.0 1.9 -13.2 3.2 Mercedes S 350 7G -3.9 0.5 -4.8 0.8 Mercedes ML 350 -17.3 6.4 -16.3 6.9 Mercedes ML 300 CDI -29.0 11.7 -26.5 12.5 Porsche 911 Carrera Coupé -21.0 2.4 -23.1 3.2 
Durchschnitt -30.5 4.7 -18.2 3.7 Quelle: Eigene Berechnung, eigene Darstellung 

2.3  Exkurs: Einfluss von Abgaben auf Benzinpreis Analog zu Kapitel E 2.2 wurde außerdem die statistische Korrelation zwi-schen nutzungsabhängigen Abgaben (bestehend aus der Umsatzsteuer und Abgaben auf Mineralöl, jeweils für Benzin und Diesel) auf den Nettopreis von Benzin- und Dieselkraftstoff untersucht.  

205



 

 

 

In Europa reicht die relative Bandbreite der Benzin- bzw. Dieselnettopreise vom europäischen Durchschnittspreis von 83.4 % bis 115.4 % (Benzin) und von 86.3 % bis 144.5 % (Diesel).567 Im Ergebnis ließ sich jedoch mit dem angewandten statistischen Modell keine signifikante Korrelation zwischen Nettopreisen und Abgabenhöhe feststellen. Auch hier ist jedoch zu erwarten, dass komplexere statistische Analysemodelle, die unter anderem andere Einflussfaktoren berücksichti-gen können (z. B. Kosten des Transport von Kraftstoff, Bevorratung, Betrieb von Tankstellen, Wettbewerb etc.), eine gewisse Korrelation belegen wür-den.  
3  Parallelimporte im integrierten EU-Binnenmarkt Zu den elementaren Zielen der EU zählt die Schaffung eines integrierten Marktes. Darunter fällt der freie Warenverkehr,568 d. h. die Möglichkeit, Gü-ter überall in der EU zu erwerben und ohne staatliche Behinderung in an-dere Länder zu transportieren. Im Folgenden werden die Effekte erläutert, die selbst im freien Warenverkehr Preisunterschiede auf dem Automobil-markt auslösen und zu Arbitrage führen.  
3.1  Begründung Zentrale Voraussetzung der Preisdiskriminierung ist die Trennung von Märkten. Lässt man aber den Handel zu, treten Arbitrageure auf den Markt und nutzen Preisunterschiede aus. Ein Gut wird dort gekauft, wo es günsti-ger ist, und in einem Markt mit einem höheren Preis wieder verkauft. Dabei kann, unter Vernachlässigung der Arbitragekosten, die Preisdifferenz als Gewinn des Arbitrageurs angesehen werden. Solange ein positiver Gewinn durch die Arbitrage erwirtschaftet wird, treten in einem vollkommenen Markt so viele Arbitrageure hinzu, die sich nach und nach unterbieten, bis die Preisdifferenz aufgebraucht ist. Dies bewirkt eine Nachfrageverschie-bung vom Hochpreisland zum Niedrigpreisland, wodurch der Preis im ers-teren sinkt und im letzteren steigt. Falls Arbitragekosten anfallen, lohnt 
                                                 567  Siehe Abb. 21 Abb. 19 und Abb. 20. 568 Vgl. Vertrag zur Gründung der europäischen Gemeinschaft (EG), Artikel 25 ff. und Vertrag zur Gründung der europäischen Union, Artikel 2. 
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sich eine Arbitrage nur so lange, bis die Höhe der Kosten dem Preisunter-schied zwischen den Ländern entspricht.569 Dies ist im Automobilmarkt zu beobachten, da für die Marktteilnehmer die Möglichkeit besteht, ein z. B. aus Deutschland nach Dänemark exportiertes Fahrzeug in Dänemark zu einem günstigeren Preis als in Deutschland zu erwerben und wieder nach Deutschland einzuführen (Parallelimport).  Zur Veranschaulichung wird dieser Effekt anhand eines einfachen Mono-polmodells erläutert. Die Abweichung vom Duopol ist in diesem Fall ir-relevant, weil die auftretenden Effekte des Monopols auf ein Duopol bzw. Oligopol übertragbar sind.570 Weiterhin wird angenommen, dass konstante Grenzkosten (GK) vorliegen, und keine Arbitrage möglich ist. Abb. 51 stellt die Märkte 1 und 2, sowie den aus der Integration dieser Märkte resul-tierenden Markt I dar. Dargestellt sind sowohl die Nachfragekurven 
)( jj qp  der Konsumenten mit ),2,1( Ij =  als auch der Grenzerlös (GE) und die Grenzkosten des Monopolisten. Gemäß der Bedingung GEGK =  in den Märkten 1 und 2 bietet der Monopolist die jeweiligen Angebotsmengen 

jq  an. Dadurch ergeben sich die Preise 1p  und 2p . Aufgrund der niedri-geren Preiselastizität der Nachfrage auf Markt 1 ist 12 pp < . Wenn keine Arbitrage zwischen den Märkten möglich ist, kann der Monopolist unter-schiedliche Preise durchsetzen und seinen Gewinn maximieren.571 Ein Integrieren beider Märkte kann durch die Aggregation der Nachfra-gekurven dargestellt werden. Die Grenzerlöskurve IGE  hat folglich keinen stetigen Verlauf. Die optimale Angebotsmenge liegt für den integrierten Markt bei Iq  und der dazugehörige Preis bei Ip . Es lässt sich somit ablei-ten, dass der Preis im integrierten Markt zwischen den Preisen 1p  und 2p  liegt und sich die Menge in Teilmarkt 2 verringert, in Teilmarkt 1 dagegen erhöht.572 Damit findet keine Arbitrage statt. 
                                                 569 Vgl. Siebert (1994), S. 17 ff. 570 Vgl. Neven/Philips (1985), S. 134. 571 Vgl. Schumann/Meyer/Ströbele (1999), S. 284 ff.  572 Vgl. Schumann/Meyer/Ströbele (1999), S. 286. 
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Abb. 51: Preisbildung in isolierten und integrierten Märkten 

 Quelle: Vgl. Schumann/Meyer/Stöbele (1999), S. 286. 
3.2  Praktische Umsetzung  Bei einem Automobil handelt es sich um ein technisches Gut, welches be-sondere Sicherheits- und Umweltanforderungen erfüllen muss. Die Bedin-gungen für den Import oder die Zulassung zwischen den Ländern vari-ierten in der Vergangenheit sehr stark und verursachten nicht selten zu-sätzliche Kosten. Vor der Zulassung von Gebraucht- und Neuwagen musste in Deutschland beispielsweise eine Einzelabnahme des Fahrzeuges durch den Technischen Überwachungsverein (TÜV) erfolgen. Dabei war es keine Seltenheit, dass an den Fahrzeugen aufwendige Veränderungen vorgenom-men werden mussten, um den landesspezifischen Bestimmungen zu genü-gen. Dies konnte mehrere tausend Euro kosten, wodurch der Preisvorteil des Reimports verringert wurde.  Inzwischen gibt es eine EU-Typengenehmigung, die der Hersteller für jeden Fahrzeugtyp beantragen kann. Dadurch hat der Endverbraucher die Mög-lichkeit, Fahrzeuge mit solch einer Genehmigung ohne erneute landes-spezifische Prüfung innerhalb der EU anzumelden.573 Die tatsächliche Überführung nach Deutschland wird mit einem Kurzzeit-kennzeihen durchgeführt. Zur Zulassung werden schließlich von den deut-
                                                 573 Vgl. Schwarz (1997) und VDA (2002a), S. 214. 
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schen Behörden die übliche Versicherungsdoppelkarte, die EU-Typenge-nehmigung sowie die Originalrechnung benötigt. Somit hält sich der be-hördliche Aufwand der Fahrzeugüberführung und -anmeldung in Grenzen. Das Zulassungsverfahren kann aber von Land zu Land sehr unterschiedlich sein.574 Der Parallelimport erfordert Transparenz und Vergleichbarkeit der Fahr-zeugpreise in Europa, da nur so Konsumenten die finanziellen Vorteile des Parallelimports beurteilen können. Der Preisvergleich ist in der Praxis durch unterschiedliche Fahrzeugausstattungen in der Basisversion eines Fahrzeugs und Preisunterschiede für Sonderausstattungen oft sehr schwie-rig oder nur unter gewissem Zeitaufwand möglich.575 Dies liegt daran, dass Fahrzeuge in jedem Land an die Wünsche der Endkunden angepasst wer-den. Beispielsweise legen skandinavische Verbraucher mehr Wert auf die Sicherheitsausstattung, weshalb Fahrzeuge in diesen Ländern bereits in der Basisversion mit Antiblockiersystemen, Antriebsschlupfregelungen oder zusätzlichen Airbags ausgestattet sind. Im Gegensatz dazu ist, auf-grund der hohen Temperaturen, bei Konsumenten in südeuropäischen Ländern, die Nachfrage nach Klimaautomatik, getönten Scheiben oder Son-nendächern höher. Bei der Wahl bestellbarer Extras können auch große Preisunterschiede auftreten. Der Parallelimport kann durch einen Händler organisiert oder privat durchgeführt werden. Die Inanspruchnahme eines Importeurs ist für den Endverbraucher der übliche Weg, da ein Reimporteur größere Mengen von seinem ausländischen Lieferanten abnimmt und es ihm daher möglich ist, bessere Konditionen als eine Einzelperson durchzusetzen. Der Reim-porteur bestellt auch Fahrzeuge in der vom Endverbraucher gewünschten Ausstattung. Daneben übernimmt er i. d. R. alle Formalitäten bis zur An-meldung des Fahrzeuges am Wohnsitz des Endabnehmers. Weitere Vor-teile bestehen darin, dass ein Kaufvertrag zwischen dem Importeur und dem Endkunden vorliegt und somit aus Sicht des Konsumenten das heimische Recht Anwendung findet, und dass das Geschäft in der Sprache des Endkunden abgewickelt werden kann. Aus diesen Gründen bean-spruchen die meisten Käufer einen gewerblichen Händler, der die Forma-
                                                 574 Vgl. Schmalenberg (2002).  575 Vgl. o.V (2002b). 
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litäten und den Transport übernimmt. Lediglich in grenznahen Regionen ist ein hoher Anteil privater Reimporte zu beobachten.576 
4  Wettbewerbsbeschränkungen im integrierten EU-

Binnenmarkt Unter Gliederungspunkt E 3.1 wurde beschrieben, dass Preisdiskriminie-rung nur bei isolierten Märkten möglich ist, weil dann keine Arbitrage stattfinden kann. Im weiteren Verlauf wird erörtert, weshalb im euro-päischen Automobilmarkt trotzdem Preisdiskriminierung zu beobachten ist. In diesem Zusammenhang sind die wettbewerbsrechtlichen Rahmenbe-dingungen von großer Bedeutung. 
4.1  Wettbewerbsbeschränkungen im europäischen 

Wettbewerbsrecht Die Artikel 101 ff. des Vertrags über die Arbeitsweise der europäischen Union (AEU-Vertrag) legen die Wettbewerbsregeln der EU fest.577 Darin gilt nach Artikel 101 (1) AEU-Vertrag das Kartellverbot, das prinzipiell alle wettbewerbsbeschränkenden Maßnahmen untersagt.  Es ist jedoch gemäß Artikel 101 (3) AEU-Vertrag möglich, Unternehmen oder Branchen von dieser Regelung auszunehmen und Wettbewerbsbe-schränkungen zuzulassen. Dabei müssen mehrere Bedingungen erfüllt sein. Mit der Freistellung muss entweder eine Verbesserung der Produktion bzw. der Versorgung einhergehen, oder es muss sich um Maßnahmen zur Förderung des technischen bzw. wirtschaftlichen Fortschritts handeln. In beiden Fällen muss außerdem der Verbraucher in angemessener Weise von der Wettbewerbsbeschränkung profitieren. Drittens muss die Wettbe-werbsbeschränkung zwingend notwendig sein, um die beabsichtigten Ziele zu erreichen, und sie darf den Wettbewerb nicht im wesentlichen Umfang ausschalten. Die Durchführung erfolgt mittels Einzelfreistellungen, die einzelne Verträge vom Kartellverbot ausnehmen, oder anhand von Grup-
                                                 576 Vgl. Schwarz (1997), S. 5 ff. 577  Ehemals Artikel 81 ff. des Vertrages zur Gründung der europäischen Gemeinschaft (EG) (EGV). 
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penfreistellungen, die einer gesamten Branche wettbewerbsbeschränkende Maßnahmen erlauben.578  
4.2  Freistellung des Automobilsektors vom Kartellrecht Aufgrund der genannten Regelung in Artikel 101 AEU-Vertrag häuften sich Einzelfreistellungsanträge bei der EU-Kommission, weshalb sie sich ge-zwungen sah, im Jahr 1985 eine Gruppenfreistellungsverordnung (GVO) für die Automobilbranche (GVO-1985) zu erlassen.579 Die GVO wurde seit-dem einige Male erneuert: 

• Verordnung (EG) Nr. 1475/95 (GVO-1995),580 
• Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 (GVO-2002),581 und 
• Verordnung (EU) Nr. 461/2010 (GVO-2010).582  Ab dem 1. Juni 2013 gilt die Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung583 (Schirm-GVO) für vertikale Vereinbarungen über den Bezug, Verkauf oder Weiterverkauf neuer Kraftfahrzeuge.584 Im Folgenden werden die rechtlichen Grundlagen der Verordnungen erläu-tert, die wesentlichen Elemente der Gruppenfreistellungsverordnungen dargestellt und deren Einfluss auf die Automobilindustrie diskutiert. Da die GVO-1985 und GVO-1995 im Wesentlichen die gleichen Grundkon-zepte beinhalten,585 wird auf eine detaillierte Darstellung der GVO-1985 verzichtet und in E 4.2.2 lediglich ausgewählte wesentlichen Unterschiede zu GVO-1995 erläutert. 

4.2.1  Begründung der Gruppenfreistellungsverordnung Die Europäische Kommission betrachtet die Bedingungen für eine Freistel-lung des Automobilsektors von Artikel 81 (EG) als erfüllt, da argumentiert 
                                                 578 Vgl. AEU-Vertrag, Artikel 101 ff. 579 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 123/85, Hattaβ (2006), S. 81 und Creutzig (1993), S. 55 ff. 580 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1475/95. 581  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1400/2002. 582  Vgl. Verordnung (EU) Nr. 461/2010. 583  Vgl. Verordnung (EU) Nr. 330/201. 584  Vgl. Verordnung (EU) Nr. 461/2010, Artikel 3. 585  Vgl. Hattaβ (2007), S. 84. 
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wird, dass die Gruppenfreistellungsverordnung insgesamt zu verbesserter Effizienz, geringeren Kosten und besserer Versorgung der Verbraucher führen kann. Dies wird im Wesentlichen mit zwei Argumenten begrün-det.586  Die GVO fördert die Auslastung von Fachbetrieben, die so leichter in der Lage sind, das hohe Maß an Fachwissen (effizienter) zu entwickeln, das zur Wartung von Pkw und zur Beratung beim Verkauf eines Pkw erforderlich ist. Pkw werden technisch immer komplexer und verschiedene Marken zeichnen sich durch unterschiedliche Merkmale aus, was starke Speziali-sierung der Fachbetriebe erfordert, um qualitativ hochwertige Dienstleis-tungen anbieten zu können. Darüber hinaus müssen bei einem beweglichen Wirtschaftsgut wie einem Pkw gerade die Wartungsdienstleistungen flä-chendeckend zur Verfügung stehen. Ein Mangel an zuverlässigen und spe-zialisierten Kfz-Fachbetrieben europaweit könnte zu einer erhöhten Anzahl von Unfällen im Straßenverkehr und somit zu einer Gefährdung aller Ver-kehrsteilnehmer führen. Zweitens soll die höhere Auslastung der Fachbetriebe dank der GVO deren Effizienz verbessern. Der Vertrieb und vor allem die Wartung von Automo-bilen ist sehr kapitalaufwendig für Kfz-Verkaufsstellen, Kundendienste so-wie Ersatzteileversorger, beispielsweise da spezielle Werkstattausstat-tungen für bestimmte Modelle benötigt werden.587 Doch auch der Vertrieb ist sehr kostenintensiv. Nach Angaben der Automobilindustrie entstehen im Vertrieb mehr als 35 % der Kosten eines Fahrzeuges.588 Eine hohe Aus-lastung der Fachbetriebe wird angestrebt, um die Kosten der Dienstleis-tung für den einzelnen Kunden zu verringern.  
4.2.2  GVO-1995 Um die oben genannten Ziele zu erreichen, erlaubte die GVO-1995 den Au-tomobilherstellern unter anderem den selektiven und exklusiven Vertrieb ihrer Fahrzeuge.  
                                                 586  Vgl. Flohr/Hero (2003). S. 56.  587 Vgl. Creutzig (1993), S. 56 ff. 588 Vgl. Dudenhöffer (2000), S. 1081. 
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4.2.2.1  Inhalt Beim selektiven Vertrieb wählt der Automobilhersteller die Händler, die seine Fahrzeuge an den Endkunden veräußern, selbst und gezielt aus. Die Selektion kann zum einen qualitativ erfolgen, wobei nur solche Händler mit der Distribution betraut werden, die bestimmte Qualitätsanforderungen erfüllen. Dazu zählen vor allem die Gewährleistung von Service und Bera-tungsleistungen. Auf diesem Wege soll für die notwendige Qualität und Sicherheit im Automobilvertrieb gesorgt werden. Es ist aber auch eine quantitative Selektion zu beobachten, bei der der Hersteller nur eine be-stimmte Anzahl von Vertriebspartnern zulässt, ungeachtet der qualitativen Eignung weiterer Automobilhändler. Dies wurde mit den hohen Kosten des Verkaufs und der Wartung und der deshalb notwendigen Auslastung der Händler begründet.589  Die exklusive Vertriebsstrategie beinhaltet die Unterteilung des Marktes in einzelne Vertriebsgebiete. Jedem Händler wird ein Gebiet zugeordnet, in dem er tätig sein darf. Der Vertrieb an Händler außerhalb des Vertriebsge-bietes ist nicht erlaubt. Sie beinhaltet auch, dass der Händler außerhalb seines Vertriebsgebietes nicht personalisiert werben darf. Die Händler pro-fitierten zwar von der begrenzten Konkurrenz in ihrem Gebiet (Gebiets-schutz), konnten aber auch nicht mögliche Absatzchancen außerhalb ihres Gebiets nutzen.590  Die GVO-1995 erlaubte den selektiven als auch exklusiven Vertrieb. Diese Vertriebsrechte verliehen den Herstellern ein hohes Machtpotential, wel-ches von allen großen Herstellern in Anspruch genommen wurde.591 Die beschriebenen Vertriebsstrategien wurden durch Verbote von Fahr-zeugverkäufen an andere Händler („Außenseiter“) durchgesetzt.592 Ein sol-ches Verbot ist elementar für die Preisdiskrimminierung und war auch be-reits in der GVO-1985 möglich, wodurch sich kein ausgeprägter Wettbe-werb innerhalb einer Marke entwickeln konnte.593 
                                                 589 Vgl. Dudenhöffer (2000), S. 1085. 590 Vgl. Bender (1995). S. 148 ff. 591  Vgl. Hattas (2007), S. 83. 592 Vgl. Dudenhöffer (2000), S. 1085 ff. 593  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1475/85, Artikel 5 und Hattas (2007), S. 83. 
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Die GVO-1985 hatte den Herstellern das Recht eingeräumt, über Alleinver-triebsvereinbarungen auf Markenexklusivität zu bestehen, d. h. der Händler musste auf den Vertrieb mehrerer Marken verzichten.594 GVO-1995 ge-stattete zwar den Händlern den Mehrmarkenvertrieb, aber dies fand in der Realität kaum statt, weil die Hersteller von Händlern fordern konnten, Ver-kaufsräume zweier Marken räumlich und personell zu trennen.595  Die Produzenten waren auch deshalb in einer viel stärkeren Verhandlungs-position als ihre Vertriebspartner, da sie Händlern kündigen konnten. Dies war zwar nur aufgrund einer notwendigen Umstrukturierung des Ver-triebsnetzes möglich, aber die mangelnde Konkretisierung dieses Krite-riums erlaubte den Herstellern eine weite Auslegung.596 Der Handel wurde aus diesem Grund indirekt gezwungen, die Forderungen der Automobil-produzenten zu erfüllen.  Um den Missbrauch der GVO zu verhindern, war in der Verordnung eine schwarze Liste von explizit untersagten Tatbeständen aufgeführt. So durfte beispielsweise ein EU-Bürger innerhalb des Binnenmarktes nicht daran ge-hindert werden, ein Fahrzeug selbst oder über einen Mittler zu erwerben. Somit war eine Behinderung des privaten Imports, nebst Reimport, seitens der Händler und Hersteller ausdrücklich verboten.597 
4.2.2.2  Wesentliche Unterschiede zur GVO-1985 Trotz der Wettbewerbsbeschränkenden Rechte, die die GVO den Herstel-lern einräumte, zielte die GVO-1995 im Vergleich zur GVO-19985 darauf ab, den Wettbewerb und die Marktmacht der Händler und Kunden zu erhöhen. Die wesentlichen Veränderungen zur GVO-1985 sind: 

• Aufhebung der Markenexklusivität: GVO-1995 gab den Händlern das Recht auf den Vertrieb mehrerer Marken, was in der GVO-1985 noch von den Herstellen verhindert werden konnte. Der Vertrieb mehrere Marken war jedoch nur unter der Voraussetzung der per-sonellen und räumlichen Trennung der Verkaufsräume möglich.598 
                                                 594  Vgl. Hattas (2007), S. 83. 595 Vgl. Europäisches Parlament (2001), S. 2. 596 Vgl. Europäische Kommission (1995b), S. 21 ff. 597 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1475/95 (1995), Art. 4 ff. 598 Vgl. Europäisches Parlament (2001), S. 2. 
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Diese Voraussetzung schränkte faktisch das Recht der Händler, mehrere Marken zu vertreiben, wieder deutlich ein.  
• Stärkung der unabhängigen Ersatzteilehersteller: GVO-1995 eröff-nete markenfremden Ersatzteileherstellern die Möglichkeit, Ver-triebsgesellschaften zu beliefern und ihre Produkte mit einem Mar-kenzeichen zu versehen, wenn sie den Qualitätsstandard der Her-steller erfüllten.599 
• Stärkung unabhängiger Werkstätten: GVO-1995 untersagte es den Herstellern, unabhängigen Werkstätten notwendige technische In-formation vorzuenthalten.600 
• Stärkung des Parallelimports: GVO-1995 untersagte ausdrücklich die Behinderung von nicht kommerziellem Reimporten.601  

4.2.2.3  Auswirkung In Abschnitt E 1.3 wurde erläutert, dass Marktteilnehmer in einem inte-grierten Markt bei unterschiedlichen Preisen die günstigen Produkte nach-fragen und sich so die Preise angleichen. Im Folgenden soll untersucht wer-den, inwiefern dieser Mechanismus durch den Automobilvertrieb im Rah-men der GVO-1995 zum Tragen kommen konnte.  Aufgrund der weiterhin erlaubten vertikalen Wettbewerbsbeschränkung konnten die Automobilproduzenten Netto- und Endpreise festlegen und Händlern bestimmte Verhaltensweisen diktieren. Generell blieb der Händ-ler gegenüber dem Hersteller auch nach der GVO-1995 in einer deutlich schwächeren Verhandlungsposition.602 Trotz der teilweisen Markt-liberalisierungen durch die GVO-1995 blieb der europäische Wettbewerb im Automobilsektor stark beschränkt. Dafür gab es drei wesentliche Gründe: Hauptgrund war die bestehende Einschränkung von Preisarbitrage durch Fahrzeugimporte. Diese schützte GVO-1995 außerhalb des Vertriebsnetzes der Hersteller nur für Endverbraucher. „Außenseiter“ dieser Vertriebs-
                                                 599  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1475/95 (1995), Art. 6 und Hattaβ (2007), S. 86. 600  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1475/95 (1995), Art. 6. 601  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1475/95 (1995), Art. 6 und Hattaβ (2007), S. 87.  602 Vgl. Flam/Hakan (1995), S. 2. 
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netzwerke, d. h. Reimporteure, durften ein Fahrzeug nur im Auftrag und Namen eines Endverbrauchers erwerben, und selbst dann nur unter Vorlage eines Endkundennachweises. Der Endverbraucher sah sich unab-hängig davon, ob er einen Zwischenhändler beauftragte oder den Reimport selbst durchführte, mit einem größeren Aufwand und damit indirekten Kosten konfrontiert als beim Erwerb eines Pkws von einem Vertragshänd-ler.603  Neben den bestehenden rechtlichen Beschränkungen gab es weitere Mög-lichkeiten, die Kunden von einem Reimport abzuhalten. Es bestand unter den Haltern von reimportierten Fahrzeugen die Befürchtung, beim Kun-dendienst nicht den gleichen Service wie für ein inländisches Fahrzeug zu erhalten. Weiterhin wurde behauptet, dass Fahrzeuge aus dem Ausland von schlechterer Qualität seien. Dadurch führte auch die GVO-1995 zu kei-ner deutlichen Erleichterung der Arbitrage durch gewerbliche Reimporte.  Zweitens blieb der Zugang zum Automobilmarkt sehr stark beschränkt, denn zum einen war es neuen Händlern nicht möglich, ohne die Zustim-mung der Hersteller in den Markt einzutreten,604 zum anderen fanden neue Produzenten kaum Händler, da diese wegen der Alleinvertriebsvereinba-rung an ihre Hersteller gebunden waren.605 Hinzu kam, dass auch kaum über das Internet vertrieben werden konnte, da dies ebenfalls nicht mit dem Gebietsschutz vereinbar war.606 Um Parallelimporte zu behindern, griffen einige Automobilhersteller auch zu unerlaubten Handlungen. Nach zahlreichen Verbraucherbeschwerden über Diskriminierungen und Behinderungen beim Fahrzeugerwerb leitete die Europäische Kommission Nachprüfungen ein, die ermitteln sollten, ob die Hersteller und deren Vertriebspartner den Verkauf von Fahrzeugen an Kunden aus anderen europäischen Ländern behinderten. Die Untersuchun-gen ergaben, dass die Volkswagen AG, die Daimler Chrysler AG, Opel-Nie-derlande, Renault, Citroen und Peugeot ihren Vertriebspartnern diktiert hatten, den Verkauf an ausländische Kunden einzuschränken oder zu ver-hindern.607 Ein Mittel dazu schienen auch die Lieferzeiten für Bestellungen 
                                                 603 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1475/95 (1995), Art. 2 ff. 604  Vgl. Hattaβ (2007), S. 91. 605 Vgl. Europäisches Parlament (2001), S. 3. 606 Vgl. Europäisches Parlament (2001), S. 3 ff. 607 Vgl. Europäische Kommission (2000), S. 64 ff. 

216



 

 

 

von ausländischen Käufern zu sein, die im Allgemeinen beträchtlich länger waren als für inländische Kunden.608 Im Ergebnis führte die GVO-1995 zu keiner deutlichen Einschränkung der Marktmacht der Hersteller oder zu einem Zugewinn an unternehmerischer Eigenständigkeit für die Händler. Somit erfüllte die GVO-1995 weder den Verbraucher- noch den Händlerschutz in zufriedenstellender Weise. Die Europäische Kommission erkannte diese Mängel und strebte durch die Novellierung der GVO im Jahr 2002 eine Korrektur an.609  
4.2.3  GV0-2002 Aus den oben genannte Gründen, hat die EU die GVO geändert,610 stieß da-bei jedoch auf Widerstand aus allen Richtungen.611 Die Automobilwirt-schaft war gegen eine Änderung der GVO und begründet insbesondere die Disparität in den Preisen mit der unterschiedlichen Besteuerung in den einzelnen Ländern.612  Am 31. Juli 2002 erließ die Europäische Kommission die neue GVO, die am 1. Oktober 2002 in Kraft trat.613 Verträge zwischen Herstellern und Händ-lern, die gemäß der GVO-1995 vereinbart wurden, mussten innerhalb eines Jahres angepasst werden.614  Im Folgenden werden die wesentlichen Ziele, Inhalte und Auswirkungen der GVO-2002 skizziert. Kapitel 4.2.3.4 betrachtet daraufhin die Preiskon-vergenz der Automobilpreise von 2001 bis 2009 als eine Form der mögli-chen Auswirkungen der GVO-2002.  
4.2.3.1  Ziele Ziel der GVO-2002615 war allgemein, den Wettbewerb im Automobilmarkt zu erhöhen. Konkret wurden die folgenden Ziele angestrebt: 
                                                 608 Vgl. Europäische Kommission (2000), S. 74. 609  Vgl. Hattaβ (2007), S. 103 ff. 610 Vgl. Jennen/Reinking (2002). 611 Vgl. Scheerer (2002). 612 Vgl. Reinking (2002b) und o.V. (2002a). 613 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 (2002), Art. 12. 614 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 (2002), Art. 11. 615  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 4 ff.  
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• Erhöhung des Wettbewerbs unter Händlern der selben Marke und unter Werkstätten, 
• Verringerung der Arbitrage durch mehr internationalen Handel, 
• Verbesserung des Marktzugangs von Ersatzteileherstellern und von Kfz-Herstellern durch Verhinderung des Ausschluss von Vertriebs-netzwerken, und 
• Reduktion der Marktmacht der Hersteller beim Vertrieb.  

4.2.3.2  Inhalt Der Verkauf bzw. Vertrieb von Fahrzeugen sollte nach der GVO-2002 we-sentlich liberaler erfolgen, indem die Kombination von selektivem und ex-klusivem Vertrieb verboten wurde. Der Hersteller musste sich demnach für eine der beiden Varianten entscheiden. In beiden Varianten konnte der Hersteller weiterhin qualitative Kriterien vorgeben, die der Händler erfül-len musste. Bis zu einem Marktanteil von 40 % für den selektiven Vertrieb und 30 % für den exklusiven Vertrieb konnte der Hersteller weiterhin ungeachtet der qualitativen Eignung Händler vom Vertrieb seiner Fahr-zeuge ausschließen.  Der Hersteller durfte den Händlern nicht länger vorschreiben, den Verkauf verschiedener Marken räumlich und personell zu trennen. Das Führen mehrerer Marken in einem Geschäft sollte die Markttransparenz fördern und den Vergleich unterschiedlicher Fahrzeuge erleichtern.  Bei der Wahl des exklusiven Vertriebs konnten die Hersteller den Händlern nicht mehr verbieten, Fahrzeuge eines bestimmten Herstellers an soge-nannte Außenseiter zu verkaufen.616 Das Verbot der Diskriminierung von Verbrauchern aus anderen Ländern blieb weiterhin Bestandteil der GVO.617 Diese Liberalisierung der GVO-2002 ermöglichte Reimporteuren den An-kauf von Pkw und die internationale Expansion von Händlern, wodurch ein stärkerer Wettbewerb und eine Zunahme an Arbitragegeschäften inner-halb der EU angestrebt wurden.  
                                                 616 Vgl. Europäische Kommission (2002d), S. 7. 617  Vgl Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 (2002), Art. 12. 
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Einigte sich der Hersteller mit Vertriebspartnern auf die selektive Distri-butionsstrategie, fiel nach GVO-2002 das Recht auf Gebietsschutz weg, d. h. der Händler durfte überall werben und Fahrzeuge vertreiben, allerdings nicht an Außenseiter des Vertriebsnetzwerkes.618 Die GVO-2002 sollte so-mit den Marktzugang für neue Hersteller erleichtern, indem diese beste-hende Vertriebswege nutzen konnten. Es stand dem Händler auch offen, überall in der EU (abgesehen von Marktgebieten mit exklusiver Vertriebs-strategie) Verkaufsstellen, Auslieferungsstellen oder Lager zu eröffnen, und Preisdifferenzen und Marktpotentiale selbst zu nutzen. Allerdings erlaubte eine Übergangsregelung den Automobilherstellern, die Niederlassungsfrei-heit bis zum Jahr 2005 einzuschränken.619 In der GVO-2002 wurde die Verpflichtung für Händler aufgehoben, neben dem Verkauf von Pkw auch eine Werkstatt zu führen. Daher ist es seitdem möglich, lediglich Vertragswerkstätten ohne Vertrieb zu betreiben und umgekehrt. Vertragshändler können sich seitdem auf den profitableren Geschäftsbereich konzentrieren und sich von unrentablen Bereichen tren-nen. Eine Quersubvention zu Lasten (oder zu Gunsten) eines Bereiches ist in diesem Fall nicht mehr notwendig, was zu marktgerechteren Preisen führen sollte. Da damit auch die Investitionsausgaben niedriger sind, fällt die Neugründung einer Verkaufsstätte oder einer Werkstatt leichter. Als Einwand wurde von der Automobilindustrie des Öfteren vorgebracht, dass die Kunden eine Trennung zwischen Vertrieb und Service nicht wünschen und somit diese Regelung den Kundenwünschen widerspricht.620 Da jedoch die GVO-2002 keine Trennung vorschrieb, sondern lediglich die erzwun-gene Verbindung von Vertrieb und Service aufhob,621 blieb es dem Nachfra-ger überlassen, ob er eine integrierte Lösung vorzieht oder nicht. Die Ver-tragshändler wurden nicht gezwungen, Änderungen in ihrem Geschäft vorzunehmen. GVO-2002 liberalisierte auch den Vertrieb von Ersatzteilen. Vor der Novel-lierung hatten die Automobilproduzenten das Recht, den Vertrieb von Er-satzteilen selbst durchzuführen, obwohl Ersatzteile meist von Zulieferfir-
                                                 618 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 (2002), Art. 5 (2) und Europäische Kommission (2002c), S. 7. 619 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 (2002), Art. 12 (2). 620 Vgl. VDA (2002b) und Reinking (2002a). 621 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 (2002), Art. 12 (2). 
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men produziert werden und nicht vom Hersteller. Somit musste der Händ-ler Ersatzteile beim Automobilhersteller zu dessen Preisen erwerben. Laut GVO-2002 besteht jedoch die Möglichkeit, diese direkt vom Produzenten der Ersatzteile zu beziehen. Es steht dem Händler auch offen, Ersatzteile gleicher Qualität von anderen Herstellern zu erwerben.622 Dadurch wurden mehr Wettbewerb und sinkende Preise auf dem Ersatzteilemarkt erwartet. Änderungen betrafen auch den Bereich Wartung und Instandhaltung. Die Hersteller durften gemäß GVO-2002 Werkstätten als autorisierte Partner nicht länger abweisen, wenn sie die qualitativen Kriterien erfüllten. Ferner wurden die Hersteller verpflichtet, technische Informationen, Werkzeuge und Schulungen zu marktüblichen Konditionen anzubieten.623  
4.2.3.3  Auswirkung Artikel 11 der GVO-2002 legte fest, dass die Europäische Kommission bis zum 31. Mai 2008 einen Bericht zur Funktionsweise der GVO veröffentli-chen muss.624 Die wesentlichen Inhalte dieses Berichts sind im Folgenden dargestellt.  Beim Fahrzeugvertrieb stellte die Kommission insgesamt fest, dass seit Ein-führung der GVO-2002 der Wettbewerb spürbar angestiegen ist. Dabei be-ruft sie sich auf den Preisrückgang von Pkw,625 mehr Neueintritte als Marktaustritte, größere Auswahl an Fahrzeugen, kürzere Lebenszyklen der Fahrzeuge bei konstanten Forschungs- und Entwicklungsausgaben der Hersteller sowie gemäßigte, aber schwankende Gewinnmargen der Her-steller und Händler.626  Jedoch schlugen nicht alle Instrumente der GVO-2002 gleichermaßen an, um das gesteckte Ziel der Verbesserung des Wettbewerbs innerhalb einer Marke und der Reduktion der Marktmacht der Hersteller zu erreichen.  Die Lockerung der Voraussetzungen zum Mehrmarkenvertrieb wurde kaum genutzt und deshalb hat dieses Instrument keine volle Wirkung ent-
                                                 622 Vgl. Europäische Kommission (2002d), S. 13. 623 Vgl. Europäische Kommission (2002c), S. 11. 624  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 (2002), Art. 11. 625  Inflationsbereinigt. 626  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 3. 
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faltet.627 Dies lag daran, dass Hersteller besorgt waren, dass der Mehrmar-kenvertrieb das Image ihrer Marke verwässern würde und deshalb stren-gere Auswahlkriterien für Händler einführten. Dies sorgte für höhere Kos-ten im Vertrieb.628 Der markeninterne Wettbewerb hat sich kaum erhöht, da sich fast alle Hersteller für den selektiven Vertrieb entschieden. Da fast kein Hersteller einen Marktanteil von mehr als 40 % erreichte, stand diese Vertriebsstrate-gie fast allen Herstellern offen. Der selektive Vertrieb erlaubte den Herstel-lern mehr Kontrolle über den Vertrieb als der exklusive Vertrieb. Oft wurde die Dichte an Händlern in einem Gebiet reduziert, weil ein Marktanteil von 40 % auch mit weniger Händlern erreicht werden konnte.629  Händler eröffneten auch kaum neue Verkaufsstandorte, was eine Locke-rung im Rahmen der exklusiven Verkaufsstrategie gewesen wäre. Für den Neuwagenmarkt bedeutete die GVO-2002 die Zunahme von Arbitragege-schäften. Bereits im Markt aktive Arbitrageure (Reimporteure) weiteten ihr Geschäft aus. Daneben dehnten bestehende Vertragshändler ihre Tätig-keit auf andere europäische Länder aus, um von unterschiedlichen Preisen zu profitieren.630  Im Reparatur- und Werkstattmarkt stieg die Anzahl und die Dichte der An-bieter und Vertragswerkstätten.631 Einige Händler stellten den Verkauf ein, um sich auf den Werkstättenbetrieb zu konzentrieren.632 Damit wurde die Trennung von Werkstatt und Verkauf vom Markt angenommen.  Der Marktanteil unabhängiger Werkstätten ging jedoch zurück. Diesen fehl-ten oft die finanziellen Mittel, in technische Ausrüstung und Ausbildung zu investieren, um die Werkstatt- und Wartungsarbeiten moderner Fahrzeuge zu übernehmen. Hier ist offensichtlich eine kritische Größe der Betriebe er-forderlich, die eine derartige Investition rechtfertigt. Im Ergebnis konsoli-dierte sich der Werkstättenmarkt indem sich größere Ketten bildeten, die 
                                                 627  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 5. 628  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 5. 629  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 5. 630  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 4. 631  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 4. 632  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 6. 
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die nötige kritische Masse erreichten, um im Serviceangebot mit den Ver-tragswerkstätten konkurrieren zu können.633 Im Ersatzteilemarkt ließ sich eine spürbare Verstärkung des Wettbewerbs nicht beobachten. Vertragswerkstätten beziehen ihre Ersatzteile nach wie vor überwiegend von den Pkw-Herstellern.634 
4.2.3.4  Veränderung von Fahrzeugpreisen seit 2001 Eine Methode, die Auswirkung der GVO-2002 empirisch zu untersuchen, liegt in dem Vergleich der Nettofahrzeugpreise in Europa im Jahr 2001635 und 2009. Eine Annäherung der Preise in Europa im Lauf dieses Zeitraums würde für einen verstärkten internationalen Wettbewerb und damit eine Wirkung der GVO-2002 sprechen.  Nettofahrzeugpreise aus dem Jahr 2001 waren für 14 Länder vorhanden: Belgien, Deutschland, Dänemark, Spanien, Frankreich, Finnland, Großbri-tannien, Griechenland, Italien, Irland, Luxemburg, die Niederlande, Portu-gal und Schweden. Für insgesamt 22 Fahrzeuge aus sechs verschiedenen Fahrzeugklassen wurden Nettopreise ermittelt. Für jedes Fahrzeug konnte damit der Preis im Bezug auf Deutschland, für das ein Index von 1.00 ge-wählt wurde, ermittelt werden, und so ein Durchschnittspreisindex pro Fahrzeugklasse und Land. Die gleiche Analyse wurde für dieselben Länder mit Zahlen aus dem Jahr 2009 durchgeführt.636 Um zu ermitteln, ob sich die Nettopreise insgesamt eher angeglichen haben oder die Bandbreite der Preise in den untersuchten Ländern zugenommen hat, wurden folgende Kennzahlen berechnet:  

• Der einfache Mittelwert der Preise einer Fahrzeugklasse in Europa ist mit Ø gekennzeichnet; dieser besagt auch, ob die Preise in Deutschland über oder unter dem Durchschnitt der untersuchten Länder liegen. 
                                                 633  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 4. 634  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 4. 635  Daten aus dem Jahr 2001 wurden aus einer Analyse im Jahr 2003 entnommen. Vgl. Kunert/Kuhfeld/Bach/Keser (2003).  636  Siehe Tab. 4. 
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• Die Standardabweichung σ; die Standardabweichung gibt die Streu-ung der Werte um den Mittelwert an.  
• Die Differenz zwischen dem Minimal- und Maximalwert (bezeich-net als d), die die maximale Bandbreite der Preise einer Fahrzeug-klasse in Europa wiedergibt.  Die Ergebnisse dieser Analyse sind in Tab. 14 zusammengefasst.  Tab. 14: Veränderung von Nettokaufpreisen von 2001 bis 2009 

Fahrzeugklasse 2001 2009 Ø σ d Ø σ d Kleinstwagen 0.90 5.05 % 0.19 0.94 4.51 % 0.16 Kleinwagen 0.92 6.25 % 0.26 0.92 4.73 % 0.17 Untere Mittelklasse 0.90 7.20 % 0.30 0.93 4.74 % 0.17 Mittelklasse 0.91 7.95 % 0.31 0.92 4.19 % 0.14 Obere Mittelklasse 0.95 6.49 % 0.22 0.95 4.94 % 0.15 Oberklasse 1.00 2.70 % 0.12 0.98 4.39 % 0.16 Van 0.90 7.20 % 0.30 0.98 4.16 % 0.16 SUV 1.00 2.70 % 0.12 0.97 4.46 % 0.15 Durchschnitt 0.93 5.69 % 0.23 0.95 4.51 % 0.16 Quelle: Eigene Berechnung, eigene Darstellung 
In dieser Tabelle erkennt man, dass von 2001 bis 2009 die Bandbreite der Preise in den untersuchten Ländern in Durchschnitt abgenommen hat. Im Jahr 2009 lagen die Minimum- und Maximumpreise im Durchschnitt nur 16 Prozentpunkte voneinander entfernt, während der Wert für 2001 bei 23 Prozentpunkten lag.  Nicht nur die Bandbreite, sondern auch die Standardabweichung der Preise ist im Jahr 2009 geringer als im Jahr 2001, was zeigt, dass die Preise insge-samt näher am Mittelwert liegen als acht Jahre davor, und sich so die Preise tendenziell eher angeglichen haben.  Dieses Ergebnis deckt sich mit den Untersuchungen der Preiskonvergenz von Gil-Pareja und Sonsvilaa-Rivero und der Europäischen Kommission. Gil-Pareja und Sonsvilaa-Rivero zeigten in ihrer Untersuchung des Automo-
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bilmarkt der EU-15 Länder zwischen 1995 und 2005, dass die Preisunter-schiede im Jahr 2005 geringer waren als vor 2001.637 Dies stimmt mit der Feststellung der Europäischen Kommission überein, dass sich die Pkw-Nettopreise in Europa angeglichen haben.638 
4.2.4  GV0-2010 Am 1. Juni 2010 ist die GVO-2010 in Kraft getreten, die zum einen Verein-barungen beim Bezug, Verkauf oder Weiterverkauf neuer Kraftfahrzeuge639 und zum anderen auf Vereinbarungen im Kfz-Anschlussmarkt (Bezug, Verkauf oder Weiterverkauf von Kraftfahrzeugersatzteilen sowie die Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen) beinhaltet.640 
4.2.4.1  Ziele  Basierend auf den Auswirkungen der GVO-2002 und dem Bericht der Kom-mission zur Funktionsweise der GVO verfolgt die GVO-2010 primär die fol-genden Ziele:  

• Intensivierung des Wettbewerbs auf dem Markt für Instandset-zungs- und Wartungsarbeiten. 
• Sicherstellung, dass die Hersteller ihre Gewährleistungspflichten erfüllen. 
• Auflockerung der Restriktionen für den Fahrzeugvertrieb, um die Vertriebskosten zu senken.641 

4.2.4.2  Inhalt 

Vertrieb von Kraftfahrzeugen Die Bestimmungen der GVO-2002 zu vertikalen Vereinbarungen beim Be-zug, Verkauf oder Weiterverkauf neuer Kraftfahrzeuge gelten bis zum 31. Mai 2013. Ab dem 1. Juni 2013 fallen diese Geschäftsverbindungen unter die Allgemeine Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung (Schirm-GVO), 
                                                 637  Vgl. Gil-Pareja/Sonsvilaa-Rivero (2005), S. 8 ff. 638  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 4. 639  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 461/2010, Artikel 2 ff. 640  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 461/2010, Artikel 4. 641  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 4 ff. 
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die in allen Branchen Anwendung findet. Da die EU-Kommission zu der Erkenntnis kam, dass beim Vertrieb von Kraftfahrzeugen keine erhebliche Einschränkung des Wettbewerbs zu beobachten ist, sah sie keinen Grund, die eine strengere Regelung als die Schirm-GVO rechtfertigen würde. Die EU-Kommission erhofft sich durch die neue GVO eine Verringerung der Vertriebskosten für Neufahrzeuge, da sie der Meinung ist, dass die Rege-lungen der GVO-2002 zu restriktiv waren und zu Mehrkosten führten. Der Hersteller soll seine Vertriebsstruktur flexibler gestalten können, um sie auf die jeweilige Situation anzupassen. Aus diesem Grund macht die Schirm-GVO im Vertrieb einige Wettbewerbsliberalisierungen der GVO-2002 wieder rückgängig.642 Die Schirm-GVO ermöglicht den Unternehmen einen quantitativ selektiven Vertrieb, qualitativ selektiven Vertrieb oder exklusiven Vertrieb zu etablie-ren, solange die Vertragspartner (Hersteller und Händler) nicht mehr als 30 % Marktanteil besitzen.643 Einige Beschränkungen werden oder bleiben ausdrücklich untersagt (Kernbeschränkungen). Der Hersteller darf den Händler in seiner Verkaufs-preisfestsetzung nicht behindern. Weiterhin darf die Gebiets- oder Kun-dengruppe nicht beschränkt werden. Der Händler darf die Fahrzeuge auch an Mittler mit Enderbrauchernachweis, Leasingunternehmen und andere Händler innerhalb des Vertriebssystems verkaufen.644 Besitzt ein Hersteller mehrere Marken, kann er dem Händler nicht untersagen, diese zu vertreiben.645 Demgegenüber sind die folgenden Wettbewerbsbeschränkungen in der Schirm-GVO erlaubt: Der Verkauf an nicht zugelassene Händler des Vertriebssystems, oder in Gebieten mit exklusivem Vertriebssystem bleibt weiterhin untersagt.646  Der Hersteller kann vom Händler für weitere fünf Jahre ab Inkrafttreten deren Vereinbarung Markenexklusivität verlangen. Die Europäische Kom-
                                                 642  Vgl. Europäische Kommission (2008), S. 4 ff. 643  Vgl. Verordnung (EU) Nr. 330/2010, Artikel 2 ff. 644  Vgl. Europäische Kommission (2010a), S. 23. 645  Vgl. Clifford Chance (2010), S. 4. 646  Vgl. Verordnung (EU) Nr. 330/2010, Artikel 4. 
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mission begründet dies mit der Tatsache, dass der Mehrmarkenvertrieb bisher kaum genutzt wurde.  
• Die freie Standortwahl kann ab dem 1. Juni 2013 wieder von den Herstellern untersagt werden. Diese hatte die GVO-2002 im Rah-men eines selektiven Vertriebsnetzes dem Händler ermöglicht, überall in der EU Verkaufsstellen, Auslieferungsstellen oder Lager zu eröffnen, wurde allerdings ebenfalls kaum in Anspruch genom-men.647  
• Der Hersteller kann vom Händler verlangen, alle Serviceleistungen zu erbringen.648 Das in der GVO-2002 verankerte Recht auf Tren-nung von Verkauf- und Reparaturgeschäft wird somit revidiert.  
• Eine weitere Einschränkung für den Händler betrifft die Wahlfrei-heit über die Angebotspalette. Der Hersteller konnte nach der GVO-2002 den Händlern nicht diktieren, welche Modelle er verkaufen soll. Dies ist nach der Schirm-GVO möglich.649 

Anschlussmarkt Die GVO-2010 gilt ab dem 1. Juni 2010 für Vertriebsvereinbarungen auf den Anschlussmärkten. Für Neuverträge gilt die GVO-2010 seit 1. Juni 2010 und bereits bestehende Verträge müssen bis zum 31. Mai 2011 angepasst werden.650 Verträge im Anschlussmarkt müssen neben den Voraussetzungen der Schirm-GVO, wie sie oben erläutert wurden, zusätzliche Kriterien erfüllen, um von Artikel 101 (1) AEU-Vertrag ausgenommen zu werden:651 
• Der Verkauf von Kraftfahrzeugersatzteilen an unabhängige Werk-stätten darf nicht beschränkt werden. 

                                                 647  Vgl. Clifford Chance (2010), S. 4. 648  Vgl. Verordnung (EU) Nr. 330/2010, Artikel 2. 649  Vgl. Verordnung (EU) Nr. 330/2010, Artikel 2. 650  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 461/2010, Artikel 11. 651  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 461/2010, Artikel 4. 
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• Der Hersteller von Ersatzteilen, Instandsetzungsgeräten, Diagnose- oder Ausrüstungsgegenständen darf nicht beschränkt werden, diese an Händler, Werkstätten oder Endverbraucher zu verkaufen. 
• Der Hersteller von Zulieferprodukten (Originalteilehersteller), die zur Produktion der Fahrzeuge durch den Fahrzeughersteller ver-wendet werden, darf nicht beschränkt werden, sein Waren- oder Firmenzeichen auf diesen Teilen anzubringen.652 Da die Produkte im Anschlussmarkt fahrzeugspezifisch sind, kann davon ausgegangen werden, dass so gut wie alle Vereinbarungen nicht unter der Marktanteilsschwelle von 30 % liegen und somit nicht durch die GVO-2010 freigestellt werden können.653 

4.2.4.3  Erwartete Auswirkung und Bewertung 

Vertrieb Die Schirm-GVO erlaubt horizontale Vertriebsbeschränkungen, wenn die Vertragspartner (Hersteller und Händler) nicht mehr als 30 % Marktanteil besitzen, da davon ausgegangen wird, dass bei einem solch niedrigen Marktanteil sich keine gravierenden Einschränkungen des gesamten Wett-bewerbs ergeben werden. Durch die Herabsetzung der Schwelle im Ver-gleich zur GVO-2002 und die Einbeziehung sowohl der Anbieter als auch der Abnehmer der relevanten Vereinbarung werden möglicherweise bisher unter die GVO-2002 fallende Vertriebsverträge nicht mehr unter die Schirm-GVO fallen. Für Vertriebsvereinbarungen, die unter die Schirm-GVO fallen, erhöht sich allerdings der Gestaltungsspielraum der Hersteller.  Bis zu einem Zeitraum von fünf Jahren kann nach der GVO-2010 der Her-steller verlangen, dass seine Fahrzeuge in eigenen Ausstellungsräumen zum Verkauf angeboten werden, und somit die Markenexklusivität beim Vertrieb verlangen. Die Gründe für dieses Zugeständnis an die Hersteller lagen an den hohen Anforderungen der Fahrzeughersteller. So war es nicht unüblich, vom Händler Investitionen in Höhe von 20 % seiner Vertriebs-kosten zu verlangen, die den Mehrmarkenvertrieb unrentabel gemacht haben. Zwar wurde der Mehrmarkenvertrieb nach der GVO-2002 kaum 
                                                 652  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 461/2010, Artikel 5. 653  Vgl. Clifford Chance (2010), S. 3. 

227



 

 

 

wahrgenommen, so dass diese Einschränkung keine große Auswirkung haben dürfte. Die mangelnde Wahrnehmung einer wettbewerbsfördernden Maßnahme ist jedoch keine ausreichende Begründung, um sie explizit zu erlauben. Die Europäische Kommission hätte stattdessen weitere Maßnah-men berücksichtigen können, die zu einer Zunahme des Mehrmarkenver-triebs geführt hätten. Die Einschränkung der Standortwahl der Händler wird ebenfalls von der Kommission damit begründet, dass diese Option der GVO-2002 kaum ge-nutzt wurde. Die Kommission hat dem Markt aber nicht genügend Zeit ge-geben, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen, da es eine Übergangs-regelung gab, die dem Hersteller erlaubte, das Eröffnen weiterer Verkaufs-stellen zu verbieten. Die Kommission hat ihren Bericht 2008 veröffent-licht654 und somit ihre Entscheidung auf Marktentwicklungen von nur zwei bis drei Jahren basiert, was für derartige Anpassungsprozesse zu kurz ist.  In der Summe eröffnet die GVO-2010 den Herstellern die Möglichkeit, eine höhere Machtposition gegenüber den Händlern einzunehmen und wett-bewerbsbeschränkende Maßnahmen zu ergreifen. Es wird sich zeigen, ob der Wettbewerb genügend intensiv ist, um dies zu verhindern. 
Anschlussmarkt Im Anschlussmarkt ist ein deutlicher Anstieg des Wettbewerbs durch die GVO-2010 zu erwarten. Freie Werkstätten werden einen leichteren Zugang zu den erforderlichen Informationen, Ersatzteilen, Instandsetzungsgeräten, Diagnose- oder Ausrüstungsgegenständen haben und somit den Preisdruck auf den Anschlussmarkt erhöhen. Der Endverbrauch kann somit mit sin-kenden Preisen und einer besseren Versorgung mit Dienstleistungen auch außerhalb der Vertragswerkstätten rechnen.   

                                                 654  Vgl. Europäische Kommission (2008), S.6 ff. 
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F   Schlussbetrachtung Die wesentlichen Ergebnisse dieser Arbeit sind im Folgenden zusammen-gefasst. Der europäische Vergleich der Abgaben auf Erwerb, Zulassung, Besitz und Nutzung von Pkw zeigt große Unterschiede sowohl in der Höhe der Abga-ben als auch in den Bemessungsgrundlagen und Steuertarifen. Eine Harmo-nisierung der Abgabensysteme besteht nur bei einzelnen Abgaben. Daraus ergeben sich große Differenzen in der Höhe der Abgaben und folglich bei den Gesamtkosten der Pkw-Nutzung.  Relativ zum Einkommen ist in den neuen EU-Ländern655 Autofahren am teuersten, wo in manchen Ländern die Vollkosten eines VW Golf bei einer Nutzung von 15.000 Kilometern im Jahr mehr als 40 % des durchschnittli-chen pro Kopf Einkommens betragen. Am billigsten ist Autofahren für den Durchschnittsbürger in Luxemburg, wo die Vollkosten nur 5,9 % des jährli-chen pro Kopf Einkommens betragen.  Von 2001 bis 2009 sind im Schnitt sowohl die Vollkosten als auch die Ab-gaben relativ zum durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen in Europa ge-sunken. Damit ist heute das Fahren eines Golfs – der darüber hinaus tech-nisch deutlich besser ist als der Golf aus dem Jahr 2001 – in Relation zum Einkommen billiger als vor acht Jahren. Die Kosten der Autonutzung in Deutschland liegen meist im europäischen Durchschnitt, für Fahrzeuge der Oberklasse sogar unter dem Durchschnitt. Bezogen auf das durchschnittli-che Einkommen ist damit Autofahren in Deutschland eher günstig.  Der Dieselantrieb hat mit ca. 50 % des Fahrzeugbestandes große Bedeu-tung in Europa und wird meist sehr unterschiedlich zum Benzinantrieb be-steuert. Ab einer hohen jährlichen Fahrleistung (ca. 20.000 km) ist der Dieselantrieb in den meisten Ländern zwar derzeit billiger als der Ottoantrieb, doch ist zu erwarten, dass aufgrund strengerer Umweltvor-schriften und den damit verbundenen Kosten und technischen Verbes-serungen des Ottoantriebs der Dieselantrieb in Zukunft eher an Bedeutung verlieren wird.  
                                                 655 Insbesondere Bulgarien, Rumänien, Polen, Lettland, Litauen, Ungarn, Estland und Slowakei. 
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Um die klimaschädlichen Emissionen aus dem Straßenverkehr zu reduzie-ren, implementierte die Europäische Union eine Reihe von Instrumenten mit den folgenden Ergebnissen: 
• Eine Selbstverpflichtung der Automobilindustrie im Jahr 1998 sollte die durchschnittliche CO2-Emission durch technologischen Fortschritt auf 140 g/km bis 2008 reduzieren. Allerdings verfehlte diese Maßnahme ihr Ziel.656  
• Die verpflichtende Kennzeichnung aller Pkw mit CO2-Emissions-werten und dem Kraftstoffverbrauch seit 1999 sollte Pkw-Nutzer zum Kauf sparsamerer Fahrzeuge anregen.657 Untersuchungen ha-ben jedoch gezeigt, dass diese Maßnahme keine spürbaren Effekte mit sich brachte.658  
• Im Jahre 2005 veröffentlichte die Kommission einen Richtlinienvor-schlag, der vorsah, dass die jährlichen Abgaben und die einmaligen Zulassungsabgaben (zumindest teilweise) von der CO2-Emission des Fahrzeuges abhängen sollen.659 Dieser Vorschlag wurde nie um-gesetzt.  
• 2009 wurde eine Verordnung verabschiedet, die den Automobilher-stellern CO2-Zielvorgaben für ihre Neuwagenflotte ab dem Jahre 2012 vorschrieb. Diese Verordnung enthielt zahlreiche Sonderrege-lungen und Ausnahmen und kann in einer volkswirtschaftlichen Analyse im Bezug auf Effektivität, Effizienz, Neutralität, Transpa-renz und Billigkeit nicht überzeugen. Andere Instrumente zur Re-duzierung der CO2-Emissionen, insbesondere der Emissionsrech-tehandel, erfüllen diese Kriterien deutlich besser.660  Neuzulassungen im Jahr 2009 wiesen im Schnitt einen geringeren Kraft-stoffverbrauch auf als Neuzulassungen im Jahr 2008. Dies ist jedoch zum Teil durch technologischen Fortschritt bedingt.  

                                                 656  Vgl. Europäische Kommission (2005b), S. 7 ff. 657  Vgl. Richtlinie 1999/94/EG; Europäische Kommission (2007) und Europäische Kommission (2005b), S. 7 ff. 658  Vgl. Europäische Kommission (2007).  659  Vgl. Europäische Kommission (2005), S. 7 ff. und Kunert/Kuhfeld (2005), S. 743 ff. 660  Vgl. Verordnung (EG) Nr. 443/2009.  
230



 

 

 

Derzeit sind in 17 der untersuchten 29 Länder CO2-Emissionen oder der Verbrauch Bemessungsgrundlage bei der Besteuerung von Personenkraft-wagen,661 mit stark unterschiedlichen Anteilen an den Gesamtabgaben. Die Bandbreite der CO2-abhängige Komponente der Besteuerung kann je nach Fahrzeug maximal über 80 % der Gesamtbesteuerung ausmachen; das Mi-nimum liegt unter 10 %.  Zwar besteht in jedem Land Europas ein statistisch signifikanter Zusam-menhang zwischen der CO2-Emission eines Fahrzeuges und den nutzungs-unabhängigen Abgaben. In den 17 Ländern, die Abgaben abhängig von CO2-Emissionen des Fahrzeuges erheben, ist der Zusammenhang nicht größer als in den Ländern, in denen CO2-Emissionen kein Besteuerungskriterium sind.  Pkw-Halter scheinen Abgaben bei der Kaufentscheidung eines sparsamen oder weniger sparsamen Neuwagens in Betracht ziehen, da ein signifikan-ter statistischer Zusammenhang zwischen den nutzungsabhängigen Abga-ben und der CO2-Flottenemission aller Neuzulassungen im Jahr 2009 bzw. der Veränderung CO2-Flottenemission aller Neuzulassungen von 2008 auf 2009 besteht. Die Analyse deutet weiter auf einen größeren Einfluss der nutzungsabhängigen Besteuerung auf die CO2-Flottenemission hin als die nutzungsunabhängigen Abgaben. Abgaben scheinen nicht so sehr die Intensität der Fahrzeugnutzung zu be-einflussen. Eine deutlich höhere Nutzung pro Kopf in den reichen Ländern Europas überkompensiert die CO2-Ersparnis durch eine etwas effizientere Fahrzeugflotte – und dies, obwohl die durchschnittlichen nutzungsunab-hängigen Kosten im Durchschnitt dort deutlich höher sind als in Ländern ohne nutzungsunabhängige CO2-Abgabe. Damit wäre die relative Abgaben-last der Bürger in Westeuropa nicht hoch genug, um tatsächlich eine spür-bare Auswirkung auf die Nutzung von Pkw zu haben. Die CO2-orientierte Novellierung der Kfz-Steuer in Deutschland hat die CO2-Abgaben gerade mal auf den europäischen Durchschnitt gehoben. Damit kann kaum davon ausgegangen werden, dass die Kfz-Steuer Kaufanreize für effizientere Fahrzeuge schafft, besonders im Hinblick auf die fast verschwindend geringe Bedeutung relativ zu den Vollkosten der Pkw-Nut-
                                                 661  Zusätzlich zur Besteuerung der Nutzung, die immer abhängig von den CO2-Abgaben ist.  
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zung und zu dem deutschen Durchschnittseinkommen. Die Gelegenheit, eine echte CO2-Abgabe in Deutschland einzuführen, wurde damit vertan. Die modelltheoretische Analyse der Automobilmärkte in Europa zeigt, dass in einem Land mit relativ hohen steuerlichen Belastungen die Fahrzeug-hersteller einen etwas niedrigeren Nettopreis ansetzen werden als in ei-nem Land mit nur sehr geringen Steuern. Dies bestätigt die Analyse der Ab-gaben und der Fahrzeugnettopreise, die zeigt, dass der Nettokaufpreis um-so geringer ist, je höher die Abgaben beim Erwerb sind. Das Gleiche gilt für den Zusammenhang zwischen Gesamtabgaben und Nettokaufpreis, wobei im Durchschnitt der Einfluss der Gesamtabgaben auf die Nettopreise nicht so stark ist wie der Zusammenhang zwischen Nettokaufpreis und Abgaben auf den Erwerb.  Die Preisunterschiede in Europa ließen sich historisch durch die Gruppen-freistellungsverordnung des Automobilsektors von dem Verbot von Wett-bewerbsbeschränkungen in der EU erklären. Von 1995 bis 2010 sorgen mehrere Gruppenfreistellungsverordnungen für eine schrittweise Liberali-sierung des europäischen Automobilmarktes, mit dem Ziel, den Wettbe-werb und grenzüberschreitenden Handel zu stärken.  Tatsächlich zeigt sich, dass von 2001 bis 2009 die Bandbreite der Preise in den untersuchten Ländern in Durchschnitt abgenommen hat, und sich die Preise tendenziell eher angeglichen haben. Dies kann als Indiz für die Ver-stärkung des Wettbewerbs im Automobilmarkt in Europa betrachtet wer-den.  
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Der Automobilsektor ist aufgrund seines Beitrags zu Steueraufkommen, 
Arbeitsplätzen und der Sicherstellung der Mobilität einer der bedeutends-
ten Industriezweige in Europa.
Die Schattenseite der Automobilindustrie sind die CO

2
-Emissionen, die 

mit 20 % aller CO
2
-Emissionen in Europa wesentlich zum Klimawandel 

beitragen, Tendenz steigend. Deshalb richten immer mehr Staaten ihre 
Besteuerung der Pkw explizit oder implizit nach Umweltstandards aus.
Gleichzeitig ist eines der wesentlichen Ziele der Europäischen Union die 
Schaffung und Wahrung eines einheitlichen europäischen Binnenmarkts, 
wofür ein einheitliches Steuersystem eine bedeutende Rolle spielt. Jedoch 
sorgt die Heterogenität von Gesetzen, Steuern und Abgaben auf Pkw in 
den einzelnen Ländern nach wie vor für Marktverzerrungen und Wett-
bewerbsbeschränkungen.

Diese Arbeit untersucht 
sowohl konzeptionell als auch quantitativ die Abgaben auf den Er-
werb, den Besitz und die Nutzung von Pkw in den EU-Ländern, Nor-
wegen und der Schweiz,
bestehende und potentielle Maßnahmen der EU zur CO

2
-Reduzie-

rung und die Gruppenfreistellungsverordnung,
den Einfluss von Abgaben auf die europäischen Automobilpreise und 
damit auf Arbitrageeffekte.
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